Die städtische Gerichtsbarkeit in der Reichsstadt flachen. 

Von Hermann Wirtz. 
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I. Die städtischen Gerichte im allgemeinen. 

Die das Gerichtswesen der Städte des Mittelalters kennzeich¬ 
nende Zersplitterung ‘), die Gerichtssonderung nach Ständen, 
Berufs- und Gesellschaftsklassen, beherrschte auch die Recht¬ 
sprechung in der Reichsstadt Aachen bis zur Beseitigung ihrer Un¬ 
abhängigkeit durch die Franzosen. Da sind das Wollenambacht 2 ) 

l ) In Köln gab es z. B. 12, in Maastricht 9, in Worms 14 verschieden¬ 
artige Gerichte. 

a ) Noppius, Aacher Chronik, Cölln 1632, III, S. 136, zitiert: Noppius. 
— Moser, Staätsrecht d. heil. röm. Reichs Statt Aachen, Leipz. u. 
Frankf. 1740, S. 41, zitiert: Moser, Staatsrecht. — Kley, Geschichte und 
Verfassung d. Aachener Wollenambachts ... Siegburg 1916, S. 92, 100, 
109, zitiert: Kley. 
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und die übrigen Zünfte 1 ), die Marktmeister 2 ), die Lehnsherren 3 ), 
das Köhler- oder Berggericht 4 ), der Propst 6 ), der Scholastikus 6 ) 
und die Offiziere der Stadttruppen 7 ), die alle im Laufe der 
Zeit eine eigene, wenn auch beschränkte Gerichtsbarkeit er¬ 
hielten. Doch waren in ältester Zeit für die meisten wichtigen 
Kriminal- und Zivilsachen der Schöffenstuhl 8 ) als das könig¬ 
liche-, der Send als das geistliche Gericht 9 ) und das Kur¬ 
gericht die alleinigen Inhaber der Jurisdiktion. Bei den in dieser 
Arbeit zur Behandlung kommenden Gerichten, den städtischen, 
handelt es sich zunächst um eine ohne Zweifel sehr alte Ein¬ 
richtung, das Kurgericht, das später zu einem städtischen wurde, 
und um jüngere Gerichte, die sich aus dem Rate und der 
städtischen Verfassung entwickelt haben. Die Eigenart in der 
Entwicklung der Aachener Verfassung und Rechtsverhältnisse, 
die in der Eigenschaft der Stadt als Kaiserpfalz und Krönungsort 
begründet ist, läßt Vergleiche mit anderen Städten als nicht 
angängig erscheinen. Höchstens können die alten Pfalzen und 
Königsgüter Frankfurt, Duisburg, Dortmund und Nimwegen 
zu Analogieschlüssen, aber auch nur mit Vorsicht und steter 
Berücksichtigung ihrer besonderen Entwicklung, herangezogen 

‘) Hermandung, Das Zunftwesen der Stadt Aachen bis zum Jahre 1681. 
Münst. Diss. Aachen 1908, S. 65, zitiert: Hermandung. 

-) Marktmeisterbuch (im Stadtarchiv). Policey Ordtnung, Aach 1650, 
S. 26. 

3 ) Noppius, I, cap. 35, S. 129. Moser, Staatsr., S. 150, § 109. — 
H. Loersch, Achener Rechtsdenkmäler aus dem 13., 14. und 15. Jahrh. 
Bonn 1871, S. 139, zitiert: Loersch ARD. 

4 ) Willms, Der Anteil der Reichsstadt Aachen an der Steinkohlen¬ 
gewinnung im Wurmrevier, Bonn, Diss. (Auszug), Eschweiler 1920. 

5 ) RP 5. VII. 1668, Allgemeine Prozeß-Akten 4. 62; Lichius, ZAGV 37, 
S.23; Quix, Hist. Beschreibung der Münsterkirche, Aachen 1825, S. 64. — 
Quix, Hist.-topogr. Beschreibung der Stadt Aachen und ihrer Um¬ 
gebung, Köln und Aach. 1829, S. 35. 

6 ) Noppius, I, S. 204; Fritz, ZAGV 28, S. 167; vgl. Lichius, ZAGV 
37, S. 57 f. 

7 ) PC 5. XI. 1669; 22. X. 1675. Moser, Staatsr. S. 150, § 110. Meyer, 
Aachensche Geschichten II. Teil (ungedr.) Stadtregierung iol. 80. 

8 ) Graß, Gesch. u. Verfassung d. Schöffenstuhls zu Aachen, ZAGV 
Bd. 41 u. 42, zitiert: Graß. 

9 ) Frohn, Das Sendgericht zu Aachen bis zur Mitte des 17. Jahrh., 
Aachen 1913, zitiert: Frohn. 
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werden'). Während das Kurgericht, wie im späteren gezeigt 
wird, älter ist, setzen die anderen städtischen Gerichte, das 
Rats-, Bürgermeister-, Baum- und Interimsgericht, das Vor¬ 
handensein des Rates und einer städtischen Verfassung voraus. 

Das Entstehungsjahr des Aachener Rates steht nicht fest. 
Doch bestand er bereits um die Mitte des 13. Jahrhunderts. 
Urkundlich erwähnt wird er freilich erst im Jahre 1273. Dort 
wird außer den »iudices, scabini, consulatus« auch der »civium 
magistratus« ausdrücklich genannt 2 ). Es sei uns gestattet, am 
Änfange dieser Arbeit in Kürze auf die äußere Geschichte des 
Rates selbst einzugehen 3 ). Vor seiner Entstehung lag die Ver¬ 
waltung der Stadt in Händen der Schöffen. Zunächst regierte 
ein Rat, der sich aus einer Erweiterung des Schöffenkollegiums 
gebildet hatte 4 ), und zwar, wie aus der Verordnung über Bier- 
accise 6 ) und über Weinverkauf 6 ) zu ersehen ist, unter Mit¬ 
wirkung der königlichen und jülichschen Beamten. Allmählich 
befreite er sich von diesem Zwange, und die führende Stellung 
der Bürgermeister trat immer mehr hervor. Der Gaffelbrief 
vom 24. Nov. 1450 7 ) brachte nach langen Kämpfen der Patrizier 
mit den Zünften eine völlige Änderung der Verfassung. Der 
Erbrat wurde beseitigt, An seine Stelle trat ein gewählter Rat, 
der sich jährlich zur Hälfte durch Wahl der Gaffeln ergänzte. 
Nach den schweren Kämpfen der Jahre 1461 —1512 blieb die 
Verfassung der Stadt im allgemeinen dieselbe, An der Spitze 
der Stadtregierung stand der »Große oder Gemein Rat«, aus 

*) Ändere Pfalzen wie Köln, Worms, Mainz, Straßburg und Basel 
kommen wegen des beherrschenden Einflusses der Bischöle nicht in 
Betracht. 

2 ) Loersch, ARD, S. 38, Nr. 3. — Böhmer-Ficker, Regesten d. Kaiser¬ 
reiches 1198—1272 Nr. 5003 wird der Rat als in der Urkunde Wilhelms 
v. 14. V. 1250 vorkommend erwähnt. Doch ist in der Urkunde von 
einem Rate tatsächlich nicht die Rede [Original: Aach. Stadtarchiv 
A. I. 6.]. — Th. Jos. Lacomblet, Urkundenbuch für die Geschichte des 
Niederrheins, 4 Bde., Düsseldorf 1840—1858, 2, S. 190, Nr. 360]. 

s ) Gengier, Codex juris municipalis Germaniae medii aevi, Er¬ 
langen 1863, S. 1 ff. 

4 ) Vgl. Rieh. Schröder, Lehrbuch der deutschen Rechtsgeschichte, 
5. Äufl., S. 651. 

*) Loersch, ARD, S. 35, Nr. 2. 

6 ) Ebenda, S. 38, Nr. 3. 

7 ) Noppius, III, Nr. XXXIII. Meyer, II, Stadtreg., § 35. 


Zeitschr. d. Aachener Geschichtsvereins 43. 
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129 Gliedern bestehend 1 ). Ihm unterstand der »Geheim oder 
Kleine Rat«, der sich aus den Bürgermeistern, den- Syndizis, 
dem Sekretär und 41 Ratsherren zusammensetzte. Diesem war 
das »Beamtenkollegium«, dem die regierenden und »abgestan¬ 
denen« Bürgermeister, die Werk-, Rent-, Wein-, Baumeister und 
die beiden Syndizi angehörten, verantwortlich 2 ). Seit seiner 
Entstehung war der Rat auch im Besitze einer gewissen Gerichts¬ 
barkeit, war doch eine Verwaltungsbehörde ohne richterliche 
Befugnisse im Mittelalter undenkbar 3 ). Schon in früher Zeit 
besaß er die hohe, die Blutgerichtsbarkeit 4 ) und urteilte über 
Friedensstörungen und Aufruhr, über Hinterziehung städtischer 
Abgaben und über Überschreitung der festgesetzten Höchst¬ 
preise. Eine ähnliche Entwicklung können wir auch bei vielen 
anderen Städten beobachten. So hatte der Rat von Straßburg 
bereits vor 1215 eine unbestrittene Gerichtsbarbeit über Friedens¬ 
störungen und Schuldklagen B ). Auch der Nürnberger Rat hatte 
bereits vor 1313 die volle Friedens- und Marktgerichtsbarkeit in 
Händen und konnte schon 1320 Urteile über Leben und Tod 
fällen 6 ). Desgleichen hatte der Rat von Frankfurt bereits 1372 den 
größten Teil der Kriminaljustiz an sich gerissen 7 ), und dem Rate 
von Worms stand schon in den ersten Jahrzehnten des 13. Jahr¬ 
hunderts die Bestrafung von Verletzern des Stadtfriedens zu 8 ). 

Für die Entstehung der übrigen städtischen Gerichte läßt 
sich ein bestimmtes Jahr nicht angeben. Urkunden über ihren 
Ursprung sind nicht auf uns gekommen. Nur die Vereinbarung 
zwischen dem Herzog von Jülich und der Stadt zwecks Gründung 

*) Noppius, I, cap. 30. 

2 ) Meyer, II, Stadtreg., § 41. 

s ) v. Below, Ursprung d. deutsch. Städteverf., S. 67. — Ders., Ent¬ 
stehung der deutsch. Stadtgemeinde, S. 75. — Ders., Städtewesen u. 
Bürgertum, S. 75. — Rosenthal, Gesch. d. Gerichtswesens u. der Ver¬ 
waltungsorganisation Bayerns. Würzburg 1889, 1906, I. Bd., S. 155, 
zitiert: Rosenthal. 

4 ) Loersch, Annalen d. hist. Vereins f. d. Niederrhein, Heft XVII, S. 3. 

5 ) Kruse, Verfassungsgeschichte der Stadt Straßburg, besonders im 
12. u. 13. Jahrhundert, Trier 1884 (Westdeutsche Zeitschr. für Kunst und 
Geschichte, Ergänzungs-Heit I), S. 43. 

6 ) Die Chroniken d. deutsch. Städte, Bd. I, Leipzig 1862, S. XXI f. 

7 ) Kriegk, Deutsches Bürgertum iip Mittelalter. Frankf. 1868, S. 203, 
zitiert: Kriegk. 

8 ) Köhler u. Köhne, Wormser Recht I., Halle 1915, S. 168. 
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des Interimsgerichtes vom Jahre 1713 ist erhalten. Während 
das Kurgericht bedeutend älter ist, sind Rats- und Bürger¬ 
meistergericht erst nach Entstehung der städtischen Verfassung 
und das Baumgericht wohl erst um die Mitte des 17. Jahr¬ 
hunderts entstanden. Beim Kur- und Interimsgericht trat der 
starke Einfluß des Vogtmajors und des königlichen Gerichtes 
bei Verfassung und Verfahren fast ständig hervor. Bürger¬ 
meister- und Baumgericht dagegen waren rein städtische 
Beamtengerichte. Während der Rat, das Bürgermeister- und 
das Baumgericht ohne größere Unterbrechung ihre richterlichen 
Befugnisse bis zum Ende der reichsstädtischen Zeit ausgeübt 
haben, hat das Kurgericht zeitweise seine Tätigkeit völlig ein¬ 
gestellt und das Interimsgericht überhaupt nur zweimal eine 
kurze Spanne Zeit bestanden. 

Naturgemäß war die Zuständigkeit der städtischen Gerichte 
beim Beginne ihrer Wirksamkeit noch gering. Doch mit dem 
Erstarken der städtischen Macht wurde der Bereich ihrer 
Gerichtsbarkeit immer umfangreicher und ihr Einfluß immer 
größer. Die Erweiterung ihrer Befugnisse erfolgte auf Kosten 
der bestehenden älteren Gerichte. Während das Rats- und 
Bürgermeistergericht sowohl über Straf- als Zivilsachen urteilten, 
waren Kur- und Interimsgericht reine Kriminalgerichte. Das 
Baumgericht dagegen war nur für Schuldforderungen, und 
zwar später nicht unter 36 Gulden, zuständig. Das Kurgericht 
hat im Laufe der Zeit an Bedeutung eingebüßt. Der größte 
Teil der früher vor ihm verhandelten Fälle kam später vor 
dem Bürgermeistergericht zur Aburteilung. Baum-, Kur- und 
Interimsgericht kamen nur als Gerichte erster Instanz in Be¬ 
tracht. Dagegen waren Rats- und Bürgermeistergericht auch 
noch Berufungsgerichte, das erstere für Bürgermeister-, Werk¬ 
meister-, Berg- und mitunter auch Baumgericht, das letztere 
für Zunft- und Marktmeistergerichte. Vom Kurgericht war jede 
Berufung unzulässig. Ob eine solche vom Interimsgericht mög¬ 
lich war, ist wegen der kurzen Wirksamkeit dieses Gerichtes 
nicht festzustellen, doch sehr unwahrscheinlich, da es ja die 
Stelle des Kurgerichts vertrat. Gegen Entscheidungen des Rates 
konnte man noch beim kaiserlichen Reichskammergericht 
Berufung einlegen. Im 18. Jahrhundert, vor allem am Ende 
der reichsstädlischen Zeit, war es mit der Rechtspflege in Aachen 
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recht traurig bestellt. Die Prozesse zogen sich über Jahre, ja 
Jahrzehnte hinaus hin. Die Untersuchungsgefangenen schmach¬ 
teten monatelang im Gefängnis, ehe man mit der Verhandlung 
gegen sie begann. Die Klagen der Parteien über Verschleppung 
ihrer Angelegenheiten und Verursachung unnötiger Kosten 
durch die Richter und Sachwalter waren sehr häufig. Freilich 
ist die Schilderung der Aachener Rechtszustände im Tableau 
d’Aix-la-Chapelle') stark übertrieben. Die städtischen Gerichte 
haben mit Ausnahme des Interimsgerichtes ihre Tätigkeit bis 
zum Einmärsche der Franzosen ausgeübt. Durch sie wurde 
die völlige Trennung von Verwaltung und Justiz herbeigeführt, 
und ein provisorisches Tribunal übernahm am 4. Febr. 1793 die 
Gerichtsbarkeit 2 ). Nach Vertreibung der Fremdlinge durch die 
Österreicher am 1. März 1793 nahmen die alten städtischen 
Gerichte ihre frühere Tätigkeit wieder auf, um darauf den im 
Oktober 1794 3 ) von den Franzosen eingerichteten Tribunalen 
wiederum zu weichen 4 ). Als durch Verordnung des General 
Hoche vom 21. März 1797 5 ) in den freien Reichsstädten die 
Bürgermeister und der Rat ihre alten Befugnisse an Stelle des 
Maire und der Munizipalität wieder übernahmen, begannen 
auch die städtischen Gerichte in demselben Monate noch ihre 
Wirksamkeit von neuem. Bis zum März 1798 hielten sie ihre 
Sitzungen ab, um mit der Beseitigung der alten Stadtverwaltung 6 ) 
für immer ihre Tätigkeit einzustellen. 

Die Überlieferung an handschriftlichem Material ist für die Zeit 
vor dem großen Brande des Jahres 1656 spärlich. Wir sind auf 
einzelne verstreute Nachrichten angewiesen. Doch fließen für die 

l ) Tableau d’Äix-la-Chapelle, Berg op Zoom 1786, cap. 55, S. 134 f.: 
»mais avant d’obtenir un jugement, il laut compter au moins douze 
ans,< >vous ne manquerez ni de procureurs ni d’avocats pour vous 
ruiner,« »desqu’on est payd la scdldratesse, la perfidie, le parjure, rien 
ne coüte<. 

s ) Eder, Die Tätigkeit der Aachener Behörden während der ersten 
Jahre der französischen Fremdherrschaft 1792—1796, Marb. Diss., Mar¬ 
burg 1917, S. 17, zitiert: Eder. 

s ) Die neue Verwaltung wurde durch Verordnung vom 28. Okt. 1794 
eingeführt. Vgl. Nießner, Zwanzig Jahre Franzosenherrschaft in 
Aachen, Aachen 1907, S. 91. 

4 ) Eder, S. 26. 

5 ) Eder, S. 37. 

6 ) Nießner, S. 99. 
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folgenden Jahrhunderte die Quellen sehr reichlich und geben 
uns ein ziemlich gutes Bild von den Rechtszuständen in der 
alten Reichsstadt Hachen. Über den Rat und seine richterliche 
Tätigkeit berichten die Ratsprotokolle, die von 1656—1794 
(1797—1798) erhalten sind, recht ausführlich. Sie füllen 36 Bände 
und schildern eingehend die Gerichtsverhandlungen und die 
Vollstreckungen der Strafen. Daneben sind die Ratssuppliken, die 
Prozeßakten und die sonstigen Hkten im Stadtarchiv zu Hachen 
und dieHppellationssachen beim Reichskammergericht zu Wetzlar 
von Wichtigkeit. Hls Ergänzung sind die Ratsedikte 1652—1797 
(6 Bände) und die Beamtenprotokolle 1656—1794 (13 Bände) 
von Wert. Huch die Verhandlungen zwischen der Stadt Hachen 
und dem Herzog von Jülich sind für die Beurteilung des Ein¬ 
flusses der beiden Gewalten auf dem Gebiete des Rechts not¬ 
wendig heranzuziehen. Über die vor dem Bürgermeister- und 
Baumgericht erledigten Prozesse geben uns die Protocolla 
dom. consulum 1656—1794 (35 Bände), beziehungsweise die 
Protocolla iudicii arborei 1665—1794 (47 Bände) Nachricht. 
Prozeßakten der beiden Gerichte sind nur in geringer Zahl 
vorhanden. Hnders beim Kurgericht. Dort sind die Prozeßakten 
in großer Zahl von 1657—1793 (1797—1798) in 37 Bänden 
vorhanden, während wir Gerichtsprotokolle nur für einige Jahr¬ 
zehnte besitzen (1656—1668, 1708—1746, 1777—1793). Für 
das Interimsgericht liegen die Protokolle des Jahres 1749 und 
Hkten für die Jahre 1713—1716 und 1749 vor. 

II. Verfassung und Geschichte der einzelnen städtischen Gerichte. 

1. Das Kurgericht. 

Äußere Geschichte und Bedeutung des Kurgerichts. — Das Richter¬ 
kollegium. — Die Sitzungen des Gerichts. — Kompetenz des Kur¬ 
gerichts. — Strafen des Gerichts. — Verfahren beim Kurgericht. 

Äußere Geschichte und Bedeutung des Kurgerichls. Der Name 
Kurgericht hat im Laufe der Zeit zu verschiedenartiger Er¬ 
klärung Hnlaß gegeben. Meyer glaubt, das Gericht werde des¬ 
halb so genannt, »weil der Verurteilte sich ein Haus zum Kur¬ 
liegen wählen (küren) konnte« ‘). Schollen nimmt an: »Kurgericht 
ist das Schiedsgericht, wie kuer der Schiedsspruch« 2 ). Hoeffler 

‘) Meyer, II (ungedr.), Stadtregierung, § 48. 

s ) Schollen, Hus Hachens Vorzeit (zitiert HHV) 12, S. 54. 
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sagt: »Kurgericht läßt sich wohl am besten erklären als Gericht, 
das nach Willeküren, d. h. Statuten, die die Stadt selbst erlassen 
hat, richtet« ')• Der Ausdruck kor, keur, koer und kuer kommt in 
mancherlei Bedeutungen vor 2 ). Bald bezeichnet er einen Wahl¬ 
spruch, einen Schiedsspruch, bald eine Geldbuße, vor allem 
aber auch ein vereinbartes Recht. In Nimwegen begegnen wir 
auch einem »koerboek«, das das zwischen den verschiedenen 
Machtinhabern des Ortes vereinbarte Recht enthält 8 ). Kurgericht 
würde also das Gericht sein, das — wie ja auch die älteste 
bekannte Gerichtsordnung ausdrücklich vermerkt — nach 
Statuten urteilt, die »myl guoyden vuorraide end myt ganzer 
eyndregtgheyde« zwischen den »rygthere, scheifene, rayt (und) 
buorgermeystere« vereinbart worden waren. Die anderen Ge¬ 
richte nämlich, wie z. B. das Rats- und das Bürgermeister¬ 
gericht, hatten keine oder erst sehr späte geschriebene Satzungen. 
Der Umstand, daß das Kurgericht in seiner ursprünglichen 
Form älter ist, ändert natürlich daran nichts, da diese Bezeich¬ 
nung ja jüngeren Datums sein kann. 

Über Entstehung und Älter des Gerichtes herrscht noch ziem¬ 
liche Unklarheit. Eine Gründungsurkunde ist nicht erhalten. 
Denn als solche kann man »das Gesetz und die Ordinantie 
des Churs« vom Jahre 1338 nicht ansprechen, da dieses 
doch sonst mindestens Angaben über die Zusammensetzung 
des Gerichtes und seine Sitzungstermine machen würde 4 )* Dies 
wird auch schon bestätigt durch das Vorhandensein eines 
Bußenregisters aus den Jahren 1314—1331, nach dem das Gericht 
schon damals bestanden haben muß 5 ). Aus diesem Grunde 
kann ich Loerschs Ansicht, das Gericht sei im zweiten Viertel 
des 14. Jahrhunderts entstanden 6 ), nicht beipilichten. Auch 

') Hoefller, Entwicklung der kommunalen Verfassung und Verwal¬ 
tung der Stadt Aachen bis zum Jahre 1450, ZAGV 23, S. 212, Änm. 4. 

а ) Schiller-Lübben, Mittelniederdeutsches Wörterbuch, Bremen 1876, 
II, S. 533. — M. Lexer, Mittelhochdeutsches Handwörterbuch, Bd. I, 
S. 1790. — Verweys-Verdam, Middelnederlandsch Woordenboek, ’sGra- 
venhage 1894, Bd. III, S. 1902—1906. Die »scepenen van der corc 
(euere keure)« zu Gent sind die Richter der »hoogc bank« im Gegen ¬ 
satz zur »neder banc«. 

3 ) Oude Vaderlandsche rechtsbronnen, Bd. XI: Nijmegen. 

4 ) Hoeffler, ZAGV 23, S. 44 f. 

б ) Loersch, ARD, S. 165, 168 ff. 

s ) Ebenda, S. 28. 
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Schollen 1 ) und Groß 2 ), die die Entstehung »frühestens Ende 
des 13. Jahrhunderts« ansetzen, kann ich nicht zustimmen. 
Das Kurgericht ist eben keine »Schöpfung städtischer Autono¬ 
mie«, wie Loersch s ) und nach ihm Schollen 4 ), Hoeffler B ), Kley 6 ) 
und Classen 7 ) es nennen, es hat tatsächlich bestanden, ehe 
von einem Rate die Rede war, und ist in seiner späteren Gestalt 
ein Kompromiß zwischen der alten königlichen Gerichtsbarkeit 
und dem aufkommenden Rate. So erklärte denn auch der 
Schöffenstuhl in einer »Überkombst« mit dem Rate ausdrück¬ 
lich, daß das Kurgericht, wie es zur Zeit der städtischen Ver¬ 
fassung bestand, »von der Vogtey«, vom Rate und »vom 
Scheffenstuel also aber von dreyen theilen vermittelß be- 
schehener Vereinigung zugleich seinen Uhrsprung und annoch 
heutiges tags sein Bestand habe, dergestalt, daß es seine habende 
Jurisdiktion nicht von E. E. Rat hatt allein, sondern, wie gesagt, 
von diesen drei seithen hernehmen thun« 8 ). Ein Gründungsjahr, 
oder ein bestimmter Zeitraum, in dem das Gericht entstanden 
ist, läßt sich nach den bisher vorliegenden Akten nicht an¬ 
geben. Doch ohne Zweifel ist das Kurgericht eine sehr alte 
Institution. Die ganze Verfassung, die dauernd hervortretenden 
Spuren germanischer Rechtsanschauung, die Billigung der 
Blutrache unter gewissen Umständen, der niedrige Satz von 
10 m. für Totschlag, die Öffentlichkeit der Verhandlung im 
Gegensatz zum Rats-, Bürgermeister- und Baumgericht sind 
alles Umstände, die für ein hohes Alter sprechen. Aber der 
große persönliche Einfluß des Vogtmajors 9 ) — die Klagen 
mußten bei ihm oder seinem Schreiber eingeführt werden, er 
nahm die Vereidigung der Zeugen vor und besaß ein Anrecht 
auf die Hälfte der Gerichtsgefälle, die Tätigkeit seines Anwalts 
als Anklagevertreter und die Verwendung der Meiereidiener 

‘) Schollen, ÄAV 12, S. 51. 

’) Groß, ÄAV 6, S. 66. 

3 ) Loersch, ARD, S. 28. 

4 ) Schollen, AAV 12, S. 49. 

5 ) Hoeffler, ZAGV 23, S. 212. 

6 ) Kley, S. 109. 

7 ) Classen, ZAGV 28, S. 294. 

8 ) Prozeß-Akten (v. Coels), undatiert, zur Zeit des Synd. L tu s Moes, 
also um 1700. 

”) Das Amt des Vögten, Schultheißen und Meiers ist in Aachen in 
späterer Zeitjn einer Hand vereinigt. 
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als Gerichtsdiener —, der sich bei keinem anderen Gerichte, 
nicht einmal beim Schöffenstuhl findet, legt eine andere Ver¬ 
mutung in bezug auf die Gründung des Gerichtes nahe. Sollte 
das Kurgericht nicht in der richterlichen Befugnis eines könig¬ 
lichen Beamten, des Schultheißen oder Meiers, der die niedere 
Friedensgerichtsbarkeit, die Bestrafung geringer Störungen des 
öffentlichen Friedens, des Königsfriedens, innehatte, seinen 
Ursprung haben?'). Eine Parallele hierzu findet sich freilich 
in anderen Städten nicht, doch kann dies bei der besonderen 
Entwicklung der Aachener Verfassungs- und Rechtsverhältnisse 
nicht wundernehmen. 

Im Laufe der Zeit hat der Rat teils mit teils ohne den Vogt¬ 
major und Schöffenstuhl eine Reihe Ordnungen erlassen. Die 
bereits erwähnte Kurgerichtsordnung des Jahres 1338 2 ), die 
vollkommen erhalten ist, beschränkte sich nur auf Angaben 
über die Strafen und die Zuständigkeit des Gerichtes. »Dat 
vorder Gesetz desselven Kührs« 3 ) setzte die Strafen für be¬ 
stimmte Vergehen fest und gibt uns Aufschluß über den Gebrauch 
des »Churliegens«. Noch eine Reihe kurzer Vorschriften und 
Bestimmungen wurde in den Jahren 1492—1540 erlassen 4 ). 
Erst die »Reformierte Kurgerichtsordnung« aus dem Jahre 1577 
regelte in 67 Kapiteln die Besetzung, das Verfahren, die Zu¬ 
ständigkeit und die Strafen des Gerichts auf das genaueste 5 ). 
Sie sollte eine Reihe von Mißbräuchen und Unordnungen, die 
sich beim Gericht, vor allem in der Prozeßführung, ein¬ 
geschlichen hatten, beheben. Auch der Hauptvertrag von 1660 
zwischen der Stadt Aachen und dem Herzoge von Jülich 
legte in kurzer Form nochmals die Befugnisse des Gerichts 
fest und verwies im übrigen auf die früheren Bestimmungen 6 ). 

Ohne Zweifel hat das Gericht in der älteren Zeit, als die Kriminal¬ 
gerichtsbarkeit des Rates und des Bürgermeistergerichts noch 

') Nach Hoeffler, ZAGV 23, S. 204 scheint der Meier eine niedere 
Gerichtsbarkeit innegehabt zu haben. 

2 ) Äbgedr. Loersch, ARD, S. 52. Dieser Abdruck ist dem bei Noppius 
vorzuziehen. 

3 ) Äbgedr. Noppius, III, Nr. 29, S. 76 1. 

4 ) Ebenda III, Nr. 29, S. 82 f. 

5 ) Ebenda III, Nr. 29, S. 85 f. 

6 ) Hauptvertrag 1660, gedruckt Aachen, J.W.F. Müller 1782, artic. XXIV, 
S. 58 f. 
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beschränkt war, eine große Bedeutung besessen. Diese wurde 
durch das Privileg Kaiser Karls V. »de non appellando« *), 
wodurch eine Berufung von den Urteilen des Kurgerichtes an 
eine andere Instanz verboten wurde, noch erhöht. Die Ver¬ 
schleppung der Prozesse oft über Jahrzehnte hinaus, die starre 
Prozeß- und Gerichtsordnung, die im Laufe der Zeit kaum 
eine durchgreifende Änderung erfuhr“), machten das Gericht 
immer unbeliebter. Dazu waren in späterer Zeit die Strafen 
in keiner Weise mehr zeitgemäß. Konnte doch ein Totschlag 
trotz des damals bedeutend niedrigeren Wertes des Geldes 
mit 10 m. gesühnt werden. Da außerdem die andauernden 
Streitigkeiten zwischen Vogtmajor und Stadt die Prozeßführung 
erschwerten, die Erledigung der schwebenden Sachen ver¬ 
zögerten und mitunter sogar die Sitzungen gänzlich unmöglich 
machten, mußte das Ansehen des Gerichtes immer mehr 
schwinden. So fanden die Sitzungen immer seltener statt. In 
vielen Jahren trat das Gericht nur einige Male, in manchen 
keinmal mehr zusammen 3 ), fluch die Edikte des Rates 4 ) über 
häufigere Abhaltung der Gerichtssitzungen konnten diesen Übel¬ 
stand auf die Dauer nicht beheben. Daher schritt man im 
Jahre 1713 und 1748 zur Einführung des Interimsgerichts, das 
neben oder an Stelle des Kurgerichts über Totschlag, Körper¬ 
verletzung und Beleidigungen auf offener Straße Recht sprechen 
sollte. Da die Zuständigkeit des Gerichtes durch die Verord¬ 
nungen von 1338 und 1577 im allgemeinen fest begrenzt war, 
waren Streitigkeiten mit den übrigen Gerichten nicht allzu 
häufig. Nur einige Male wissen die Akten von Uneinigkeiten 
zwischen dem Kurgericht und dem Schöffenstuhl zu berichten. 
So bestritt im Jahre 1673 5 ) das Kurgericht dem Schöffenstuhl 

‘) Äbgedr. Noppius, III, Nr. 27, S. 68. 

2 ) Schon Noppius sagt 1632, daß die Gerichtsordnung »allen Auß- 
wendigen ungezweilfelt groß Wunder wird nehmen« (1, S. 127). 

s ) Von 1746 bis 6. VII. 1750 fand keine Sitzung statt. — Wie die 
Gerichtsakten beweisen, ist die Behauptung eines Chronisten [Auf¬ 
zeichnungen über Vorgänge aus der Zeit 1614—1760 bei v. Fürth, Beiträge 
und Material zur Geschichte der Aachener Patrizier-Familien, Aachen, 
1890,Bd.I, S. 132 f.J »1750... Den 24. Jun. wurde beschlossen die soge¬ 
nannte Chur zu halten, welches in 40 Jahren nicht geschehen war«, falsch. 
Oder sollte es sich um einen Schreibfehler vierzig statt vier handeln ? 

*) RP 17. VII. 1696. 

5 ) Proz.-Akt. Kurgericht contra Schöffenstuhl 1673—1675. 
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das Recht, »über die geübte Gewalt und alle anderen schmehe- 
sachen«, worüber die Schöffen zweimal befunden hatten, zu 
urteilen. Doch konnte der Schöffenstuhl nachweisen, daß er 
diese Gerichtsbarkeit bereits im 15. und 16. Jahrhundert un¬ 
angefochten ausgeübt hatte. Huch im Jahre 1693 ] ) und 1709 2 ) be¬ 
standen Zuständigkeitsstreitigkeiten zwischen Kur- und Schöffen¬ 
gericht, von denen die erstere vor dem Reichskammergericht 
zur Entscheidung kam. Des öfteren kam es jedoch zu Aus¬ 
einandersetzungen zwischen dem Vogtmajor und der Stadt, 
weil ersterer*) oder sein Sekretär 4 ) manche eingekommenen 
Klagen nicht vor Gericht brachte. Nach Aufhebung des Interims¬ 
gerichts ist das Kurgericht von 1750 bis zum Einmärsche der 
Franzosen dauernd in Tätigkeit gewesen. Dann teilte es das 
Geschick der übrigen städtischen Gerichte, lebte vom 24. Ok¬ 
tober 1797 bis zum 6. Februar 1798 nochmals auf 5 ), um dann 
für immer zu verschwinden. 

Das Richterkollegium. Leider erfahren wir über die Besetzung 
des Gerichts in der Kurgerichtsordnung vom Jahre 1338 nichts. 
Erst die Äusgaberechnungen des städtischen Haushaltes aus 
den Jahren 1385/86 lassen darauf schließen, daß das Kollegium 
aus 16 bezw. 17 Richtern bestand 6 ). Die Reformierte Kur¬ 
gerichtsordnung des Jahres 1577 gibt die Besetzung »wie von 
alters herkommen« auf 15 Personen an, und zwar die beiden 
Bürgermeister, zwei Kurschöffen, zwei Werkmeister und neun 
andere Ratspersonen, »so die Christoffels genannt« 7 ). Jedoch 
scheint die Zahl der Richter vor 1577 nicht genau festgestanden 
zu haben, denn Joh. Werden 8 ), Schöffensekretär, berichtete 
am 1. Juli 1576 an Bürgermeister und Rat von Duisburg »das 
churgericht .... beleit oder besessen mit twee abgegangenen 

') Goecke, ZAGV 10, S. 66. - Desgl. BP 11. IX. 1683. — 111 jül. 
Beschw., 29. III. 1773. 

2 ) BP 10. IX. 1709, 15. II. 1710. 

’) AK 1. IV. 1688, 7. VII. 1702. Von 1694-1701 hatte der Vogt Frei¬ 
herr v. Schmidtberg 29 Klagen nicht eingeiührt. 

4 ) BP 10. XII. 1663. 

5 ) AK 1797—1798. 

6 ) ]; Laurent, Aachener Stadtrechnungen aus dem XIV. Jahrhundert, 
Aachen 1866, S. 327,i« und 343, 33. — Hoefiler, ZAGV 23, 212 ff. 

7 ) Reformierte Kurgerichts-Ordnung, Kap. I. 

8 ) Über ihn ZAGV 3, S. 127-134; 10, S. 236. 
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undt ein regierenden burgermeister, zwei scheffen undt acht 
oder negen persohnen auß den rath« J ). Merkwürdigerweise 
gibt er auch nur einen regierenden Bürgermeister als Gerichts¬ 
person an. Oft bestand auch später das Kollegium statt aus 
15 Personen nur aus vierzehn. Doch dann gehörte ein Bürger¬ 
meister oder auch Kurschöffe dem Gerichte zugleich in seiner 
Eigenschaft als Christoffel einer Grafschaft an 2 ). Buch der 
Vogtmajor hatte Sitz im Gericht. Er oder sein Anwalt führte 
die Klage ein und nahm die Vereidigung der Parteien vor 3 ). 
Der »Bürgerbürgermeister« führte den Vorsitz im Gerichte 4 ). Die 
beiden Kurschöffen waren als Vertreter des Schöffenstuhls 
Beisitzer des Kurgerichls. Sie wurden aus dem Schöffenkollegium 
hierzu gewählt. Ihre Stellung im Richterkollegium war recht ein¬ 
flußreich. Bei ihnen und dem Vogt mußte die Klage eingebracht 
werden, und sie entschieden, ob sie »churmäßig« war. Sie nahmen 
mit dem Vogtmajor die Besichtigung der Toten und Verwundeten 
vor. Bei jeder Zeugenvernehmung mußte einer von ihnen zu¬ 
gegen sein. Die meisten Beisitzer des Gerichtes waren Christoffel. 
Über die Ableitung und Bedeutung dieses Namens ist man sich 
heute klar. Er kommt in den verschiedenartigsten Schreib¬ 
weisen vor, so »kastoeyveltz 5 ), christovels 6 ), kirstaovels 7 ) und 
kirstauels 8 ). Wie Loersch nachgewiesen hat, sind es die früheren 
»comestabuli« 9 ). Sie wurden im Großen Rate gewählt 10 ). Mitunter 
gab es mehrere Christoffel in einer Grafschaft. Dann hatten 
die zuletzt abgetretenen Bürgermeister vor den Werkmeistern, 
und diese wiederum vor den anderen den Vorzug. Bei Leuten 

*) Abdruck: Schollen, ÄAV 12, S. 63. 

3 ) Rats- und Staatskalender 1779, 1780, 1789—179.4. Von 1583—1631 
auch dieselbe Besetzung (Akt. betr. Verfassung des Kurgerichts 
1594—1702). Die Annahme von M. Birmanns, Ritter Gerhard Chorus, 
Bürgermeister von Aachen, Aachen 1913, S. 29, »Mitglied des Kur¬ 
gerichts war jedes Ratsmitglied«, ist unverständlich. 

”) Ref. Kurger.-Ordn., Kap. IV. 

') Akt. betr. Verfassung d. Kurgerichts 1594—1702. 

5 ) Kurgerichtsordnung 1338. 

®) Loersch, ARD, S. 154, Verordn, über Verhalten bei Brand. 

’) A. a. O. S. 201, Vorschläge zur Verbesserung der Finanzen. 

8 ) v. Fürth, I, 1 (Urk. v. 2. II. 1442). 

s ) Loersch, Annalen des historischen Vereins für den Niederrhein 
Heft 17, S. 266. 

10 )2Noppius, I, cap. 30. 
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gleichen Ranges entschied das Los 1 ). In älterer Zeit genossen 
sie ein großes Ansehen. Sie waren die Vorsteher der einzelnen 
Grafschaften. Ihnen unterstand Ordnung und Frieden in ihren 
Stadtteilen. Bei Aufläufen und Streitigkeiten hatten sie Frieden 
zu gebieten und besaßen obrigkeitliche Gewalt. Sie halten die 
Aufsicht über das Gemeindeland in ihrem Distrikte, und sämt¬ 
liche Verkäufe von Gemeindeeigentum fanden vor ihnen auf 
dem Rathause bei brennender Kerze statt 2 ). Die Schlüssel zu 
den Stadttoren, die Brandeimer und die sonstigen Werkzeuge zur 
Abwendung einer Feuersbrunst befanden sich in ihrem Besitze. 
Doch in späterer Zeit hatten sie ihren Einfluß und ihr An¬ 
sehen zum größten Teil zu Gunsten der Bürgermeister verloren. 

Die Geschäfte des Gerichtsschreibers verrichtete meist der 
erste Sekretär der Stadl'). Er las die eingekommenen Klagen 
dem sitzenden Gerichte vor 4 ), zeichnete die Zeugenaussagen 
auf und trug die Urteile »zu gelegener Zeit« in das Kurbuch 
ein 6 ). Doch bei allen Diensthandlungen, die der Vogtmajor 
und die Kurschöffen vorzunehmen hatten, fungierte der Meierei¬ 
sekretär als Gerichtsschreiber. Er faßte die einkommenden 
Klagen schriftlich ab, übergab sie, wenn sie für »churmäßig« 
befunden wurden, dem Kurgericht und führte Protokoll über 
vorgenommene Besichtigungen der Toten und Verwundeten 6 ). 
Den Dienst eines Gerichtsdieners versah einer der Bürgermeister¬ 
diener, auch Sämbler genannt 7 ). Er hatte die »Herrenbrüchten« 
einzusammeln, Rechnung abzulegen und den Richtern ihre 
»Präsenz« zuzuteilen. Doch geschahen die Ladungen der Par¬ 
teien und Zeugen zum Gericht durch die Meiereidiener 8 ). Außer¬ 
dem hatte das Gericht noch einen vereidigten Türwärter 9 ). Er 
mußte in seinem Amtseide neben Pflichttreue besonders Ver- 

') A. a. O., cap. 34. 

! ) Meyer, II, Stadtreg., § 48. 

3 ) Als Gerichtsschreiber werden in den Akten genannt: Mois bis 1705; 
K. A. de Couet 1705—29; J. W. Strauch 1729—30; H. A. Ostlender 
1730-1760; D. P. M. Becker 1760—1798. 

4 ) Siehe AK. 

5 ) Rel. Kurg.-Ordn., Kap. XXII; Moser, Staatsrecht, S. 109, § 30. 

■') Ref. Kurg.-Ordn., Kap. V. 

7 ) Als solche werden in den AK und in den RP erwähnt: Tilmann 
v. Mastricht, Jos. Gosw. Moes, Tilmann Nütten und Bern. Drießen. 

8 ) Hauptvertrag 1660, artic. XXVI, § 1. 

e ) Moser, Staatsrecht, S. 108, § 25. 
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schwiegenheit geloben 1 ). Doch wurden in späterer Zeit die 
Obliegenheiten dieses Amtes durch den Sämbler mit erledigt z ). 
Als Sachwalter waren beim Kurgericht die gleichen Personen 
wie bei den übrigen städtischen Gerichten tätig 3 ). 

Die Sitzungen des Gerichtes. Wie bereits oben 4 ) bemerkt, 
fanden die Sitzungen im Laufe der Zeit sehr unregelmäßig statt. 
Nach der Reformierten Kurgerichts-Ordnung trat das Gericht 
»sooft es die Nohtturfft erfordert und die Gelegenheit erleiden 
mag« zusammen 5 ). Seit 1750 wurden die Sitzungen meist 
Dienstags anberaumt 0 ). Ein Blick in die erhaltenen Gerichts¬ 
akten zeigt, daß die Termine völlig unregelmäßig, anscheinend 
nur nach Bedarf stattfanden. Auch das Edikt des Rates vom 
17. Juli 1696 7 ), nach dem das Kurgericht zur Beschleunigung 
seiner Justiz von acht zu acht Tagen zu besetzen sei und keine 
Ferien außer um Ostern, Pfingsten und Weihnachten gelten 
sollten, konnte darin keinen Wandel schaffen. Mitunter wurden 
die Sitzungen alle 14 Tage bis 3 Wochen, oft auch mit Unter¬ 
brechungen von 5 bis 8 Monaten, durch die Bürgermeister ein¬ 
berufen. In manchen Jahren trat der Gerichtshof nur 3 bis 4mal 8 ), 
in manchen nur 1 bis 2mal 9 ), von 1743 bis 1745 und von 
1747 bis zum Juli 1750 überhaupt nicht 10 ) zusammen. An¬ 
scheinend hatte das Kurgericht in älterer Zeit für seine Sitzungen 
ein eigenes Gebäude und tagte nicht im Rathause. Denn die 
Stadtrechnung von 1466 u ) verzeichnet die Kohlenlieferungen 

*) Rel. Kurg.-Ordn,, Kap. VI. 

2 ) RP 7. VI. 1696, Joh. Gosw. Moes wurde »in Thürdiener oder 
sämblersdienst angenommen«. 

3 ) AK 1657 — 1798, Staats- und Ratskalender 1779—1798. 

4 ) S. 57. 

5 ) Ref. Kurg.-Ordn., Kap. I, (Noppius III, S. 86). 

6 ) Meyer, II, § 48; Quix, Beschr. Aach., S. 153, nur für die Zeit nach 
1750 zutreffend. Mosers Angabe, daß die Sitzungstermine »de praxi 
gemeiniglich alle 3 Wochen Freitags oder Samstags um 11 Uhr« statt¬ 
fänden (S. 109, § 29), erweist sich nach den Gerichtsakten als ein Irrtum. 

7 ) RE, Bd. 1689—1716, S. 11. 

8 ) So in den Jahren 1725, 1726, 1732, 1735, 1736, 1740, 1741. 

9 ) Nämlich in den Jahren 1722, 1723, 1729, 1731, 1733, 1737, 1738, 
1739, 1745, 1746. 

10 ) Desgleichen fand vom 20. XI. 1792 bis 22. XI. 1793 auch keine 
Sitzung statt. 

u ) Stadtrechn. 1466, 6. Monat: »item noch eyne waighen koilen up 
die kuerkamer« (Stadtarchiv, Urk. I. 45). 
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für die »kuerkamer« getrennt von den Lieferungen für das 
Rathaus (up het hus). Im 16.’) und wahrscheinlich auch in 
den folgenden Jahrhunderten fanden die Sitzungen des Gerichtes 
im Rathause statt. Freilich erwähnt Noppius in seiner Aufzählung 
der Räume des Rathauses kein Zimmer für die Tagungen des 
Kurgerichts 2 ). Die Sitzungen des Gerichtes waren öffentlich 3 ). 

Die Zuständigkeit des Kurgerichts. Wie bei den übrigen städti¬ 
schen Gerichten unterstanden der Gerichtsbarkeit des Kurgerichts 
im allgemeinen 4 ) sämtliche Bürger und die Untertanen des 
Aachener Reichs 5 ). Rn sich sollte man annehmen, daß es bei 
dem innigen Zusammenhang, der zwischen ihm und der Graf- 
schaftsverfassung bestand, nur für Bürger, nicht für Reichsleute 
zuständig gewesen wäre. Doch findet sich in dem Bußenregister 
von 1310 bis 1332 G ) bereits die Verurteilung eines Gerhard, Brauer 
aus Haaren, zu 1 m. Geldstrafe und eines Heinr. Vulenach, »der 
Müller von Seifet«, zu hundertjähriger Verbannung 7 ). Für die 
spätere Zeit berichten die Akten des öfteren Fälle, in denen 
Reichsleute vor dem Kurgericht abgeurteilt wurden, so wegen 
einer Schlägerei auf der Würselener Kirmes am 11. Juni 1736 8 ). 
In bezug auf strafwürdige Handlungen war die Zuständigkeit 
des Kurgerichts im allgemeinen feststehend und, da es nur 
als Kriminalgericht in Betracht kam, auf einige Vergehen be¬ 
schränkt. Konkurrierende Gerichte waren mit ihm der Schöffen¬ 
stuhl, der Send, das Rat- und Bürgermeistergericht. Die Zuständig¬ 
keitsstreitigkeiten mit diesen Gerichten waren selten. Betreffs des 
Schöffenstuhls entschied das Reichskammergericht am 7.Juli 1690, 
daß demselben über Gewalttaten von Bürgern keine Jurisdiktion 
zustehe, sondern dafür das Kurgericht zuständig sei 9 ). Die 
ersten Bestimmungen über den Bereich der Gerichtsbarkeit 
enthält das bereits erwähnte »Gesetz und Ordinantie des Churs« 
vom 22. Dez. 1338. Nach diesem gehörten zunächst alle tätlichen 

') Ref. Kurg.-Ordn., Kap. I; Moser, Staatsrecht, S. 109, § 29. 

’) Noppius, I, cap. 25, S. 102 If. 

3 ) wie ‘). 

4 ) S. 47 ff. 

5 ) Hauptvertrag 1660, artic. XXIV. 

6 ) Loersch, ARD, S. 173. 

7 ) Ebenda, S. 169. - Vgl. Groß, AAV 6, S. 6. 

8 ) Allgemeine Proz.-Akt. 2—19. 

9 ) Meyer, II, Stadtregierung, § 51. 
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Beleidigungen, auch Totschlag, dann Erregung von Aufständen 
und sämtliche Schimpf- und Schmähreden zu seiner Gerichts¬ 
barkeit. Ausgenommen waren Beleidigungen von Frauens¬ 
personen untereinander oder zwischen Mann und Weib, wenn 
letzteres die Schuld trug, die vor dem Send allein ihre Er¬ 
ledigung finden sollten 1 ). »Dat vorder Gesetz desselven Kuhrs« 2 ) 
nennt auch noch jede Schädigung am Besitztum eines anderen, 
an Hof und Feld, als vor das Forum des Kurgerichts gehörig. 
Doch hatte es über »Frauenmenschen« nur zu richten bei Tot¬ 
schlag und offenen Wunden. Joh. Werden hielt in seinem Gut¬ 
achten an die Stadt Duisburg 3 ) vom 1. Juli 1576 das Kurgericht 
zuständig für »alle doetschläge, kieffliche händell und schläge- 
reyen«. Die Reformierte Kurgerichts-Ordnung von 1577 verbreitete 
sich bis ins genaueste über die strafwürdigen Vergehen, über die 
das Gericht zu urteilen hatte. Der Hauptvertrag von 1660 faßte in 
seinem XXIV. Kapitel die Zuständigkeit des Gerichts kurz zu¬ 
sammen. Alle Entleibungen und Totschläge, alle Verwundungen 
an Leib und Gliedern und »allerlei ehrenrührige schelt- und 
schmähworte« an Bürger, Reichsuntertanen und Fremden inner¬ 
halb der Stadt, desgleichen zwischen Bürgern und Reichsunter¬ 
tanen und dann von Bürgern und Reichsuntertanen an Fremden 
außerhalb der Stadt begangen, gehörten nach ihm vor das 
Kurgericht. Doch waren alle derartigen Verbrechen, die mit 
Strafen an Leib, Leben oder Gliedern zu ahnden waren, an die 
übrigen Kriminalgerichte zu verweisen 4 ). Für die Zeit des 
14. Jahrhunderts unterstanden jedoch sämtliche Gewalttaten 
außerhalb der Stadt der Gerichtsbarkeit des Landfriedensbundes 
zwischen Maas und Rhein 5 ). Die Gerichtsakten von 1657 bis 
1798 zeigen alle dasselbe Bild. Vor allem kommen Beleidigungen 
und Verleumdungen, Schlägereien, auch schwere Verwundungen 
und Totschlag zur Aburteilung. An die Beschränkung, daß 
Schimpf- und Schmähreden und Tätlichkeiten leichterer Art, 
sofern Frauenpersonen die Schuld trugen, vor den Send ge- 

') Noppius, III, S. 79. - Ref. Kurg.-Ordn., Kap. XXXIV. - Haupt- 
vertr. 1660, art. XXI. 

a ) Noppius, III, Nr. 29, S. 76 f. 

3 ) Schollen, AAV 12, S. 63. 

4 ) Hauptvertr. 1660, artic. XXIV, § 2. 

5 ) Kelleter, Die Landfriedensbünde zwischen Maas und Rhein im 
14. Jahrhundert. Münster. Diss., Paderborn 1888, S. 30. 
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hörten, hat sich das Kurgericht in den letzten zwei Jahrhun¬ 
derten nicht mehr gestört. Die meisten derartigen Fälle zog 
es in den Bereich seiner Gerichtsbarkeit. 

Die Strafen beim Kurgericht. Bei der Verfassung des Kur¬ 
gerichts und vor allem bei der Zumessung der Strafen sind 
die Spuren germanischer Rechtsanschauungen bedeutend stärker 
als bei den anderen städtischen Gerichten erkennbar. Man 
beurteilte jede strafwürdige Tat nach dem Gesichtspunkte des 
Friedensbruchs und sah in der Strafe vor allem einen Schaden¬ 
ersatz an die verletzte Partei. Die Verordnungen des Kurgerichts 
nahmen weitgehend Rücksicht auf die Sitte der Blutrache') 
und bestraften Totschlag in manchen Fällen nur mit einer 
Geldstrafe von 10 m. 2 ). Vor allem hatte der Schuldige die 
beleidigte Partei zu versöhnen, seine Tat »zu sühnen«, »den 
freunden verbessern«. Bei der Strafzumessung kamen drei 
verschiedene Interessen zur Geltung, zunächst Befriedigung 
der verletzten Partei in Gestalt eines Sühnegeldes, dann meist 
eine Strafe für Störung des Stadtfriedens und dann noch Zahlung 
der Gerichtskosten zugunsten des Richlerkollegiums. Besonders 
in der Mannigfaltigkeit der Strafarten stand das Kurgericht 
den übrigen städtischen Gerichten, vor allem dem Rats- und 
dem Bürgermeistergericht, nach. An Leib und Leben, an Haut 
und Haar zu strafen, stand ihm nicht zu 3 ). Es hatte lediglich 
auf zeitliche oder ewige Verbannung, auf Auferlegung von 
Wallfahrten 4 ), auf Geldstrafen, auf Zurücknahme der Beleidigung 
und auf »Churliegen« zu erkennen. Vor allem war letztere 
Strafe für das Kurgericht typisch 6 ). Auch für Untersuchungs¬ 
gefangene war sie üblich. Das *Kurliegem bestand darin, daß 
der von den Bürgermeistern zur Kur Gebotene »außer seiner 
häußlichen Wohnung in eine andere ihm gefällige und bequäme 
innerhalb Aachen, von seiner Wohnung mindestens drei 
Häuser entfernte Behausung zu fahren« hatte. Eine offene Wirt- 

*) Nach der Kurg.-Ordn. von 1338 war die Blutrache gestattet, wenn 
der Totschläger während der Zeit der über ihn verhängten Ver¬ 
bannung unerlaubt in die Stadt zurückkehrte. 

2 ) Bußenregister 1310—1331, Loersch ARD, S. 169. 

s ) Ref. Kurg.-Ordn., Kap. XXIII; Hauptvertr. 1660, artic. XXIV, § 1. 

4 ) In gewissem Sinne ja auch eine zeitliche Verbannung. 

5 ) Ref. Kurg.-Ordn., Kap. XLII. 
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schalt 1 ) konnte nicht als Aufenthaltsort gewählt werden. Der Ge¬ 
mahnte mußte innerhalb eines Tages diesem Gebote bei Verlierung 
seines Hauptes nachkommen und zwei oder mehr glaubwürdigen 
Personen die Gründe seiner Bestrafung angeben. Erst nach 
Zahlung der Strafgelder, nach Widerruf der beleidigenden Aus¬ 
drücke oder Versöhnung mit seinen Gegnern durfte er, doch 
nur mit Erlaubnis der Bürgermeister, das Haus verlassen. 
Wünschten die Leute, bei denen man zur Kur lag, die Räumung 
des Hauses, so wurde der dort zur Kur Liegende auf sein Er¬ 
suchen von Vogt und Bürgermeister in ein anderes Haus geführt, 
mußte aber denselben »solches führenshalben für ihre Gerechtig¬ 
keit jedem ein Viertel Weins vom besten« geben 2 ). Die Dauer des 
»Kurliegens« betrug mindestens eine Nacht. Für die einzelnen 
Vergehen waren die Strafen je nach der Schwere der Verfehlung 
genau festgesetzt 3 ). Auf Totschlag stand eine Verbannung von 
hundert Jahren und einem Tag. Ihm gleichgeachtet wurde eine 
Verwundung, der der Verletzte innerhalb vierzig Tagen erlag. 
Ein Jahr verbannt wurde, wer einen anderen »ahn sein Kinn¬ 
backen oder mit seiner Faust« schlug. Wer seinem Gegner 
eine offene Wunde beibrachte, wurde je nach ihrer Größe mit 
IV 2 bis 3 Jahren Ausweisung bestraft. Bei Beleidigungen durch 
»ehrenrührige Ausdrücke« erkannte man meist auf ein halbes 
Jahr Verbannung. Wahrlich harte Strafen, zumal wenn man 
berücksichtigt, daß der Ausgewiesene in jener Zeit überall 
fremd und völlig rechtlos war. Doch fand im Laufe der Zeit 
in mancher Hinsicht eine mildere Rechtsprechung statt 4 ). Freilich 
wurde der Totschlag meist noch mit ewiger Verbannung bestraft. 
Doch trat bei leichteren Vergehen vielfach eine Geldstrafe und 
Kurliegen an Stelle der Ausweisung. So wurde nach dem »vorder 
Gesetz desselven Churs« der Gebrauch von Schimpfworten, 
wie »Dieb, Hurensohn oder Klickstein«, mit einer Mark Buße 
und acht Tagen Kurliegen bestraft 6 ). Tätliche Beleidigungen 
bezahlte man mit zwei, wenn sie aber mit Steinen oder einem 

‘) »Doch nicht in Weintauernen, noch Bierhäuse, noch Geiage, noch 
wuisten Heuse« (Dat vorder Gesetz) Noppius, III, S. 78. 

J ) Ref. Kurg.-Ordn., Kap. XLIII. 

“) Für die folgenden Angaben: Gesetz und Ordinantie des Kurs 
1338, dat vorder Gesetz ..., Ref. Kurg.-Ordn. 1577. 

. *) Zunächst durch »dat vorder Gesetz desselven Kuhrs«. 

5 ) Dat vorder Gesetz. 
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eisenbeschlagenen Stock vollführt wurden, mit 5 Mark und 
14 Tagen Kurliegen 1 ). Geschahen sie im Hause des Verletzten 
oder nachts, so wurden sie sogar mit 20 Mark und sechs 
Wochen Kurliegen geahndet. Bei offenen Wunden wurde der 
Täter für jede zu 10 Mark und einer Woche Kurliegen ver¬ 
urteilt. Auf fahrlässige Tötung stand nach der Verordnung 
eine Strafe von 30 Mark. Doch wurde 1787 jemand, der durch 
zu schnelles Fahren eine Frau zu Tode gebracht hatte, zu 
3 Jahren Verbannung — »seine Ehre jedoch unbeschadet« — 
verurteilt 2 ). Buch Mißhandlung der Ehefrau mußte mit mehreren 
Jahren Verbannung gesühnt werden. Doch sollte der, welcher 
an Sonn- und Feiertagen, desgleichen Mittwochs und Samstags 
auf dem Markte, beim Streite ein Messer zückte, mit Abhauung 
der Hand oder mit 10 Goldgulden bestraft werden 5 ). Die 
Reformierte Kurgerichts-Ordnung des Jahres 1577 brachte einige 
Milderungen in der Zumessung der Strafen, meist fiel das 
Kurliegen fort. Totschlag wurde in dergleichen Weise durchweg 
mit ewiger Verbannung geahndet 4 ). Tötung in gerechter Not¬ 
wehr blieb straflos. Die 30 Mark »Herrenbruichte« 5 ) wurden 
dann aus dem Besitze des Entleibten beglichen. Wer den Schän¬ 
der seiner Familienehre, einen Dieb bei Nacht oder einen 
bewaffneten Dieb bei Tag erschlug, ging straflos aus, mußte 
aber 30 Mark Herrenbrüchte zahlen. Einem Totschläger gleich¬ 
gehalten wurde jeder, der mit einer »Feuerbüchse, stahlen Bogen 
oder Armbrust« auf einen anderen schoß, ob er ihn traf oder 
nicht 6 ), ln ähnlicher Weise wurde der Versuch einer Tätlichkeit 
mit zwei Mark bestraft. Wer einem anderen die Kleider zerriß, 
dieselben durch »Husgießen beschädigte«, wer einem anderen 
die Waffen wegnahm, Wein oder Bier abtrank oder ausgoß, 
wer »krouchen«, Kannen oder Gläser zerbrach, wachsendes 
Holz oder Bäume abschlug, wer Früchte im Garten beschädigte, 
Vieh totschlug oder mit Steinen warf, mußte neben der Ver¬ 
gütung an den Beschädigten noch 5 Mark »dem Herren und 

') Ebenda. 

2 ) PK 16. X. 1787. 

3 ) Gesetz vom 20. XI. 1510; Ref. Kurg.-Ordn., Kap. XXX. 

4 ) Ref. Kurg.-Ordn., Kap. XXIII. 

5 ) Strafgelder zugunsten des Vogtmajors und der Stadt. 

“) Ref. Kurg.-Ordn., Kap. XXVIII. 
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Stattcammern« zahlen '). Drei Goldgulden hatte jemand »wegen 
Abreißung der Kappen und Ohreißen« zu entrichten 2 ). Alle an- . 
gelührten Geldstrafen, mit Äusnahme derer, die als Entschädigung 
für die verletzte Partei bestimmt waren, konnten durch Bittwege 
gesühnt werden 3 ). Doch praktisch wurde von dieser Möglichkeit 
wenig Gebrauch gemacht, da wegen der Entfernung der Wall¬ 
fahrtsorte die Kosten und Beschwernisse der Reise in keinem 
Verhältnis zu den auferlegten Geldstrafen standen. Eine solche 
von 20 Goldgl. konnte nur durch einen Büßgang nach St. Jakob 
in Spanien, eine solche von 15 Goldgl. durch einen nach Rom 
erledigt werden. Für 8 Goldgl. Strafe mußte man nach Regens¬ 
burg, für 3 nach Marburg, für 2 nach Münster, für 1 ■/* nach 
Trier, für 1 nach Bonn, für weniger als 1 nach St. Vith, Lüttich 
oder Düren pilgern 4 ). Konnte der Verurteilte die ihm auferlegte 
Geldstrafe nicht zahlen, so trat an Stelle derselben das Kur¬ 
liegen 6 ). fluch das Verhältnis dieser beiden Strafen war genau 
geregelt. Für Strafen von 1 bis 2 Mark mußte man 8 bis 14 
Tage, für solche von 5 bis 12 Mark 3 bis 4 Wochen, für höhere 
6 Wochen zur Kur liegen. Eine andere Art der Freiheitsent¬ 
ziehung als das Kurliegen fand sich als Strafe selten und kam 
erst am Ende der reichsstädtischen Zeit vor. So mußte eine 
Frauensperson, weil sie auf jemanden mit einem Messer los¬ 
gegangen war, sechs Wochen im Grashaus bei Wasser und 
Brot liegen 6 ). Ein ander Mal wurden »Schmach-und Schimpf¬ 
reden mit 14 Tagen Gefängnis auf der Halle« bestraft 7 ). 

Noch von einer anderen Strafe, die ebenfalls nicht häufig 
war, der der Abbitte und des Widerrufs, berichten die Protokolle. 
So mußte ein Schuhmachermeister, der einen Prinzen, ohne 
dessen »hohe Geburt, Stand, Würde und Karakter« zu kennen, 
beleidigt hatte, »mit entdecktem haubt und erhabener Stimme bei 
offenen thüren des gerichtssaals .... in tiefster Leibesver¬ 
beugung hochdenseiben um Entschuldigung« bitten 8 ). In »pleno 
~ fl. a. O. 

2 ) AK 13. XI. 1778. Ohreißen = Ohrringe. 

3 ) Ref. Kurg.-Ordn., Kap. XXXV. 

‘) Re!. Kurg.-Ordn. XXXVI. 

5 ) Ebenda, Kap. XLIII. 

6 ) PK 4. VIII. 1778. 

7 ) PK 9. III. 1779. 

8 ) PK 1. VIII. 1780. 
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iudicio« mußte ein Ehepaar, das sich gegen seine Eltern ver¬ 
gangen hatte, »eine kniefällige deprecation undt abbitte thun« '). 

Das Verfahren beim Kurgericht. Das Verfahren konnte sowohl 
mündlich wie schriftlich, sowohl summarisch wie förmlich 
sein 2 ). Besonders im 17. und 18. Jahrhundert war die Prozeß¬ 
führung infolge der oft seltenen Sitzungen äußerst langwierig 3 ) 
und kostspielig 4 ). Als Kläger trat meist der fiskalische Anwalt 
für sich 5 ), oft auch »nahmens« oder »nebens« der verletzten 
Person auf“). Wollte jemand wegen einer Verwundung keine 
Klage Vorbringen, so wurde er durch den Vogtmajor, die 
Bürgermeister oder Kurschöffen ermahnt, seine Wunden zu 
zeigen 7 ). Diese erhoben dann selbst die Klage. Kam jener 
der Aufforderung nicht nach, so ging das Gericht gegen ihn 
selbst vor und bestrafte ihn mit Zahlung der »Herrenbruichte« s ). 
Nahm ein Kläger seine Klage zurück, so mußte der Vogtmajor 
selbst diese weiterführen. Sonst wurde die Klage beim Vogt¬ 
major und bei beiden Kurschöffen angestrengt, in ihrer Ab¬ 
wesenheit beim Schöffenbürgermeister oder bei zwei Schöffen, 
die Christoifel waren 9 ). Der Vogtschreiber schrieb Datum, 
Kläger, Klage und Zeugen genau auf und verlas diese Schrift 
im Beisein der vorgenannten Richter und der klagenden Partei. 
Im 17. und 18. Jahrhundert wurden meist die Klagen beim 
Meiereisekretär angebracht, der sie dem Vogtmajor und den 
Kurschöffen vorlas. Diese entschieden dann, ob die Sache 
»churmäßig« war oder ob ein anderes Gericht darüber zu 
befinden hatte 10 ). 

>) PK 16. XII. 1783. 

2 ) Ref. Kurg.-Ordn., Kap. IV. 

3 ) Manche dauerten mehrere Jahre. Der Prozeß Oliva contra Gebr. 
Ortmanns schwebte von 1693—1696, Urteil erfolgte erst 28. XI. 1718 
(Kurg.-Akt.). Das Verfahren gegen einen gewissen Schirp schwebte 
vom 1. XII. 1736 bis 19. IX. 1752. 

J ) Die Prozesse kosteten meist 100—200 Gulden (Kurg.-Akt. 16.1.1693, 
28. 11. 1718), manche sogar 400—700 Gulden (Kurg.-Akt. 6. XI. 1770). 

5 ) AK 22. VIII. 1666. 

6 ) AK 6. IX. 1680, 2. IX. 1784, 26. II. 1788; PK 16. I. 1781. 

7 ) Für Arzte, die einen Verwundeten behandelten, bestand Anzeige¬ 
pflicht. 

8 ) Ref. Kurg.-Ordn., Kap. V. 

8 ) A. a. O., Kap. IV. 

10 ) AK 5. V. 1702, 15. I. 1781, 22. V. 1784. 
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Im schriftlichen Verfahren mußte die Klage »zweymal gleich¬ 
lautend ins rein abgeschrieben« und ein Exemplar für das Gericht, 
das andere für die Gegenpartei eingereicht werden'). Diesem 
mußte ein Zeugnis über den ärztlichen Befund beigefügt werden. 
Bei leichteren Beleidigungen verwies das Gericht die Sache 
zum Vergleich (ad tentandam concordiam). Meist wurden dazu 
2 bis 3 Gerichtspersonen, im allgemeinen ein Bürgermeister 
und zwei Beisitzer, bestimmt 2 ). 

. Die bevorstehende Gerichtssitzung hatte der Bürgermeister 
dem Vogtmajor oder dessen Schreiber vier Tage vorher an¬ 
zusagen 3 ). Die Ladung der Parteien erfolgte drei Tage vor 
dem Termine durch die Meiereidiener. »Standespersonen« — 
das waren Vogtmajor, regierende Bürgermeister, Schöffen und 
deren Frauen und Kinder — wurde der Gerichtstermin durch 
den ältesten Kurschöffen angesagt 4 ). Die Vorbescheidung »auß- 
ländischer Personen« geschah durch Anschlag an die vier 
äußeren Haupttore der Stadt. Die Ladungen wurden in feier¬ 
licher Form abgefaßt und lauteten meist: »Wir Richter und 
Urtheilsprecher des Churgerichts dieses Königl. Stuelß und 
freyer Reichs Stadt Hach tuen kund und füegen Euch . . . 
(Name) zu wissen . . . (Hnklage) . . . alß citiren und laden 
wir Euch . . . vor Gericht und Recht«. Gewöhnlich wurden 
dem Angeklagten drei Termine gesetzt 5 ). Die Parteien konnten 
selbst vor Gericht handeln oder sich durch einen Anwalt ver¬ 
treten lassen. Leistete jemand der Ladung nicht Folge, so fand 
nichtsdestoweniger die Verhandlung statt. Die ausbleibende 
Partei hatte ohne Rücksicht auf den Husgang des Prozesses die 
Gerichtskosten zu tragen 6 ). Zunächst mußten die vorgeladenen 
Personen einen Eid ablegen, daß sie wahrheitsgemäß berichten 
würden 7 ). Außerdem hatte der Kläger noch »den Eid vor 
Gefehrd« zu schwören 8 ). Dann wurde die Klage im Beisein 
beider Parteien vorgelesen und vom Beschuldigten eine Ant- 

') Ref. Kurg.-Ordn., Kap. VIII. 

s ) AK 10. XII. 1660, 16. III. 1691. 

3 ) Ref. Kurg.-Ordn., Kap. VI. 

4 ) Hauptvertr. 1660, artic. XXVI, § 2. 

5 ) AK 8. V. 1667, 11. I. 1752. 

a ) Ref. Kurg.-Ordn., Kap. IX. 

7 ) A. a. 0., Kap. XVI. 

8 ) Ref. Kurg.-Ordn., Kap. XI—XII. 
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wort gefordert 1 ). Zum Beweise eines begangenen Vergehens 
waren, wenn sonst keine Beweismittel Vorlagen, vom Kläger 
mindestens zwei Zeugen beizubringen 2 ). Diese wurden vom 
Vogtmajor im sitzenden Gericht vereidigt 3 ). Der Bürgermeister 
hielt im Beisein eines Kurschöffen, eines Werkmeisters und 
eines Christoffels das Verhör ab 4 ). Die einzelnen Fragen wurden 
vorher genau festgesetzt. Zunächst die generalia, die sich auf 
Namen, Alter, Herkunft, Stand und Verwandtschaft bezogen, 
dann die specialia, die sich auf Erforschung der Straftat selbst 
erstreckten 5 ). Mitunter wurden im schriftlichen Verfahren die 
eidlichen Aussagen von Zeugen durch einen Notar auf gezeichnet 
und dem Gericht als »documenta attestationum« eingereicht f '). 
Folgte ein Zeuge der Ladung zum Gerichte nicht, so wurde er 
sofort durch einen Ratsdiener ergriffen und ins Grashaus ge¬ 
sperrt. Erst nach Erlegung einer »Kurmark« wurde er ent¬ 
lassen 7 ). Der Beweisführung diente auch die Besichtigung der 
Verletzten und Toten, die durch den Vogtmajor und die beiden 
Kurschöffen vorgenommen wurde. Ohne dieselbe durfte über 
Fälle, bei denen es sich um Verwundungeh handelte, gar nicht 
Recht gesprochen werden 8 ). Konnte man den Beschuldigten 
nicht überführen, so mußte er »vor Richter ende Scheffen 
uff Brüssel« 9 ) seine Unschuld dartun. Gelang ihm dies nicht, 
so mußte er einen etwa verursachten Schaden ersetzen und 
die Buße zahlen 10 ). 

Nachdem beide Parteien ihre Sachen vorgebracht hatten, 
beriet sich das Richterkollegium über die Angelegenheit. Eine 
Konsultation bei auswärtigen Rechtsgelehrten fand sich in den 
Gerichtsakten nicht häufig 11 ), eine solche bei juristischen Fakul¬ 
täten selten. In der Klagesache des Bürgermeisters Henrich Loop 

>) A. a. O., Kap. VIII. 

*) Dat vorder Gesetz desselven Kuhrs. 

») Re!. Kurg.-Ordn. XVII und XVIII. 

*) A. a. O-, Kap. XVII. 

5 ) AK 23. III. 1657, 16. III. 1703. 

a ) AK 13.1.1673; Allgemeine Prozeßakten 3114 (Hahn contra Schillings 
1781-1782). 

7 ) AK 28. III. 1664, 10. III. 1696; Ref. Kurg.-Ordn., Kap. XIX. 

8 ) Dat vorder Gesetz. 

9 ) Vor dem Schöffenstuhl. 

10 ) wie 8 ). 

“) PK 12. VIII. 1783. 
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von Henri-Chapelle gegen einen gewissen d’Ehlers, der ihn in 
einem Wirtshause mit seinem Degen mißhandelt hatte, wurden 
die Akten der Universität Göttingen zugesandt 1 ). Dagegen holte 
man wohl des öfteren den Rat einheimischer Rechtsgelehrter, 
vor allem der Syndizi oder des Konsulenten ein 2 ). fluch wurde, 
wie es >von unverdenklichen Zeiten biß anhero« üblich war, 
in besonders wichtigen und zweifelhaften Fällen der Rat um 
Auskunft angegangen 3 ). Auf Anfrage des Bürgermeisters gaben 
die einzelnen Richter ihre Stimme ab. Dann wurde das Urteil 
zusammengestellt, vom Schreiber schriftlich abgefaßt und dem 
Gerichte vorgelesen 4 ). 

Eine Berufung an eine andere Instanz gab es nicht. Sie war 
durch das Privilegium Karls V. de non appellando unmöglich 
gemacht 6 ). Doch scheint man des öfteren mindestens den Ver¬ 
such einer Berufung gemacht zu haben, da die Ref. Kurg.-Ordn. 
im Jahre 1577 eine solche unter Strafe der sofortigen Aus¬ 
weisung aus der Stadt nochmals verbot 6 ). Doch konnte man in 
der nächsten Sitzung eine Revision des Urteils beantragen 7 ). 


2. Das Interims - oder Scherengerieht. 

Das Interimsgericht, auch Scherengericht oder iudicium 
intermisticum 8 ) genannt, hat seinen Namen daher erhalten, 
weil es nur als ein vorläufiger Gerichtshof, als ein Ersatz für 
das Kurgericht, in Tätigkeit trat. Die Bezeichnung Scheren¬ 
gericht läßt sich wohl daher erklären, weil während der Gerichts¬ 
verhandlungen eine Schere als Sinnbild der vollziehenden 
Gerechtigkeit auf dem Verhandlungstische lag 9 ). Das Gericht 
übte zweimal im Laufe der Zeit, doch mit verschiedener Be- 

*) Proz.-flkt. 2.-23. Jül. Anw. contra d’Ehlers. 

s ) AK 1. IV. 1661, 3. XI. 1690, 7. IX. 1703. 

’) Ref. Kurg.-Ordn., Kap XXXIX. 

*) Ebenda, Kap. XXII. 

5 ) Noppius, III, S. 68. 

') Ref. Kurg.-Ordn., Kap. XLVII. 

7 ) AK 13. V. 1670, 24. VIII. 1696. 

8 ) RP 25. I. 1743. 

°) Noppius, I, S. 108. Auch bei den Sitzungen des Sends lag neben 
dem Evangelienbuch und der Rute eine Schere auf dem Tische. 
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Setzung, das erstemal neben'), das zweitemal an Stelle 2 ) des 
Kurgerichts, seine Wirksamkeit aus. 

Das Interimsgerichi von 1713. Zunächst tauchte es auf, als 
im Hnfange des 18. Jahrhunderts das Kurgericht seine Tätigkeit 
fast ganz eingestellt hatte und die Unsicherheit in der Stadt 
immer größer wurde. Hm 10. Juli 1713 traf der Herzog von 
Jülich mit der Stadt eine Vereinbarung zwecks Zusammen¬ 
stellung eines Gerichtshofes zur Hburteilung »deren in der 
Stadt und Reich von Hachen auf offener Straßen sich zu¬ 
tragender Schlägereyen« 3 ). Wie lange dieses Interimsgericht 
bestanden hat, läßt sich aus den bisher vorliegenden Hkten nicht 
genau feststellen. Sicher war es vom 12. Juli 1713, an welchem 
Tage die erste Geldstrafe gezahlt wurde, bis zum 27. Hugust 1716, 
wo eine »andicktierte Herren Brücht« erlegt wurde, in Tätig¬ 
keit 4 ). Im Juli 1718 war es bestimmt wieder aufgelöst, da die 
»abgestandenen« Bürgermeister durch Ratsbeschluß ermächtigt 
wurden, die noch hängenden Sachen mit den Deputierten aus 
dem Schöiienstuhl zu erledigen 5 ). Im Jahre 1721 forderte der 
Herzog von Jülich durch den Vogtmajor von Meuthen die 
Wiedereinführung des Interimsgerichts. Doch war der Große 
Rat dagegen, weil der Herzog selbst es vor einigen Jahren 
aufgelöst habe 6 ). Als Richter fungierten bei diesem Gerichte 
drei »kommissari« vom Rat und drei vom Schöffenstuhl. Das 
Verfahren sollte nur mündlich sein. Doch war auch eine schrift¬ 
liche Prozeßführung möglich. Die einkommenden Gerichtsstrafen 
wurden in einer Kiste aufbewahrt, zu der nur der Vogt und 
der Bürgermeister einen Schlüssel besaßen 7 ). 

Das Interimsgericht von 1749. Das zweitemal trat das Interims¬ 
gericht um die Mitte des 18. Jahrhunderts in Tätigkeit. Bereits 

*) Wie die HK 1713—1718 zeigen, fanden immer noch Sitzungen des 
Kurgerichts statt. 

! ) Von 1746 bis 6. VII. 1750 hatte das Kurgericht seine Tätigkeit 
gänzlich eingestellt. 

’) »Verordnung wegen Errichtung eines Interimsgerichts« (Hkten 
Interimsgericht 1713 und 1749, auch abgedr. HHV 5, S. 15). 

4 ) »Verzeichnis der bey dem Interims Judicio andicktirter u. ein¬ 
kommender Straffen oder Herrenbrücht de anno 1713« (Hkt. Interims¬ 
gericht 1713 und 1749). 

5 ) RP 28. VII. 1718. 

6 ) RP 24. III. 1721. 

’) Verordn, v. 10. VII. 1713. 
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im Jahre 1743 waren die Bürgermeister, doch anscheinend 
ohne Erfolg, mit einem solchen Begehren bei dem Vogtmajor 
vorstellig geworden ')• Doch zwangen die immer bedenklicher 
werdende Unsicherheit in der Stadt, die immer häufiger vor¬ 
kommenden Ermordungen 2 ) den Vogtmajor und die Stadt zur 
Wiedereinführung des Interimsgerichts. Ende des Jahres 1748 
stellte man eine ausführliche Ordination über dessen Befugnisse, 
Zuständigkeit und Zusammensetzung auf, die, wie das Regle¬ 
ment 3 ) selbst sagt, am 8. Nov. 1748 vom »Hochweisen Großen 
Rath usque ad revocationem approbiert« und am 18. Jan. 1749 
vom Herzog von Jülich ratifiziert wurde. Doch ist diese Verein¬ 
barung tatsächlich nie vom Großen Rat approbiert, worden 4 ). Seine 
Tätigkeit wirklich begonnen hat das Gericht am 13. März 1749. 
Die letzte Sitzung fand statt am 18. Juni 1749 6 ). Äm 24. Juni 1749 
wurde das Gericht vom Rate wieder aufgehoben. Die Gründe 
für diese Maßregel wurden von den Zeitgenossen verschieden 
ausgelegt. Dem Chronisten und Bürgermeisterdiener Joh. Janssen 
war der Umstand, daß die Ladungen zum Gericht durch die 
Meiereidiener geschahen, ein Dorn im Rüge. Daher glaubte 
er, das Gericht sei aufgelöst worden, weil man sich über 
diesen Punkt nicht hätte einigen können 6 ). Meyer nahm die 
Ruferlegung der Präsenzgelder zu Lasten der Parteien als 
Grund für die Beseitigung an 7 ). Ruch v. Kempens Annahme, 
der Rat habe im Interimsgericht einen Herd von neuen Streitig¬ 
keiten mit der Vogtmeierei gesehen und deshalb seine Tätigkeit 

*) RP 25. I. 1743. 

2 ) Janssen schreibt in seiner Chronik (v. Fürth III, S. 104, 106): >Dis 
1747 tc Jahr fanget ahn mitt fill grosse Unglücker, dan man höhrt 
anders nichts als von Dotschlagen, Ermordungen . . . dan es (kann) 
schier Abens- und Nachtzeit kein ehrlicher Mensch über die Gass 
ohnmolestirt hin und hehrgehen.« 

3 ) »Stadt Äachischen Interimsgerichts Reglement« (in Pflügers Aquis- 
granensia, St. A. Aachen, Hs. 9). 

4 ) 111 jül. Beschw. v. 29. III. 1773. In der Antwort darauf vom 
26. VI. 1773 behauptet die Stadt, der Große Rat habe das Gericht 
nicht ratifiziert. — Auch die RP über die Sitzungen des Großen Rates 
enthalten nichts darüber. 

5 ) Prot.-Buch d. Interimsgerichts: Sitzungen fanden statt am 13., 17., 
27., 31. III., 14., 24., 28. IV., 7., 12., 19., 29. V., 2., 11., 18. VI. 

«) v. Fürth III, S. 172. 

7 ) Meyer, II, Stadtreg., § 52, fol. 35. 
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eingestellt, ist mir nicht einleuchtend l ). Vielmehr die Tatsache, 
daß der Herzog von Jülich so sehr gegen die Einstellung war 
und sie mit allen Mitteln zu verhüten suchte, gibt zu denken. 
War doch das Interimsgericht im Verhältnis zum Kurgericht, 
an dessen Stelle es treten sollte, eine starke Verschiebung der 
Macht zugunsten der Vogtmeierei auf Kosten des Magistrats. 
Da man dies im Rate einsah und auch wohl weil man die 
Christoffel nicht als Gerichtspersonen zugezogen hatte, stellte 
die Stadtverwaltung die Tätigkeit des Gerichtes ein 2 ). Alle Er¬ 
mahnungen und Drohungen des Herzogs von Jülich fruchteten 
nichts 3 ). Das Interimsgericht trat zu keiner Sitzung mehr zu¬ 
sammen und geriet fast ganz in Vergessenheit. 

Das Interimsgerichts-Reglement enthält einige Vorschriften 
über Verfassung, Verfahren und Zusammensetzung des Gerichts. 
Danach bestand das Richterkollegium aus den beiden regieren¬ 
den Bürgermeistern, zwei rechtskundigen »deputati«, die vom 
Magistrat zu ernennen waren, und den beiden Kurschöffen 4 ). 
Der Ratssekretär hatte die Stelle des Gerichtsschreibers inne. 
Als Gerichtsdiener fungierten sowohl die Meierei- als die Bürger¬ 
meisterdiener. Das Verfahren war meist mündlich, mitunter 
auch schriftlich. Die »fiskalischen klagden« brachte der Meierei¬ 
sekretär mündlich oder bei wichtigen Sachen schriftlich vor 
Gericht. Die Ladungen der Parteien zu den Terminen hatten 
die Meiereidiener zu besorgen, während die übrigen Mitteilungen 
von den Bürgermeisterdienern erledigt wurden. Vor der Ver¬ 
handlung mußte die klagende Partei den »Eid vor Gefehrd« 
schwören. Die Vereidigung der Zeugen geschah durch den 
Vogtmajor, ihre Vernehmung durch einen Kurschöffen und 

*) v. Kempen, Die Streitigkeiten zwischen dem Kurfürsten von der 
Pfalz als Herzog von Jülich und der Reichsstadt Aachen im 18. Jahr¬ 
hundert. ZAGV 35, S. 35. 

s ) »Syndikatsvorschlag wegen künftig haltendem Churgericht* vom 
24. VI. 1750 (Akt. Interimsgericht 1713 und 1749). 

3 ) Brief d. Herzogs an die Stadt v. 18. IV. 1750 (Akt. Interimsgericht 
1713 und 1749). 

4 ) Vom 13. III. bis zum 11. V. 1749 bildeten die Bürgermeister v. Fürth 
und de Lonneux, die Schöffenmeister v. Düssei und v. Limpens, Wein¬ 
meister Liz. Altorff und Konsulent v. Thenen, von da ab die Bürger¬ 
meister v. Oliva und Niclas, die Schöffen v. Lamberts und v. Fürth, 
Liz. Altorff und Konsulent v. Thenen das Richterkollegium (Protokoll¬ 
buch des Interimsgerichts). 
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einen der zwei Ratsdeputierten. An Gerichtskosten zahlten die 
Parteien bei mündlicher Verhandlung drei, bei schriftlicher 
vier Gulden. Bei Zahlungsunfähigkeit trat Gefängnis bei Wasser 
und Brot im Grashause oder sonst eine Strafe »pro qualitate 
delicti« ein. 

3. Das Ratsgericht. 

Äußere Geschichte des Gerichtes. — Verfassung des Gerichtes: 
Zusammensetzung; Ort und Zeit der Sitzungen. — Zuständigkeit. — 
Strafen. — Vollzug der Strafen. — Verfahren des Gerichtes. 

Äußere Geschichte des Ratsgerichts. Seit seiner Entstehung 
um die Mitte des 13. Jahrhunderts hat der Rat stets eine, wenn 
auch zunächst noch nicht umfangreiche richterliche Gewalt 
ausgeübt. Mit der Befugnis, Verordnungen und Gesetze zu er¬ 
lassen, stand ihm auch das Aufsichtsrecht über die Ausführung 
derselben zu. Schon sehr früh hatte er die Gerichtsbarkeit 
über Friedensstörungen und Aufruhr innerhalb der Stadt inne 
und bestrafte, wie die »Aachener Chronik« ') für die Jahre 1269, 
1368 und 1401 meldet, mehrere Rädelsführer bei einem Auf¬ 
stande mit dem Tode. Auch aus einer Urkunde des Jahres 
1272 2 ), in der die Bürger die Abgaben für Bier und dessen 
Höchstpreis festsetzten, erfahren wir, daß der Rat schon damals 
Leibesstrafen verhängen konnte, da er für die Übertreter der 
Verordnung die Strafe der Abhauung der rechten Hand, fünf¬ 
jährige Verbannung und Zerstörung des Hauses festsetzte. In 
einer Regelung des Weinverkaufs vom 3. August 1273 3 ) drohte 
der Rat, die Übeltäter mit Anbindung am Pranger zu bestrafen. 
Seiner Jurisdiktion unterstanden von Anfang an im allgemeinen 
die Bürger der Stadt und die Reichsuntertanen und in gewissen 
Fällen auch Fremde. Erst allmählich hat er mit dem Erstarken 
seiner Macht auch den Bereich seiner Gerichtsbarkeit ver¬ 
größert. Vor allem beschränkte er dabei die älteren Gerichte, 

') Loersch, »Aachener Chronik« (Annalen des historischen Vereins 
für den Niederrhein, Heft 17, S. 3): >1269 ehrwellten die gemein zu Aich 
in einem auffstantt vier haubtleuth gegen den rhaet ... die haubt- 
leuth aber wurden hingericht«. Vgl. S. 4 u. 5 f. 

s ) Loersch, ARD, S.36, Urk. v. 30.IV. 1272: »in amputationem multabitur 
dextre manus et insuper extra civitatem et bannum Aquense quin- 
quennium remanebit, domus vero destruetur«. 
s ) Loersch, ARD, S. 39. 
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den Schöffenstuhl, das Kurgericht und den Send, in ihrer 
richterlichen Tätigkeit. Da bei der infolge der Verfassungs¬ 
kämpfe oft unvollständigen Besetzung des Schöffenkollegiums 
die Rechtsprechung desselben mitunter ruhte, war es dem Rate 
ein leichtes, seine Zuständigkeit auszudehnen. Anderseits kam 
ihm die Unbeliebtheit der Geistlichen '), die von allen bürger¬ 
lichen Lasten und Abgaben befreit waren, sehr zustatten. Für 
die Abneigung des Volkes auch gegen die geistliche Gerichts¬ 
barkeit bringen schon Urkunden des 14.Jahrhunderts Belege. Wie 
aus einem Schreiben des Papstes Clemens VI. vom 13. Sept. 
1346 hervorgeht, befreite die Aachener Bevölkerung einen vom 
Prior eines Klosters zu Gefängnis Verurteilten, bemächtigte 
sich des Klosterdieners, beschlagnahmte Roß und Wagen und 
verrammelte das Tor des Klosters 2 ). Vor allem waren dem 
Volke, besonders in späterer Zeit, die empfindlichen Ehren¬ 
strafen des Sendgerichts sehr verhaßt. Diese Stimmung aus¬ 
nutzend, maßte sich der Rat in manchen Fällen richterliche 
Befugnisse, sogar über Vergehen wie Gotteslästerungen, Un¬ 
zucht und Ehebruch an, über die sonst nur das geistliche 
Gericht zu befinden hatte 8 ). Daher sind die Zuständigkeits¬ 
streitigkeiten mit den übrigen Gerichten recht häufig und haben 
fast nie völlig geruht 4 ). Ohne Zweifel haben die schweren 
Verfassungskämpfe im 15. Jahrhundert, die Reformationswirren 
und die Zeit der Mäkelei die Tätigkeit des Ratsgerichts mit¬ 
unter gehemmt und für kurze Zeit sogar unterbrochen. Als 
im Jahre 1786 die Bürgermeister und ein großer Teil des 
Rates die Stadt verlassen hatten, wählte man im August die 
sogenannte Rats- und Polizeikommission 6 ). Diese erledigte 

‘) Birmanns, S. 26. — W. Stein, Deutsche Stadtschreiber im Mittel- 
alter (Mevissen Festschriit 1895), S. 67. — Frohn, S. 39. 

a ) Sauerland, Urk. u. Regesten z. Geschichte d. Rheinlande aus dem 
Vatikanischen Archiv, Bonn 1905, III, S. 241. 

s ) Frohn, S. 43, 46. 

‘) v. Below, ZAGV 16, S. 1; v. Kempen, ZAGV 34, S. 227 ; 35, S. 1; 
Frohn 105. 

5 ) Sie bestand nach Haagen (Geschichte Achens von seinen An¬ 
fängen bis zur neuesten Zeit, 2 Bde., Achen 1873, 1874, zitiert 
Haagen) II, S. 389 I., aus folgenden Mitgliedern: Dr. Fell, Dr. Vossen, 
H. Tilmann, Arn. Brammertz, Niki. Cromm und Äug. Jos. Heusch; 
nach den Prozeßakten (Fisk. Anw. contra Mar. Ägn. Alberts) gehörten 
ihr jedoch an: Vossen, Brammertz, Heusch, Cromm und Houben. 
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auch die laufenden Rechtsgeschäfte. Erst nach Trennung von 
Verwaltung und Justiz durch die Franzosen im Oktober 1794 
mußte das Ratsgericht den neugeschaffenen Tribunalen weichen. 
Nur noch einmal, als die alte städtische Verfassung durch 
General Hoche am 21. März 1797 wieder eingeführt wurde, 
nahm es seine Tätigkeit von neuem auf, um sie dann im Früh¬ 
jahr des folgenden Jahres für immer einzustellen. 

Verfassung des Gerichtes. 

Zusammensetzung. Die Zusammensetzung des Richterkollegi¬ 
ums war mit Rücksicht auf die zur Verhandlung stehenden 
Fälle verschieden. Für Verbrechen besonders schwerer Art 
war der Große Rat in seiner Gesamtheit allein zuständig'). 
Über minder schwere hatte der Kleine Rat zu befinden 2 ). Ver¬ 
gehen und Übertretungen wurden sehr oft einer für den be¬ 
stimmten Fall gewählten Kommission, den »deputati«, zur Ab¬ 
urteilung übergeben s ). Oft verlieh der Rat den Bürgermeistern 
und Beamten »die obrigkeitliche Hand« 4 ), »darin zu erkennen« 
und die Schuldigen »beym köpf zu nehmen« 6 ). Auch die 
Syndizi und sonstige Rechtsgelehrte, mitunter die Werkmeister 
oder andere Ratsmitglieder wurden zu »deputati« bestimmt, »nach 
guetdünken zu disponieren« 6 ). Zu Vergleichen bei Streitigkeiten 
wurden meist drei bis fünf Personen im sitzenden Rate aus¬ 
gewählt 1 ), bei verwickelten Angelegenheiten nahm man auch 
mehr, bis zu elf Personen. Oft behielt sich der Rat die Billigung 
der von den »deputati« gefällten Entscheidungen oder der er¬ 
zielten Vergleiche vor. 

Die Sitzungen fanden in ältester Zeit im Bürgerhause, dem 
sogenannten Gras, statt. Mit der Erbauung des neuen Rat¬ 
hauses auf dem Markte siedelte auch der Rat dorthin über. 
Nur bei Verhängung der Todesstrafe trat der Rat vor der Voll¬ 
streckung nochmals in der alten Ratskammer des Grashauses 
zwecks Prüfung des Urteils zusammen 8 ). Bestimmte Termine 

■) RP 1. VIII. 1657' 

2 ) RP 23. VIII. 1657. 

а ) RP 23. XI. 1656. 

*) RP 2. III. 1662, 22. XI. 1691. 

') RP 11. I. 1663. 

б ) RP 28. IX. 1658, 14. IX. 1684. 

7 ) RP 26. IV. 1657, 4. XII. 1659, 16. IX. 1666. 

8 ) RP 7. V. 1681, 12. IX. 1708. 
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für die Gerichtssitzungen gab es nicht. Über die einkommen¬ 
den Klagen wurde je nach ihrer Art in den gewöhnlichen 
Sitzungen des Kleinen oder Großen Rats verhandelt. Die 
Bürgermeister beriefen denselben nach Notwendigkeit, der dann 
an dem bestimmten Tage um neun oder im Winter um zehn 
Uhr vormittags zusammentrat. Auch für die Festsetzung der 
Deputiertensitzungen bestanden keine bindenden Vorschriften, 
vielmehr blieb dem jeweiligen Richterkollegium die Anbe¬ 
raumung der Termine überlassen. An Sonn- und kirchlichen 
wie örtlichen Feiertagen fanden beim Rate wie auch bei den 
übrigen städtischen Gerichten keine Gerichtssitzungen statt. 
Gerichtsferien gab es um Weihnachten, Fastnacht, Ostern, 
Pfingsten und im Herbst, meist vom 8. Juli bis 14. August 1 ). 

Die Zuständigkeit des Ratsgerichts. Genaue Bestimmungen 
über die Zuständigkeit des Rates in Rechtsangelegenheiten sind 
uns für die ältere Zeit nicht erhalten. Wahrscheinlich war diese 
nie fest begrenzt. Freilich haben die Kurgerichtsordnungen vom 
Jahre 1338 2 ) und 1577 3 ) und die Bestimmungen über die Ge¬ 
richtsbarkeit des Send von 1331 4 ), 1577 6 ) und 1604°) allzu weit¬ 
gehenden Übergriffen von seiten des Rates ein Ziel gesetzt. Eine 
gewisse Festlegung geschah erst durch den Aachen-Jülicher 
Hauptvertrag vom Jahre 1660 7 ) und seine Erneuerung von 
1777 8 ). Doch waren damit die Unzuträglichkeiten zwischen 
den einzelnen Gerichten keineswegs gebannt. War doch der 
Wortlaut dieser Vereinbarungen so ungenau, daß er in vielen 
Fällen zu verschiedenartiger Auslegung Anlaß gab. 

Grundsätzlich konnte der Rat über alle Bürger und Reichs¬ 
angehörigen der Stadt, Adelige wie Gemeinfreie, zu Gericht sitzen, 
während die Fremden im allgemeinen der Gerichtsbarkeit des 
Schöffenstuhls unterstanden 9 ). An sich eine klare Bestimmung, 

') Rats- und Staatskalender 1779—1798. 

! ) Loersch, ARD, S. 50 f.; auch Noppius, III, S. 71. 

3 ) Noppius, III, S. 85. 

*) Loersch, ARD, S. 44; Quix, St. Peter, S. 128, Urk. 12. 

5 ) Noppius, III, S. 129; Quix, St. Peter, S. 11411. 

9 ) Moser, Staatsr., S. 150, § 108; Frohn, S. 45. 

7 ) Abgedruckt: v. Fürth, Beitr. I, S. 238 ff. — Abdruck des . . . 
Vertrags . . ., Aachen 1782. 

8 ) Abgedruckt: v. Fürth, Beitr. I, S. 290 ff. 

9 ) Hauptvertr. 1660, artic. XXIII, § 1. 
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die aber doch einen Herd der Uneinigkeit in sich barg, da 
über den Besitz und die Art der Erwerbung des Bürgerrechts 
zwischen Rat und Schöfienstuhl bis zur Erledigung dieses Streit¬ 
falles 1777 dauernd Meinungsverschiedenheiten herrschten 1 ). 
Über Eremde erstreckte sich die Jurisdiktion des Rates und 
der städtischen Gerichte nur in gewissen Fällen, wenn sie der 
Stadt »offenbare und kündbare Feinde« waren, wenn sie im 
Bereiche der Stadt einen Aufruhr erregten, oder wenn sie, 
wegen eines Vergehens durch irgend ein Gericht verbannt, 
wieder in die Stadt zurückkehrten 2 ). Auch urteilten der Rat 
beziehungsweise die städtischen Gerichte über Fremde, wenn 
es sich um Übertretung von Magistratsverordnungen 3 ), um 
öffentliche »Exzesse« 4 ) oder um Beleidigung der Stadtobrigkeit 5 ) 
handelte. Desgleichen waren der Rat beziehungsweise die Bürger¬ 
meister bei Lohnstreitigkeiten zwischen Arbeitgeber und -nehmer 
— wenn die Sache nicht vor das Werkmeistergericht gehörte — 
auch für Fremde allein zuständig 6 )- Lag der Bruch einer Ur¬ 
fehde vor, so hatte in allen Fällen auch über Fremde der Rat 
die Gerichtsbarkeit 7 ). Dagegen hatten der Rat und die städtischen 
Gerichte nicht zu befinden über Vergehen der Geistlichkeit, 
die seit dem 13. Jahrhundert einem geistlichen Gericht, in 
Aachen zum größten Teile dem Propst und Kapitel beziehungs¬ 
weise dem Send, unterstand 8 ). Desgleichen hatten die Lombarden 
bereits am 1. Sept. 1361 durch Wilhelm von Jülich eine fast 
selbständige, eigene Gerichtsbarkeit erhalten 9 ). Gemäß Haupt¬ 
vertrag 1660 wurden sie, auch wenn sie volle Bürgerrechte 
erlangt hatten, in bezug auf den Gerichtsstand den »einwohnen¬ 
den Frembden gleichgehalten« 10 ). Auch Vergehen der Schöffen 

') Proz.-Äkt. 10 u (1751—1757). — v. Kempen, ZAGV 34, S. 290. — 
Vertr. 1777, artic. XXIII, § 35. 

2 ) Hauptvertr. 1660, artic. XXIII, § 2. 

3 ) PC 9. VIII. 1664, 19. VIII. 1790. 

4 ) PC 18. VIII. 1704. 

5 ) PC 14. IV. 1685. 

6 ) Hauptvertr. 1660, artic. XVII, § 2. 

7 ) Allgemeine Prozeß-Akten 2—21. 

8 ) Quix, Hist.-top. Beschreibung, S. 37; Frohn, S. 42. 

9 ) Schulte, Gesch. des mittelalterlichen Handels u. Verkehrs zwischen 
Westdeutschland und Italien ..., 2 Bde., Leipz. 1900, I, S. 323, II, S. 291, 
Nr. 438. 

lü ) Hauptvertr. 1660, artic. I, § 8. 
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unterlagen in den meisten Fällen nur allein dem Urteilsspruche 
des Schöffenkollegiums *). Ober den Vogtmajor und den Meierei¬ 
schreiber hatte in Zivil- und Personalsachen nur der Schöffen¬ 
stuhl, in Kriminal- und anderen Sachen der Herzog zu be¬ 
finden 2 ). Desgleichen wurden die Meiereidiener bei Vergehen 
im Hmte in leichten Fällen vom Vogtmajor, in schweren vom 
Schöffenstuhl abgeurteilt 3 ). Huch alle weltlichen Diener des 
Liebfrauenmünsters 1 ) und alle, die auf der Immunität wohnten 6 ), 
waren wie von bürgerlichen Lasten auch vom weltlichen 
Gerichtszwang befreit. Über die Offiziere und Soldaten der Stadt 
hatten der Rat und die städtischen Gerichte volle Jurisdiktion 6 ), 
doch überwiesen sie die meisten Fälle, namentlich wenn es »eine 
militärische sach« war, dem Regimente und kamen dann als 
Berufungsinstanz in Betracht 7 ). 

Die Gerichtsbarkeit des Rates und der städtischen Gerichte 
erstreckte sich auf das ganze Gebiet der Stadt und des Reiches 
Hachen, also auch über die Ortschaften Berg, Vaals, Haaren, 
Weiden, Orsbach und Würselen 8 ). Doch auch innerhalb des 
Stadtbezirkes wurden alle Straftaten der städtischen Jurisdiktion 
entzogen, wenn sie auf dem Gebiete der Immunität 9 ) verübt 
worden waren, oder wenn der Verbrecher sich dorthin 
gerettet hatte. Für diesen Fall hatte der Propst beziehungs¬ 
weise die dort bestehende geistliche Obrigkeit die Gerichts¬ 
barkeit auszuüben 10 ). So sehr die Rechte auch später von der 
Stadt bestritten wurden, in früherer Zeit hat sie sie voll und 
ganz anerkannt. So entschuldigte sich der Rat im Jahre 1464, 
weil mehrere Bürger einen Mann über die Immunität des 

*) Loersch, BRD, S. 70. 

s ) Hauptvertr. 1660, art. praelim., § 15; flquisgranensia, S. 18'19. 

3 ) Hauptvertr. 1660, art. praelim., § 16; Bquisgranensia, S. 18. 

4 ) Urkunde Kaiser Rudolfs II. vom 20. VII. 1585 bei Noppius, III, 
S. 19; Moser, Staatsr., S. 159, § 145,5. 

ä ) Quix, Hist.-top. Beschreibung, S. 37; Pauls, ZBGV 28, S. 458. 

6 ) Meyer, II, Stadtreg. fol. 80. 

7 ) PC 5. XI..1669, 22. X. 1675; v. Kempen, ZÄGV 34, S. 294. 

8 ) Moser, Staatsr., S. 165, § 1. 

9 ) Über den Umfang der Immunitäten vgl. Rhoen, Die ältere Topo¬ 
graphie der Stadt Bachen, Bachen 1891, S. 35 f. (zitiert: Rhoen). 

,0 ) Moser, Staatsr., S. 167, § 12. — Lichius, ZBGV 37, S. 23. — Bllg. 
Proz.-Bkt. 4—62. 
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Karmeliterklosters hinweg verfolgt und gefangen hatten *). Des¬ 
gleichen beanspruchte das Werkmeistergericht über alle auf 
dem Gewandhaus vorkommenden Vergehen, ausgenommen 
Totschlag und Verwundungen, und über Beleidigungen auf 
der flmbachtslaube die Entscheidung 2 ). Auch die anderen 
Zünfte hatten ähnliche Rechte in bezug auf Aburteilung der 
auf ihren Zunfthäusern geschehenen Beleidigungen 3 ). Während 
der Zeit des Landfriedensbundes »der herren ind der stede 
tuschen Mase ind Ryn«, also in der zweiten Hälfte des 14. Jahr¬ 
hunderts, gehörte jede Gewalttat auf offener Straße vor das 
Gericht dieses Bundes 4 ). 

Den im Aachen-Jülicher Hauptvertrag von 1660 getroffenen 
Vereinbarungen gemäß konnte der Rat nur über Straftaten 
befinden, für die durch die kaiserliche Halsgerichtsordnung 6 ) 
höchstens die Hinrichtung mit dem Schwerte als Strafe vorge¬ 
sehen war. Für alle Verbrechen, die mit Verbrennen, Auf- 
hängen, Lebendigbegraben, Pfählen und Ertränken geahndet 
wurden, war allein der Schöffenstuhl beziehungsweise der 
Send zuständig 6 ). Jedoch hielt es der Rat mit diesen Bestim¬ 
mungen nicht allzu genau. Vieles, für das satzungsgemäß nur 
die Schöffen zuständig waren, zog er in den Bereich seiner 
Gerichtsbarkeit, indem er den Angeklagten mildernde Umstände 
zusprach und ihn »nur« zur Hinrichtung mit dem Schwerte 
verurteilte 7 ). 

Ursprünglich erstreckte sich die Gerichtsbarkeit des Rates 
auf Friedensstörungen und Aufruhr in der Stadt. Verurteilungen 
und Hinrichtungen von Aufständischen berichtet die »Aachener 

*) Urkunde d. Bischofs Ludwig v. Bourbon von Lüttich v. 5. V. 1464. 
(Hach. Stadtarch. H. III. 17.) 

8 ) Kley, S. 100 und 109. 

8 ) AK 6. VII. 1661. Eine Beleidigung, auf der Zunftlaube geschehen, 
sollte von den »Zwölfern des Brewerhandwerks« abgeurteilt werden. 

4 ) Kelleter, S. 30. Das Gericht bestand aus 12 von den einzelnen 
Mitgliedern des Bundes entsandten Richtern (S. 8). 

5 ) Koch, Hals- oder Peinliche Gerichtsordnung Kaiser Carl V.,5. Ausg., 
Giessen 1800. 

6 ) Hauptvertr. 1660, artic. XXIII, § 1. 

7 ) RP 29. XII. 1661, 6. III. 1670, 11. II. 1678, 5. IV. 1686, 21. II. 1759 
1. II. 1788. 
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Chronik« bereits aus den Jahren 1269, 1368 und 1401 1 ). Be¬ 
leidigungen und Verleumdungen kamen, wenn sie gegen den 
Rat, die Stadtobrigkeit oder Fürstlichkeiten gerichtet waren, 
auch vor dem Ratsgericht zur Aburteilung. So wurde der 
Kupferschläger Joh. von Werden wegen Drohung gegenüber 
einigen Ratsherren 1591 als Aufrührer verhaftet 2 ). Sogar mit 
dem Tode bestrafte der Rat eine Verleumdung des Rates durch 
den städtischen Forstmeister Wilh. Beissel im Jahre 1477 3 ). 
Ein Fähnrich Speek, der sich gegen den Kurfürsten von Köln 
»vermeßentlich .. und injuriose hatte vernehmen lassen«, wurde 
aus der Stadt verbannt 4 ). Einen gewissen Hendrich von Mülstroe, 
der den Stadtkonsulenten »auf öffentlichem Markt zum höchsten 
scandall abgeprügelt« hatte, sperrte der Rat in das Gefängnis 
im Marschiertor ein 5 ). Auch gegen den Kanonikus von Baexen, 
der am Ratsmitglied Dr. Geyer »auf freyer Strassen . . . grau¬ 
samen muthwill und gewalt verübt hatte«, ging der Rat vor 6 ). 
An sich war für Beleidigungen und Schlägereien auf offener 
Straße das Kurgericht zuständig. Auch in dem Aufkommen 
der neuen Glaubenslehre sah der Rat eine Gefährdung des 
Sladlfriedens und zog mit dieser Begründung derartige Fälle 
vor sein Gericht. So wurde Wilhelm Steffart »allain von et¬ 
licher unnutzen wort wegen, die er wider das h. sacrament 
und die meß gesprochen« vom Rate aus der Stadt verwiesen 7 ). 

Das nach den Ratsprotokollen am häufigsten zur gericht¬ 
lichen Aburteilung kommende Vergehen war der Diebstahl 8 ), 
sowohl der geheime wie der offene (im Sinne der kaiserl. 
Halsgerichts-Ordnung) 9 ). Der schwere oder . der »geflißner 
geverlicher Diebstall« 10 ), wie ihn die Carolina nennt, fand im 
allgemeinen vor dem Schöffenstuhl seine Erledigung. In den 

‘) Loersch, Ännalen d. hist. Vereins für den Niederrh., Heft 17, S. 3 ff. 

2 ) Keussen, ZÄGV 15, S. 35. 

3 ) Macco, Zur Reformationsgeschichte Aachens während des 16. Jahr¬ 
hunderts, Aachen 1907, S. 31, Änm. 2. 

4 ) RP 28. III. 1658, 22. V. 1681. 

5 ) RP 31. II. 1676. 

8 ) Allg. Proz.-Akt. 41 a. 

7 ) v. Below, ZAGV 16, S. 6. 

8 ) RP 29. XII. 1661, 6. III. 1670, 11. II. 1678, 5. IV. 1686, 25. XI. 1729, 
21. II. 1759, 1. II. 1788. 

“) Koch, Halsgerichts-Ordn., S. 83 f. 

10 ) Ebenda, S. 82. 
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leichteren Fällen wurde mitunter auf Gefängnis erkannt x ) be¬ 
ziehungsweise die langwierige Kerkerhaft angerechnet 2 ), meistens 
jedoch wurde die Straftat mit zeitlicher oder ewiger Ver¬ 
bannung, verbunden mit Geißelung, Brandmarken oder Stehen 
am Pranger, bestraft 3 ). Einige Male findet sich bei mehrfachem 
Diebstahl die Todesstrafe 4 ). Seltener standen Verbrecher wegen 
Straßenraubs vor Gericht. Sie wurden hingerichtet 6 ) oder unter 
Rutenausstreichen auf ewig verbannt 6 ). Nur von einigen zur 
Verhandlung gekommenen Mordtaten, darunter einem Bruder¬ 
mord, »im eiffermuth in motu« durch ein Mädchen begangen, 
berichten die Protokolle 7 ). 

Mitunter zog das Ratsgericht auch geistliche Verbrechen, über 
die grundsätzlich nur der Send zu befinden hatte 8 ), in den 
Bereich seiner Gerichtsbarkeit. Bereits 1349 ging der Rat gegen 
den übertriebenen Bußeifer und die sittenlosen Ausschweifungen 
der Geißler vor und verbot jede Geißelung unter Strafe der 
Verbannung 9 ). 1664 wurden Peter Meeßen, Jan Lascheit und 
noch einige verurteilt, »wegen übertrettene kirchengebotts . . . 
zur straff zu behuef des waißhauses ein vaß körn« zu geben 10 ). 
Gotteslästerungen und Fluchen bestrafte der Rat mit »dem 
Thurn oder Geltbuß« n ). Die Rechtsprechung über Zauberei und 
Wahrsagerei, die allmählich von den geistlichen Gerichten auf 
die weltlichen überging 12 ), maßte sich der Rat im Laufe der 
Zeit an und verurteilte 1526 eine Zauberin zur flusgeißelung 
und Verbannung 13 ). Doch ungefähr seit 1600 war für Zauberei 
der Schöffenstuhl zuständig, da ja nach der Karolina die meisten 
derartigen »Verbrechen« mit dem Feuertod zu bestrafen waren. 

>) RP 9. VIII. 1669, 3. XII. 1716. 

8 ) RP 9. IX. 1689, 14. XI. 1693. 

3 ) RP 3. IV. 1694, 10. I. 1708, 27. II. 1722, 8. IV. 1774. 

4 ) RP 28. IV. 1681, 26. X. 1717, 30. IX. 1727, 23. III. 1768. 

*) RP 10. IX. 1708. 

«) RP 16. XII. 1677. 

7 ) RP 14. VI. 1726, 29. VII. 1734, 27. III. 1772. 
e ) Frohn, S. 43, 46. 

*) Biergans, ZÄGV 31, S. 124. 

10 ) RP 8. V. 1664. 

• “) Policey Ordtnung 1650, S. 33. 

12 ) Pauls, Teufelssagen, Zauberwesen und Hexenwahn in Bachen, 
BBV 16, S. 110. 

13 ) Pick, Rheinische Geschichtsblätter, II, S. 311. 
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84 Hermann Wirtz: 

Desgleichen urteilte der Rat, wenn auch nicht häufig, über 
Ehebruch und bestrafte in einem Falle den Schuldigen mit 
sechs Jahren Verbannung'). Einige Kupplerinnen und Dirnen 
verwies er »anderen zum abscheulichen beyspiel« auf immer 
aus der Stadt 2 ). Ein der Notzucht Überführter wurde mit seinem 
Komplizen, der ihm bei der Vergewaltigung Beistand geleistet 
hatte, hingerichtet 3 ). Ein Fall wegen Inzest wurde mit ewiger 
Verbannung, ein anderer noch dazu mit Geißelung geahndet 4 ). 
Den Geirart Kluyckynck sperrte der Rat, wie die Einnahme¬ 
rechnungen 1446/47 berichten 5 ), in ein Stadttor »umb dat dye 
gemein vrouwen in synen huys logen ind woren unhoysch 
vor den noberen«. Wegen desselben Vergehens traf den Heyn- 
rych Schoynhoir die gleiche Strafe 3 ). Aus der Verschieden¬ 
artigkeit und Mannigfaltigkeit der Beispiele ersieht man, wie¬ 
weit der Rat in die Befugnisse des Sends eingriff. 

Wie aus der Verordnung über den Weinverkauf vom Jahre 1273 
hervorgeht 7 ), hatte der Rat schon sehr früh das Aufsichlsrecht über 
Verkauf und Preis der Lebensmittel 8 ). Auch die Gerichtsbarkeit 
über Maße und Gewichte stand ihm zu !l ). Doch überließ er 
die Entscheidung über derartige Fälle schon bald den Bürger¬ 
meistern und Marktmeistern. 

Für die Zimlgerichlsbarkeit kam der Rat als erste Instanz 
nur seilen in Frage. Nur einige Male urteilte er über Uneinig¬ 
keiten der Zünfte 10 ) oder in einem Streite zwischen dem Pfarrer 
und den Kirchmeistern von St. Foillan wegen einer notwendigen 
Ausbesserung des Gotteshauses 11 ). Doch war er sowohl für die 
streitige wie freiwillige Gerichtsbarkeit, in die Unmündige und 
Minderjährige verwickelt waren, zuständig. Derartige Verhand¬ 
lungen beschäftigten am häufigsten das Ratsgericht. Viele dieser 

*) RP 22. VI. 1776. ~ . 

2 ) RP 14. I. 1660, 11. II. 1694. 

3 ) RP 22. VII. 1728. 

4 ) RP 11. VII. 1658, 17. I. 1695. 

5 ) Stadtarchiv, Urkunde ]. 34, Bl. 4b. 

6 ) Biergans, ZAGV 31, S. 125. 

! ) Loersch, ARD, S. 38. 

8 ) Wohlhage, ZAGV 33, S. 18. 

9 ) Keussen, ZAGV 15, S. 59; RP 11. IV. 1658, 31. VII. 1664. 

10 ) RP 29. XI. 1737, 1. X. 1751, 28. II. 1755. 

”) RP 17. II. 1730. 
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Fälle wurden vor allem im 18. Jahrhundert an das Bürger¬ 
meistergericht verwiesen. 

Neben der Wirksamkeit des Ratsgerichts in bezug auf Ab¬ 
urteilung gewisser schwerer Verbrechen in erster Instanz lag 
seine Hauptbedeutung in seiner Tätigkeit als Berufungsgericht 
für alle übrigen städtischen Gerichte, mit Ausnahme des Kur- 
und wahrscheinlich auch Interimsgerichts. Die Berufungen, vor 
allem vom Bürgermeister- 1 ) und Werkmeistergericht 2 ), waren 
sehr häufig. Seltener waren verhältnismäßig die vom Baum¬ 
gericht, da man von dort auch oft ans Bürgermeistergericht 
appellierte. Als Revisionsinstanz des Sends und Vollstrecker 
seiner Urteile hielt der Rat diesen immer in eine gewisse Ab¬ 
hängigkeit 3 ). 

Strafen des Ratsgerichts. Beschränkt war die Strafgewalt des 
Rates durch den Artikel XXIII, § 1 des Aachen-Jülicher Ver¬ 
trages von 1660, der bestimmte, daß der Rat und die städtischen 
Gerichte nur auf Todesstrafe mit dem Schwerte und »darunten 
an Glieder und Ehren als mit Äbhauung der Finger, Händen, 
Zunge, Ohren, Brennung auf dem Rücken, Stellung an den 
Pranger oder Kack, Ausstreichung mit Ruthen, Verbannung der 
Stadt und Reichs Aach, Tragung der Stein, Kerzen und weißen 
Kleider, Abtrag mit Geld oder Gütern« erkennen konnten. Aber 
eine Reihe der hier angeführten und auch der durch die 
Carolina vorgesehenen grausamen Verstümmelungsslrafen, wie 
Äbschneiden der Zunge oder Ohren und Ausstechen der Augen, 
und der empfindlichen Ehrenstrafen, wie Tragen der Büßersteine, 
Kerzen und weißen Kleider, hat bei der Jurisdiktion des Aachener 
Rates in der Zeit von 1656 bis Ende der reichsstädtischen 
Zeit nie Anwendung gefunden. Nichtsdestoweniger sind die 
Strafen für die Kulturgeschichte interessant und gestatten uns 
mitunter einen tiefen Einblick in das Gefühls- und Empfindungs¬ 
leben unserer Vorfahren. 

Von den schwereren Strafen fand die der Verbannung aus 
»Statt und Reich und, wo immer der Rat zu gebieten« hatte, 
am häufigsten Anwendung 4 ). Schon die Verordnung über Ab- 

‘) RP 17. XII. 1671, 5. XII. 1713, 19. II. 1717. 

s ) RP 29. XI. 1660, 20. V. 1691, 3. X. 1755. 

8 ) RP 2. IX. 1666, 13. V. 1666. 

4 ) RP 28. IX. 1673, 11. V. 1726, 10. IV. 1755. 
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gaben und Höchstpreis des Bieres vom 30. April 1272 führte 
unter den Strafen auch die Verweisung »extra civitatem et 
bannum flquense« an 1 ), fluch eine Bestimmung des Rates 
über Verhalten bei der »neuen Seuche« und über die Selbst¬ 
geißelung vom Jahre 1349 verbot letztere mit den Worten »ind 
breche dat yeman... de seulde uysser stat ind dat rijch van 
floighen eyn gantz jair sijn« 2 ). Seit 1715 findet sich auch die 
Verbannung »aus der Herrlichkeit Burtscheid« 3 ). Ohne Zweifel 
war die Verweisung aus der Stadt die leichteste Art, sich un¬ 
bequemer, gefährlicher Gesellen zu entledigen. Sie wurde erkannt 
auf drei Monate, auf mehrere Jahre oder auf ewig. Vor allem 
trat sie ein bei Nichtbeachtung des Gras- oder Pfortengebots 
als Folge der Nichtbefriedigung eines Gläubigers, zunächst auf 
drei Monate 4 ), dann auf vier Jahre 5 ) und zuletzt auf 100 Jahre 6 ). 
Doch bestrafte man auch eine Reihe anderer Vergehen und 
Verbrechen mit Verbannung aus der Stadt. So wurde 1681 Claeß 
Pütz als Urheber einer Schlägerei mit tödlichem Ausgang »uff 
3 Jahren dieser Statt und Reich« verwiesen 7 ). Joh. Becker wurde 
wegen einer ähnlichen Straftat auf zwei Jahre 8 ), Hein Gilliß 
auf ein Jahr verbannt 9 ), fluch ein »an sich nicht viel impor- 
tirender diebstahl« wurde mit fünf Jahren Verweisung geahndet 10 ). 

Bei größeren Verbrechen, mehrfachem Diebstahl, Kuppelei 
und Unzucht, wurde der Angeklagte in der Regel »ewiglich 
verwiesen«, und meist war dann diese Strafe mit »ruthen aus¬ 
streichen, stehen am pranger und brandmirken« verbunden 11 ). 
Das Brandmarken bestand in dem flufbrennen eines Adlers 
auf die Schultern. Die Strafe der Ausstellung am Pranger war 
in flachen bereits 1273 in Gebrauch, wie die Verordnung über 
den Weinverkauf angibt, nach der der Übeltäter an den Pranger, 
im Volksmunde »screiart« genannt, gebunden wurde und in 

’) Loersch, ARD, S. 37. 

2 ) Ebenda, S. 68. 

3 ) RP 29. III. 1715. 

4 ) RP 7. IX. 1656, 20. VIII. 1716, 9. XII. 1768. 

5 ) RP 3. X. 1658, 27. X. 1716. 

6 ) RP 14. X. 1660, 13. IX. 1715. 

7 ) RP 28. IV. 1681. 

8 ) RP 28. IV. 1681. 

9 ) RP 28. IV. 1681. 

10 ) RP 6. VIII. 1693. 

”) RP 3. VIII. 1657, 12. VI. 1694, 19. VII. 1730, 25. II. 1741. 
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dieser Stellung einen Tag verbringen mußte 1 ). fluch bei Ver¬ 
mögenslosigkeit eines Verurteilten trat sie an Stelle der Geld¬ 
strafe. So verfügte eine Bestimmung des Rates aus den Jahren 
1380— 1400 gegen Einführen kranken Viehs: »ind hedde he 
der marke nyet, so sali man onen in den schreyart setzen« 2 ). 
fluch für die spätere Zeit bieten die Ratsprotokolle zahlreiche Bei¬ 
spiele für die Anwendung dieser Strafen. DieSchwestern Catharina 
undGirtrudtPütz wurden wegen »vielfältigen diebstahls mit öffent¬ 
lichem Staupenschlag und vorgehender brandmirk Cöllerpfordt 
heraußgestrichen< 3 ). Ein derselben Straftat Angeklagter wurde an 
den Pranger gestellt und »über die Straßen biß ahn Cöllerpfordt 
mit ruthen gestrichen«. Seine Schwester und Komplizin wurde 
»vermittels tragung der ruthen am halß ebenfalls Cöllerpfordt 
hinausgeführt« 4 ) und ewiglich verwiesen. Peter Schefer mußte 
»eine halbe Stunde ahm pranger und halßeißen« stehen und 
wurde dann auf immer verbannt 5 ). Weil Maria von Scheuren 
»unterscheidtliche leuthe mit listiger abschwetzung des ihrigen 
hintergangen« und dem hundertjährigen Bann nicht »pariert« 
hatte, wurde sie eine Stunde an den Pranger gestellt und mit 
»staupenschlagen« auf hundert Jahre verwiesen 6 ). Auf eine 
ähnliche Strafe erkannte der Rat bei »verübter hochstraff- 
barlichem coppelerey lasters, bei hurerey und bei inzest cum 
adulterio«. Die unschuldige Frau des wegen des letzten Ver¬ 
brechens Verurteilten mußte ihrem Manne »häußlicher bey- 
wohnungh angelobtermaßen« wegen in die Verbannung folgen 7 )* 
Die höchste Strafe, die der Rat verhängen konnte, war die 
Hinrichtung mit dem Schwerte. Schon für das 13. Jahrhundert 
wird sie berichtet 8 ), ln den Ratsprotokollen von 1657—1793 
findet sich die Todesstrafe dreizehnmal, und zwar lag achtmal 
schwerer Diebstahl, je zweimal Mord und Notzucht und einmal 
Raub vor. So wurde Joh. Weiters, »weil er unter fälschlich 

*) Loersch, ÄRD, S. 39. 

5 ) Ebenda, S. 80. 

») RP 3. IV. 1694. 

4 ) RP 10. I. 1708. 

5 ) RP 26. II. 1695. 

8 ) RP 20. XI. 1714. 

’) RP 17. I. 1695; vgl. über die Sitte Schud, Gnadebitten in Recht, 
Sage, Dichtung und Kunst, ZAGV 40, S. 177 I. 

8 ) Loersch, Annalen d. hist. Vereins für den Niederrh. 17, S. 3 f. 
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angenohmener qualität eines Irantzösischen lieutenant ge- 
waltätige aggressiones, räubereyen und confusiones« verübt, 
»anderen zum abscheulichen exempel und ihme zu wohl¬ 
verdienten straff mit dem schwerdt vom leben zum thode« 
gerichtet'). Dieselbe Strafe traf eine Kindsmörderin, die nach 
zweimaliger Peinigung bekannt hatte, »ihr kind vor der Stirn 
gepitscht und mit einer faust ahns häubt geschlagen« zu haben, 
»davon es also paldt gestorben« sei 2 ). Im schärfsten Gegen¬ 
satz zu letzterer Strafe stand die Auferlegung von Wallfahrten. 
Sie war nicht sehr häufig, und die Ratsprotokolle enthalten 
nur solche nach Scherpenhövel 3 ). So war Gilliß Rauschen 
wegen »auf der heiligen Christnacht verübter muthwill und 
gegebenen großer ärgernuß und Skandal noch acht tage auf 
truckenem brod und wasser zu setzen«. Dann wurde ihm auf¬ 
gegeben, »nach Scherpenhövel einen bitlweg zu thun«. Auf 
der Kanzlei hatte er »inner drei wochen einen glaubwürdigen 
schein einzuliefern, daß er allda reumüthig gebeichtet und das 
allerheiligste Sakrament des altars empfangen habe« 4 ). Die¬ 
selbe Strafe traf ein Mädchen, weil es sein Kind »nit ver¬ 
pfleget«, und eine Frau wegen »Verdunkelung« eines durch 
ihre Tochter begangenen Diebstahls 6 ). 

Manche Strafen sind reich an Symbolik und zeigen uns den 
beißenden Humor unserer Voreltern. Meeß Esser wurde, weil 
er acht junge Apfelbäume ausgegraben und einem anderen 
verkauft hatte, »hieselbst am Marek ahn dem gestellten post oder 
pranger auf einem stuel durch den Scharfrichter hingestellt« und 
mußte in dieser Stellung »daselbst von 9 bis 12 uhren kontinuirlich 
stehen mit zwei apfelbäumen auf den schultern« 6 ). Weil er 
Blei von dem »lust- und gartenhauß« des Dr. Oliva entwendet 
hatte, mußte Theodor Tripels »mit einem umbhabenden bleyer- 
nen stuck oder krantz« eine Stunde lang am Pranger stehen 7 ). 
Desgleichen wurde ein wegen Wolldiebstahls Verurteilter ewig 

>) RP 10. IX. 1708. 

2 ) RP 7. VII. 1667. 

s ) RP 15. II. 1658, 6. III. 1670, 9. IV. 1715. 

4 ) RP 19. I. 1725, 13. X. 1728. 

5 ) RP 20. VI. 1670, 12. III. 1670. 

') RP 28. IV. 1681. 

7 ) RP 26. IX. 1726. 
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verbannt und vom Scharfrichter, mit einem »wüllenen kragen« 
versehen, zur Stadt hinausgeführt 1 ). 

Erst in späterer Zeit kam die Freiheitsentziehung als eigent¬ 
liche Strafe auf, wenn auch die Carolina sie als solche bereits 
kannte 2 ). Zunächst wurde den Angeklagten die erlittene Haft 
auf ihre Strafe angerechnet, oft wurden sie »in ahnsehung 
langwiriger gefängnuß« begnadigt 3 ). Erst um 1675 finden sich 
in den Ratsprotokollen die ersten Gefängnisstrafen, sie blieben 
immer selten und betrugen höchstens ein halbes Jahr 4 ). Zu 
drei Monaten Kerker bei Wasser und Brot wurde Christian 
von Horbach wegen »zugefügter gewalt und räuberey« ver¬ 
urteilt 5 ). Zur »wohlverdienten correction« wurde eine Ange¬ 
klagte auf ein halbes Jahr auf Kosten ihrer Freunde »bei wasser 
und brot gefänglich einbehalten« 6 ). Einmal freilich strafte man 
mit lebenslänglicher Freiheitsstrafe. Und zwar wurde bei Leon. 
Lomont wegen mehrfacher Diebstähle »auf ewiges gefängnuß 
uff kosten der verwandten« erkannt 7 ). Fremd ist unserem 
heutigen Rechtsempfinden eine Verurteilung »mit fernerem 
gefängnuß, für so lang (es einem) Großen Rat gefällig wäre« 8 ). 
Eine Strafe, die ebenfalls erst in späterer Zeit, und zwar im 
18. Jahrhundert, in der Rechtsprechung der Reichsstadt Aachen 
üblich wurde, war die Verurteilung zu öffentlichen Arbeiten (»ad 
opus publicum«). Sie trat mitunter an Stelle von Verbannung 
und Geißelung. So wurde jemand »anstatt von fustigalion und 
relegation« auf eine Zeit von vier Jahren »zum schantzen con- 
demnirt«, wenn er ohne Kosten für die Stadt in der Festung 
Jülich angenommen würde 9 ). Merten Rottkrantz wurde zu zwei 
Jahren Zwangsarbeit verurteilt 10 ). Die auf zweijährigen Festungs- 

‘) RP 2. VIII. 1771. 

*) Für leichtere Diebstähle bei Vermögenslosigkeit des Verurteilten. 

3 ) RP 9. IX. 1689, 14. XI. 1693. 

4 ) RP 26. IV. 1680, 13. VIII. 1700, 3. X. 1697. 

5 ) RP 14. IX. 1674; v. Kempens Annahme, ZAGV 35, S. 37 (Anm. 4), 
daß das Aachener Strafrecht keine Gefängnisstrafe gekannt habe, 
beruht auf einem Irrtum. 

') RP 29. III. 1715. 

7 ) RP 30. VIII. 1680. 

8 ) RP 27. I. 1724. 

9 ) RP 16. XII. 1733, 14. V. 1779. 

,0 ) RP 23. VIII. 1742. 
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bau lautende Strafe konnte Heinr. Schultheiß mit 100 Rtlr. 
»redimiren« '). 

Doch am häufigsten berichten uns die Protokolle über kleinere 
Ehrenstrafen, wie Abbitte 2 ), »öffentlicher fueßfall vor rat oder 
bürgermeister« 3 ), »harter verweiß« und »scharfe correction« 4 ). 
So mußte Claeßen Kahlen, weil er sich »gegen die obrigkeit 
hochstraffbarlich und iniuriose verlauffen«, vor dem Rat »öffent¬ 
lich einen fueßfall thun und umb gnad bitten« 5 ). Diese Strafe 
trat vor allem ein bei »außgesprochener schmehewort«, bei 
»insolentien mit Worten und werken« und bei »real und verbal 
injurien«. 

Verhältnismäßig selten waren Geldstrafen, und meist dienten 
sie dann zur Wiedergutmachung eines angerichteten Schadens. 
So mußte ein städtischer Beamter wegen Unterschlagung von 
Akzisgeldern dreihundert Reichstaler zahlen 6 ). Adolf Katz wurde 
als der Urheber eines Tumultes »zu einiger geringen reparation 
deß von hiesigen magistrat und gemeinden erlittenen Schadens« 
zu zweihundert Reichstaler verurteilt 7 ). Nur in einem Falle 
fand sich eine reine Geldstrafe, und zwar mußte »die wittib 
in St. Thomas wegen zwei befundenen bierpotten, so zu klein 
gewesen, vor iedem pott sechs gülden geben« 8 ). Etwas häufiger 
waren Strafen, die in Lieferung uon Naturalien bestanden. Einige 
Bierzapfer, die ihr Bier statt zu acht zu zehn Bauschen ver¬ 
kauft hatten, mußten »1000 siegelstein zu behoiff des kirchen- 
bauß zu St. Foilan« liefern 9 ). Wegen Ungehorsams hatten 
einige Förster zum Bau des »Gasthauses 50 karichen kalk« 
zu stellen 10 ). Zu »vier müdt körn« wurde jemand verurteilt, der 
»wider verbot im vorhauß pannen geschlagen und die nach- 
barn beunruhigt« hatte u ). Weil sich das Steinmetzerambacht 
an einer Reparatur des Galgens nicht beteiligen wollte, hatte 

‘) RP 23. VIII. 1742. 

s ) RP 10. III. 1678, 20. VI. 1696. 

3 ) RP 21. VI. 1660, 11. III. 1674, 14. XI. 1693. 

‘) RP 13. VIII. 1700, 24. V. 1727. 

5 ) RP 17. VII. 1659. 

6 ) RP 7. VI. 1709. 

7 ) RP 13. II. 1681. 

8 ) RP 30. IX. 1664. 

°) RP 13. IX. 1661. 

10 ) RP 11. VII. 1658. Gasthaus = St. Elisabeth-Hospital. 

“) RP 15. XII. 1661. 
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es »drei müdt körn und drei tonnen hier dem Weisenhaus« 
zu geben 1 ). 

Vollzug der Strafen beim Ratsgericht. Die Strafen an Haut 
und Haar, an Leib und Leben wurden durch den Scharfrichter 
mit Unterstützung des Profos, auch Buttel oder Stockknecht 
genannt, im Beisein des Vogtmajors vollzogen. Gewöhnlich 
fand die Hinrichtung sofort im Anschluß an die Ratssitzung, 
in der das Urteil gefällt worden war 2 ), einige Male freilich 
auch zwei bis drei Tage später statt 3 ). Dann wohnte der Rat 
einer Messe »in der rathsstuben« für das Seelenheil des Ver- 
urteilten bei 4 ) und begab sich »in ordirie die stiegen hinunder 
biß durch die laetsch zur galereyen« des Grashauses. Hier 
wurde auf der Ratskammer nochmals »fernere umbfrag« über 
das Urteil gehalten und nochmals abgestimmt. Von dort ging 
der Rat, nachdem der Vogtmajor zwecks Beiwohnung an der 
Vollstreckung erschienen war 5 ) und das Urteil durchgelesen 
hatte, zum Rathaus zurück. Das Urteil wurde dem »armen 
Sünder«, der auf einen »triangulären blauen stein«, auch 
Schildgen genannt 6 ), auf dem Marktplatze hingeführt worden 
war, durch den Ratssekretär vorgelesen. Währenddessen stand 
der Vogtmajor mit den Gerichtsruten in der Hand 7 ), den 
Bürgerbürgermeister zur Rechten, den Schöffenbürgermeister 
zur Linken, auf der Galerie, auch »altan oder peron« genannt 8 ), 

■) RP 29. I. 1681. ~ 

2 ) RP 26. X. 1717. 

3 ) RP 10. IX. 1708, 29. VII. 1734, 23. III. 1768. 

4 ) Die folgende Schilderung geht auf die genauen Darlegungen in 
den Ratsprotokollen zurück. (RP 12. IX. 1708, 29. X. 1717.) — Vgl. 
Meyer, II, Stadtreg. fol. 45. 

5 ) Seine Gegenwart bei Vollstreckung der Strafen an Leib und Leben 
war notwendig. Doch weigerte sich am 25. VIII. 1607 der Vogtmajor 
v. Thenen, einer Exekution beizuwohnen. Der Rat protestierte, be¬ 
stimmte einen Statthalter an seiner Stelle und vollzog die Strafe 
(Klöckers Tagebuch AAV 7, S. 87). 

6 ) RP 29. XI. 1763. Nach Pick, Aus Aachens Vergangenheit, Aachen 
1895 (zitiert: Pick, Vergangenheit), S. 217, Anm. 2, und Bock, Das 
Rathaus zu Aachen, Aachen 1843, S. 126, Anm. 1, wurde die Galerie 
»Schildchen« genannt. Doch beruht dies auf einem Irrtum. 

7 ) Uber die Gerichtsrute vgl. Quix, Aachener Wochenblatt II, Nr. 76. 

8 ) RP 29. XI. 1763; vgl. Ansicht des Rathauses von 1616: Huyskens, 
»Alt-Aachen im Bilde«, Mitteil. d. Rhein. Vereins f. Denkmalpflege u. 
Heimatschutz, 7. Jahrg., Heft 3, S. 246. 
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des Rathauses. Mitunter mußte der Verurteilte bei Verlesung 
des Urteils »auf dem ralhauß untersten trappen knien« ')• Die 
Hinrichtung der vom Rat Verurteilten fand in früherer Zeit auf 
dem »Schildchen« vor dem Rathause 2 ), in der letzten Hälfte des 
18. Jahrhunderts im Hofe des Grashauses auf einem Sand¬ 
haufen statt. Dagegen wurden Fremde außerhalb der Stadt 
vor dem Jakobstor auf der sogenannten Pferdsheide »mit dem 
schwerdt vom leben zum tod gebracht« und meist auch dort 3 ) 
begraben. Vorher wurde das umherstehende Volk unter An¬ 
drohung einer hohen Strafe zuerst durch den Rats- und dann 
durch den Meiereidiener davor gewarnt, an dem Scharfrichter, 
wenn er »bei Verrichtung der exekulion mißrichten« würde, 
Rache zu nehmen 4 ). Die Zubilligung des Begräbnisses in ge¬ 
weihter Erde galt als eine besondere Vergünstigung und wurde 
manchmal mit Rücksicht auf die Verwandten gestattet 6 ). Mit¬ 
unter sorgten fromme Bürger für die Beerdigung der Hinge- 
gerichteten. Besonders ließ sich die im Jahre 1755 an St. Foillan 
errichtete Erdbebenbruderschaft dies angelegen sein 8 ). 

Die Vollstreckung der Leibesstrafen geschah in älterer Zeit 
an der Schandsäule auf dem Markte. Diese wird schon in einer 
Urkunde des Jahres 1273 erwähnt und wurde schon damals 
im Volksmunde »screiart« genannt 7 ). Später befand sich der 
Pranger, wie die Ratsprotokolle berichten, auf dem Katschhofe 8 ). 
Nur einmal findet sich in den Protokollen, daß der Verurteilte 
»im Kerker im beyseyn eines Gerichtsdeputirten durch den 
Buttel mit dreißig derben Ruthenstreichen« gegeißelt werden 
sollte 9 ). Mitunter war auch die Stärke des Rutenbündels neben 

■) RP 10. V. 1760. 

2 ) RP. — Hauptvertr. 1660, art. XXVIII, § 4. 

3 ) RP 26. III. 1768. - Meyer, II., Stadtr., fol. 45. - Oppenhoff, ZÄGV 
6, S. 47 f. 

4 ) RP 29. X. 1717. 

*) Vgl. Schuö, ZÄGV 40, S. 154. 

°) RP 25. VIII. 1769. 

7 ) Vgl. oben S. 86. 

8 ) Das Sendgericht hatte seinen Pranger an der Mauer der Foillans- 
kirche, >warahn die eisene haltzbändt vestgemacht«. Proz.-Akt. Sendg. 
contra Marienstift 1723. Für die vom Propst Verurteilten befand sich 
ein Pranger auf dem Klosterplatz, wo »ein steinernes Türmchen stand, 
an dem mit Ketten eiserne Hand- und Halskrausen befestigt waren« (vgl. 
Lichius, Die Verfassung des Marienstifts zu Aachen ... ZÄGV 37, S.24). 

8 ) RP 9. IX. 1780. 
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der Zahl der zu verabreichenden Schläge im Urteil angegeben. 
Ein Verurteilter sollte zunächst mit acht Ruten, und zwar mit 
jeder drei empfindliche Streiche erhalten, dann gebrandmarkt 
und zur Stadt hinaus mit vier Ruten ausgepeitscht werden 1 )- 

Die mit Verbannung Bestraften mußten, ehe sie durch den 
Scharfrichter zur Stadt hinausgeführt wurden, feierlichst, indem 
sie die Finger auf die Gerichtsrute des »Vogtmeiers« legten, 
Urfehde schwören 2 ). Der Schwur wurde von dem »Ambtmann« 
vorgelesen und lautete: »so ist, daß wir zu Gott und seine 
Heylige und mit ahnrührung der Gerichlsruthe sichern, globen 
und schweren, daß uns dieser Urtheil nach dero Vollziehung 
immer wohl erinnern werden und daß wir dem uns vor¬ 
gelesen und wohlverstanden Inhalt richtig nachleben und 
gehorsahmn werden und daß uns weder selbst weder durch 
andere in einig erdenklicher manier, gegen diese unsere hafft, 
gegen diesen verfahr und urtheil, auch gegen deroselben Volln- 
ziehung, so dann gegen Ihre Kayserl. Mayestät, gegen Ihro 
hochfürstl. Durchlaucht zu Gülich als der flachischer Kayserl. 
Vogteyen Inhaber, gegen dero Vogtmajorn, sodann gegen Hh. 
Bürgermeistern und einen gesambten Ehrbahren Rat dieser 
Statt flachen, dessen gliedern und Bürgern und endtlich gegen 
alle und jede zum Gericht, zur hafft, zur Urtheil und dero 
Vollziehung angehörige Personen, sambt und sonders, niemandt 
außgeschlossen, nicht rechen noch rechen lassen, weder gegen 
den Inhalt obgedachter urtheil unß jemahlen in diese Statt flachen 
und dero Territorio einfinden noch zurückkehren werden noch 
wollen, so wahr ... ,« 3 ) Eine Abschrift des Urteils wurde den 
Verurteilten durch den Scharfrichter »zu ihrer erinnerung« mit¬ 
gegeben 4 ). Auf dem Wege zur Stadt hinaus waren die Verbannten 
des öfteren der Wut und Verspottung des Volkes ausgesetzt. 
So wurde eine Weibsperson mit ihrem Kinde, damit sie durch 
den Pöbel »nicht affrontirt oder mit stein und koth« geworfen 
würde, in dem Wachtlokal des Kölntores uniergebracht 5 ). 

fluch die vom Rate beschlagnahmten »Pasquillen« oder Schmäh¬ 
schriften wurden durch den Scharfrichter, mitunter feierlich 

0 RP 29. V. 1761. 

2 ) RP 23. VII. 1693. 

s ) RP 11. I. 1708. 

4 ) RP 11. I. 1708, 4. IV. 1715. 

5 ) RP 14. II. 1759. 
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unter Trommelschlag, auf dem blauen Stein vor dem Rathause 
verbrannt '). Gelegentlich einer solchen Verbrennung mußten 
die Kanonen und Munitionswagen der pfälzischen Besatzung 
»der feuergefahr halber zur seithen geruckt werden« 2 ). 

Als Aufenthaltsort für Untersuchungsgefangene und zur Ab¬ 
büßung derFreiheitsstrafen dienten die verschiedenen Gefängnisse. 
Zwischen einem Gefängnis für Verbrecher und für Zivil- und Un¬ 
tersuchungsgefangene hat man in Aachen in frühreichsstädti¬ 
scher Zeit nicht streng unterschieden. Während noch in späterer 
Zeit das Grashaus für Gefangene aller Art, vor allem aber für 
Schwerverbrecher in Betracht kam, waren die Gefängnisse im 
Markt- und Granusturm, in der »Uhrglocke« und in der Halle 
für leichtere Vergehen, die Stadttore und das »corps de guarde« 
meist für Polizeigefangene vorgesehen. Als ältestes Gefängnis 
für die vom Rat Verurteilten 3 ) oder für dessen Untersuchungs¬ 
gefangene erscheint uns in den überlieferten Akten die »domus 
civium«, auf dem Fischmarkte gelegen. Daneben befand sich ein 
großer, freier Grasplatz, weshalb es auch » Grashaus « genannt 
wurde, eine Bezeichnung, die später fast ausschließlich gebräuch¬ 
lich war 1 ). Manchmal führt es auch den Namen »der stede slos« 5 ) 
oder »Ungeltshauß« 6 ). Es wurde 1267 erbaut und diente zur Ab¬ 
haltung von Ratsversammlungen und zu Verwaltungszwecken 7 ). 
In der Stadtrechnung von 1349 wird eine Ausbesserung des Ge¬ 
fängnisses im Grashause erwähnt 8 ). Die unteren Räume müssen 


') RP 29. XI. 1763. - Vgl. Mummenhoff, ZAQV 41, S. 290. 

2 ) RP 12. V. 1769. 

3 ) Als Gefängnis für die vom Schöffenstuhl Verurteilten diente die 
Acht, auf dem Katschhof gelegen. Vgl. Pick, Vergangenheit, S. 330, 
Anm. 2. — Haas, Die Gebäude für kommunale Zwecke in den mittel¬ 
alterlichen Städten Deutschlands, Diss., Freibg. 1914, S.91, zitiert: Haas. 
— Der Propst besaß ein besonderes Gefängnis, »der Probsten Keller« 
genannt. — Proz.-Äkt. 4—62. — Rhoen, Die ältere Topographie der 
Stadt Aachen, Aachen 1891, S. 36. 

') Siehe über den Namen Grashaus Oppenhoff, ZAGV 6, S. 39ff. — 
Bock, Das Rathaus zu Aachen, Aachen 1843, S. 111. 

s ) Stadtarchiv, Urkunde Y 34 v. 24. XI. 1394. 

8 ) PC 7. XI. 1722. — Das Haus, auf dem das Ungelt (= Akzisen- 
Abgaben) gezahlt wurde. 

7 ) Pick, Vergangenheit, S. 216. 

8 ) Laurent, Aach. Stadtrechnungen aus dem 14. Jahrh., Aachen 1866, 
S. 223, »de raparacione captivitatis domus civium 20 s. 
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also schon früher diesem Zwecke gedient haben. Durch die 
Feuersbrunst 1656 war auch »des raths gefängnuß, das graß- 
hauß genannt« zerstört worden, und der Rat beschloß am 
28. Februar 1664, es wieder aufzubauen 1 ). Im unteren Ge¬ 
schosse des Grashauses befanden sich sieben kleine düstere, 
naßkalte Räume, von denen das sogenannte »Hansenloch« be¬ 
sonders fest angelegt war und wohl für Schwerverbrecher 
diente. fln Stelle des ehemaligen Sitzungssaales befanden 
sich später drei Zellen, die jedoch für den Bewohner weniger 
gräßlich waren und wahrscheinlich den mit dem »Grasgebot« 
belegten Bürgern Aufenthalt boten 2 ). Daß es dort wie in allen 
Gefängnissen der früheren Jahrhunderte fast am Notwendigsten 
zum menschenwürdigen Dasein fehlte, zeigt schon die Be¬ 
zeichnung »dat duyster loich in der burger huys« in der flus- 
gaberechnung von 1394 s ). fluch sonst war das Los der armen 
Gefangenen noch im 18. Jahrhundert recht traurig. So klagte 
1713 ein Gefangener, daß »er von hunger und elendt vergehen 
müsse« 4 ). Für einen gewissen Loop verlangte der fiskalische 
Anwalt genügenden Unterhalt »weilen er durch diesen auffent- 
halt im kerker hier vor hungers noth crepieren thut« 6 ). Selbst 
bei der grimmigsten Kälte wurden die Zelle nicht geheizt 6 ). 
Um den Gefangenen die Gelegenheit zur Flucht zu nehmen, 
wurden sie oft an Hand und Fuß gefesselt 7 ). Außerdem stand 
vor dem Grashause noch eine Schildwache der Stadtsoldaten 8 ). 
In ähnlicher Weise dienten auch die Stadttore schon seit alter 
Zeit als Gefängnisse 9 ). So war bereits 1446 ein Geirart Kluyck- 
kynck »up dije portz« und Heynrych Schoynhoir »up Burt- 
scheyder portz« eingesperrt 10 ). fluch als Unterbringungsort für 

*) RP 28. II. 1664. 

s ) Rhoen, S. 109 f. 

3 ) Laurent, fl. St. R., S. 393. 

*) CP 28. XI. 1713. 

5 ) CP 30. IX. 1702. 

6 ) CP 25. XI. 1713. 

7 ) CP 23. VI. 1714. 

8 ) CP 25. V. 1736. 

») Pick, ÄflV, S. 175. — Haas, S. 93. - Laurent, fl. St. R., S. 236, 
Rechn. 1373: diliranti captivo in turri Porchetensi pro pane 20 s. 

10 ) Biergans, ZflGV 31, S. 125. 
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Irrsinnige wurden sie mitunter verwandt x ). Desgleichen benutzte 
man den Marktturm bestimmt schon im 16. Jahrhundert als 
Gefängnis 2 ). Der Granusturm an der Ostseite des Rathauses 
diente auch bereits um dieselbe Zeit dem gleichen Zwecke 8 ). 
Nach dem Ratsprotokoll vom 23. März 1660 wurde ein Christ. 
Moor »wegen verübter gewalt und batzerey« nach »der Uhr¬ 
glocken« geführt. »Zur Uhrglocke« war das an den Granus¬ 
turm anstoßende Haus genannt, in dem ein Bürgermeisterdiener 
seine Dienstwohnung hatte 4 ). Im 17. und 18. Jahrhundert be¬ 
nutzte man außerdem noch die Tuchhalle, auf dem Katschhofe 
gelegen, als Gefängnis für Kriminalverbrecher. In dem Proto- 
collum consulum von 1779 wird eine Kerkerstrafe erwähnt, 
die »auf der Halle« abzubüßen war 5 ). Das Haus befand sich 
seit 1531 im Besitze der Stadt und wurde nach 1656 eine Zeit¬ 
lang als Zeughaus benutzt 6 ). Die oberen Räume wurden 1747 
zu einem städtischen Komödienhause umgebaut 7 ). 

Polizeigefängene wurden meist in den Wachtstuben der Stadt¬ 
soldaten untergebracht. Doch diente das »corps« oder »cour 
de guarde« häufig auch als Aufenthaltsort für Verbrecher und 
Schuldner 8 ). Für Frauen gab es neben dem Grashause bereits 
in älterer Zeit noch ein besonderes Gefängnis. So finden sich 
in der Stadtrechnung von 1346 eine Reihe von Ausgaben »de 
nova captivitate mulierum« 9 ). 

Verfahren beim Ratsgericht. Das Verfahren des Ratsgerichts 
war bei Kriminalsachen durchweg mündlich, bei Zivilsachen 
meist schriftlich. Die Anklage beim Strafverfahren geschah, 
»so jemand eyner übelthat berüchtiget«, durch di e Stadtobrigkeit. 

') RP 12. I. 1662. 

2 ) Pick, Vergangenheit, S. 297; Haas, S. 103. — Pick-Laurent, Das 
Rathaus zu Aachen, Geschichte und Baugeschichte, Aachen 1914, S.31. 

3 ) Pick-Laurent, S. 27. 

4 ) Meyer, II., Stadtr., S. 44. — Auch aus dem Churwächtereid (GE, 
S. 46) geht hervor, daß Uhrglocke und Granusturm nicht dasselbe ist. 
Pick, Vergangenheit, S. 297 nennt irrtümlicherweise bald den Markt¬ 
turm, bald den Granusturm »Uhrglocke«. Vgl. auch Bisegger, Das 
Krämviertel, Aachen 1920, S. 78. 

5 ) PC 11. II. 1779. 

e ) Haas, S. 106. 

7 ) Quix, Hist.-top. Beschreibung, S. 104 f, 

8 ) PC 11. VII. 1724, 26.1. 1745; v. Kempen, ZAGV 35, S. 16. - BP 
30. X. 1662 berichtet von einer Ausbesserung des »corps de garde«. 

°) Laurent, A. St. R., S. 176. 
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Der »advocatus fisci«, meist ein Syndikus oder in späterer Zeit 
der Konsulent, hatte die Sachen »nach form und ortnung der 
rechten« zu bearbeiten'). Dieser trat dann in der Ratsver¬ 
sammlung als Kläger auf. Nur selten finden wir außer ihm 
noch eine zweite Person als Nebenkläger. Auf seinen Vortrag 
hin fällte der Rat, wenn die Sache geklärt war, sein Urteil. 
Einfache Stimmenmehrheit entschied. Mitunter aber verwies 
der Kleine Rat, wenn er sich nicht für zuständig hielt, die 
Klage an den Großen Rat. Oft wurde die Sache »als hierhin 
ungehörig« der Kanzlei, also dem Bürgermeistergericht, oder 
einem anderen Gericht zur Aburteilung übergeben 2 ). Bedurfte 
die Angelegenheit noch der Klärung, so setzte der Rat eine 
Kommission zur Untersuchung des Falles ein. Zu dieser be¬ 
stimmte man meist die Bürgermeister und Syndizi 3 ), oft auch 
alle Beamten 4 ), mitunter nahm man auch einige Sachver¬ 
ständigen hinzu. Die Untersuchungsgefangenen wurden teils auf 
der Kanzlei teils im Gefängnisse verhört. Die Zeugen wurden 
meist von den Bürgermeistern vereidigt. Zur Verurteilung eines 
Beschuldigten waren belastende Aussagen von mindestens zwei 
Zeugen erforderlich 5 ). Ergab die »geführte kundtschafft und 
examen« keinen Beweis der Tat, und war von dem Ange¬ 
klagten ein Bekenntnis der Schuld nicht zu erzielen, so er¬ 
kannte der Rat, aher nur, »wenn starke Vermuthungen militierten«, 
auf Anwendung der Tortur, die allgemein in Deutschland im 
15. Jahrhundert als Mittel der Beweisführung gebräuchlich war 6 ). 
Vorher sollte der Angeklagte »nochmahlen zur gütlicher be- 
kenntnus bestermaßen ermahnet« werden 7 ). Bei der durch den 
Rat erkannten Folterung mußten der Vogt und mindestens 
sieben Schöffen zugegen sein. Der Bürgermeister hatte an den 

>) RP 20. XII. 1673. 

*) RP 12. V. 1684, 3. IX. 1715, 29. VII. 1729. 

s ) RP 6. X. 1661. 

‘) RP 21. I. 1681. 

5 ) Loersch, ARD, S. 39, Urk. v. 3. VIII. 1273 »transgressores seu 
rei, siqui Juerint, per duos saltim aut plures festes ydoneos vinci 
debent«. — Loersch, ARD, S. 36, Urk. v. 30. IV. 1272 »super hoc per 
testimonium duorum aut plurium comestabulorum sui comitatis con- 
victus fuerit«. 

°) Kriegk, S. 215. 

7 ) RP 20. VI. 1690. 


Zeitschr. d. Aachener Geschichtsvereins 43. 
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Delinquenten die Fragen zu stellen 1 ). Welche Grade der Folte¬ 
rung angewandt wurden, ist meist in den Protokollen nicht 
bestimmt gesagt. In der Regel heißt es, der Angeklagte »soll 
zur peinlichen frag gestellt« werden oder »mit linder peinlicher 
frag« befragt werden 2 ). Erst in späterer Zeit wurden die Hrten 
der Peinigung vom Gerichte genau festgelegt. Einmal sollte 
der Beschuldigte mit »der scharffen frag durch zwey grad an¬ 
gegriffen« werden 3 ), ein andermal war »vermittels anschrau- 
bung der daumstocken zum ersten und anziehung der spanischen 
stieffeln zum andern, auch nöthigenfalls hinterwertiger auf- 
ziehung« zu verfahren 4 ). 1773 entschied das Gericht, »erstlich 
mit den daumstöcken zu versuchen, ferner die Schnürung zu 
unternehmen, sodann die beinschrauben zu gebrauchen und, 
wenn auch diese nichts fruchten wollen, den inquisiten auf 
die leiter zu spannen und auszudehnen, jedoch überall ge¬ 
bührende maaße zu beobachten« 5 ). Die Fälle, in denen man 
zu dieser grausamen Art der Untersuchung schritt, waren nicht 
zahlreich 6 ). Eine derartige Peinigung fand nur bei Anklagen 
auf Mord, Unzucht oder schweren Diebstahl statt. Bei der 
Folterung hatte der Vogtmajor zugegen zu sein. Die Bürger¬ 
meister mußten ihn hierzu selbst einladen 7 ). Das Ergebnis der 
Untersuchung legte der advocatus fisci dem »sitzenden Rate« 
vor, der dann »nach gründlicher erwegung alliger der Sachen 
umbstände und allem vorpringen nach« das Urteil fällte. 

Konnte das Gericht bei schwierigen Rechtsfällen nicht zu 
einer ihm recht dünkenden Entscheidung kommen, so machte 
es Gebrauch von dem schon im Mittelalter üblichen Rechts¬ 
mittel der Konsultation. Zwecks Einholung eines Rechtsgutachtens 
wurden dann die Akten, im Kriminalverfahren auf Antrag des 
Gerichts, im Zivilprozeß auf Ersuchen der Parteien, einem un¬ 
parteiischen Rechtsgelehrten in oder außerhalb der Stadt oder 
der juristischen Fakultät einer Universität zugesandt. Seit wann 

’) Hauptv. 1660, art. IV, § 2. 

2 ) RP 13. IV. 1684, 3. III. 1715, 8. X. 1717. 

3 ) RP 27. VI. 1727, 19. VII. 1730. 

4 ) RP 25. VI. 1726. 

5 ) RP 17. IX. 1773. 

6 ) Der Rat erkannte in der Zeit von 1656 bis 1794 ungefähr 25 Mal 
auf Folterung. 

7 ) RP 18. IV. 1684. 
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diese Äktenversendung bei den Aachener Gerichten üblich war, 
läßt sich aus Mangel an überliefertem Material nicht feststellen ')• 
Sicher war sie, wie in ganz Deutschland 2 ), auch in Aachen 
im 16. Jahrhundert üblich. Des öfteren wandte sich der Rat 
für denselben Rechtsfall an verschiedene Universitäten um 
Auskunft und entschied sich dann nach Befragung der Syndizi 
für eines der erteilten Gutachten 3 ). Meistens ging man die 
Universität zu Köln 4 ), Duisburg 6 ) und Ingolstadt 6 ), in einem 
Falle auch das Schöffenkollegium zu Jülich 7 ) um Rat an. 

Das Urteil wurde dem Beschuldigten im. »sitzenden Rate« 
bekannt gegeben. Nur bei Strafen an Haut und Haar oder an 
Leib und Leben wurde die Entscheidung des Gerichts auf der 
Richtstätte, meist auf dem Markt vor den Treppen des Rat¬ 
hauses, durch den Ratssekretär vorgelesen. Mitunter suchte 
der Verurteilte in der nächsten Ratssitzung durch »demütige 
Supplikation und pitt« eine Milderung der Strafe zu erlangen 8 ). 
Meist jedoch wurde bei der »ertheilter überkombst manutenirt«. 
Oft baten auch die Verwandten oder der »advocatus defen- 
sionis« um Gnade und Schonung für den Verurteilten. »Auf 
fußfällig und flehentlich supplication und pitt« einer Frau für 
ihren Neffen wurde diesem die Ausstellung am Pranger er¬ 
lassen 9 ). Mehrere Ruhestörer, die zu fünf Jahren Verbannung 
verurteilt waren, wurden auf Bitten des Verteidigers begnadigt 10 ). 
Auch hochgestellte Persönlichkeiten verwandten sich beim Rate 
für Angeklagte oder bereits verurteilte Verbrecher. So wurde 
auf »vorworth und intercession« der Markgräfin von Branden- 

‘) Stölzel, Die Entwicklung des gelehrten Richtertums in Deutsch. 
Territorien, 2 Bde., Stuttgart 1872 (zitiert: Stölzel), S. 198, 193: »Der 
Anfang, sich an Rechtslehrer auf deutschen Hochschulen zu wenden .. , 
fällt in das Ende des 14. Jahrhunderts«. 

2 ) v. Below, Das ältere deutsche Städtewesen und Bürgertum, Bielefeld 
u. Leipzig, 2. Ä. 1905, S. 77. — Der Schlußartikel der Carolina 1533 
empfiehlt die Konsultation bei »den nechsten hohen schulen«. 

3 ) RP 27. II. 1722, 57. jülichsche Beschwerde v. 4. III. 1773. 

4 ) RP 7. X. 1707, 23. II. 1722. 

5 ) RP 29. III. 1715. 

a ) RP 26. III. 1734. 

7 ) RP 23. II. 1722. 

8 ) RP 24. XI. 1661. 

8 ) RP 26. IX. 1726. 
l0 ) RP 5. III. 1773. 


7* 
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bürg die Untersuchung gegen einen Beschuldigten gänzlich 
eingestellt *). Derselbe sollte sich auf Befehl des Gerichts bei 
seiner Retterin »fußfällig bedanken«. Einem Mörder wurde auf 
Bitten der Kurfürstin von Sachsen das Leben geschenkt 2 ). Ein 
zu mehrjähriger Verbannung und Strafarbeit Verurteilter wurde 
auf Verwenden des Kurfürsten von Köln begnadigt s ). Wir finden 
also das sogenannte Gnadebitten sowohl vor als auch nach 
gesprochenem Urteil. Die Begnadigung bestand mitunter in 
einer Strafmilderung, meist jedoch in einem Straferlaß. Die 
Begnadigung eines Verbrechers stand nur, wie schon aus einem 
Schadlosbrief König Maximilians vom 10. Juli 1494 zu ersehen 
ist, dem Rate zu 4 ). Er erklärte ausdrücklich, daß die auf Er¬ 
suchen seiner Gemahlin Blanka Maria erfolgte Begnadigung 
einer Reihe von Bürgern von der Strafe der Verbannung den 
alten Rechten und Privilegien des »Verkürens und Verweisens« 
keinen Abbruch tun solle. Ein gewisses Begnadigungsrecht, 
das Recht, die Gefangenen beim Vorbeigange der Prozession 
aus den Gefängnissen zu befreien, glaubte das Marienstift zu 
haben und hat es mehrere Male unter Erregung großen Ärger¬ 
nisses auch ausgeübt 6 ). 

Anschließend an das Urteil folgte gewöhnlich noch eine 
Verwarnung, »sein leben ernstlich zu bessern« oder daß, wenn 
er »inßkünfftig in dergleichen gelegenheitten mehr gefunden 
oder sich sunsten als ein friedliebender burger nit verhalten, 
solcherfallß einß mitt dem anderen gedacht werden solle« 6 ). 
Die Bestraften wurden erst gegen »gewöhnliche urpfeidt« — 
wie es in den Protokollen oft heißt — aus der Haft entlassen 
beziehungsweise in die Verbannung geschickt 7 ). Claeß Pütz 
mußte schwören, »daß er sich keineswegs direkte oder indirekte 
gegen iemandten, wer der auch sein möge, so zu seiner de- 
lation, angriff, gefängnuß, prozeß, peinigung oder sunsten 
einigermaßen beygetragen oder geholifen«, rächen würde 8 ). 

') KP 8. XI. 1740; vgl. Schud, ZAGV 40, S. 172 ff. 

а ) RP 24. VII. 1771. 

s ) RP 9. VII. 1773. 

4 ) Stadtarchiv Aachen, Urk. A. I. 91. 

s ) Allg. Proz.-Akt. 4—62 [1759]. — Über diese apertio carcerum in 
Aachen u. verwandte Erscheinungen vgl. Schud, a. a. O. 201 fl. 

б ) RP 13. II. 1681. 

7 ) RP 9. IX. 1689, 28. XI. 1690. 

8 ) RP 28. IV. 1681, 
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Beim Zivilverfahren war die Prozeßführung stets schriftlich. 
Die Akten wurden den einzelnen Parteien zur Erklärung und 
Gegenerklärung vorgelesen, fluch wurde ihnen auf Wunsch 
eine Abschrift zugestellt. Vor allem war im Zivilverfahren die 
flktenversendung und Konsultation bei auswärtigen Rechtsge¬ 
lehrten sehr gebräuchlich. Dadurch wurde natürlich die Er¬ 
ledigung der schwebenden Sachen bedeutend in die Länge 
gezogen und die Kosten vergrößert. Gegen die Urteile des 
Rates war noch eine Berufung an das Reichskammergericht, 
wenn die streitige Summe 400 Rtlr. überstieg, möglich')• 

4. Das Bürgermeistergericht. 

Äußere Geschichte und Bedeutung des Bürgermeistergerichts. — 
Verfassung: Das Richterkollegium und die Gerichtspersonen. — Zeit 
und Ort der Sitzungen. — Zuständigkeit: In Strafsachen. In Zivil¬ 
sachen. Als flppellationsinstanz. — Strafen des Gerichtes. — Ver¬ 
fahren: Mündliches, schriftliches, Revision und Appellation. Dauer 
eines Prozesses. Kosten eines Prozesses. 

Äußere Geschichte und Bedeutung des Bürgermeislergerichts. 

Das Bürgermeistergericht, »iudicium consulare«, begegnet uns 
in den Quellen und in der Literatur unter verschiedenen Namen. 
Die Ratsprotokolle des 17. und 18. Jahrhunderts nennen es 
häufig nach dem Orte der Gerichtssitzungen »die Kanzlei« 2 ). 
Die Rats- und Staatskalender geben die Zusammensetzung des 
Gerichtes unter der Bezeichnung »Verhörgericht« an 8 ). Die 
Gerichtsprotokolle der Jahre 1797—1798 tragen die Überschrift 
»Polizeilich, d. h. Bürgermeisterliches Verhör« 4 ). fluch in der 
Literatur ist die Bezeichnung des Gerichts keine gleichmäßige. 
Meyer bezeichnet es in dem zweiten Teile seiner »flachenschen 
Geschichten« teils als »das mündliche Verhör« teils als »Audienz¬ 
gericht« 5 ). Bei Quix finden wir die Bezeichnung »Bürgermeister- 
und Verhörgericht« B ), bei von Kempen »Magistrats- o der Bürger- 

>) RP 10. IX. 1722, 28. XI. 1727, 9. VII. 1734. — Vgl. Aachener Prozesse 
am Reichskammergericht, ZAGV 10., 18. und 20. 

2 ) RP 24. IV. 1692, 31. V. 1709, 29. VII. 1729. — Vgl. Haagen, Ge¬ 
schichte Ächens von seinen Anfängen bis zur neuesten Zeit. Achen 
1873, 1874, II, S. 287. 

’) Rats- und Staatskalender 1779—1798. 

4 ) Stadtarchiv Aachen. 

6 ) Meyer, II, Stadtreg., § 47 u. fol. 62, 84. 

Quix, Hist.-top. Beschreibung S. 151. 



102 


Hermann Wirtz: 


meistergericht« '). Huch ich halte die Benennung »Bürgermeister¬ 
gericht« für die zutreffendste. Die Bürgermeister waren die 
Vorsitzenden des Gerichts, mitunter fällten sie sogar allein das 
Urteil. Huch bei Überweisungen von Prozessen anderer Gerichte 
an das Bürgermeistergericht findet sich des öflern die Bezeich¬ 
nung »zu den h. h. bürgermeistern verwiesen, darin zu er¬ 
kennen«. Die Bezeichnung »Verhörgericht« ist nicht richtig, 
weil das Verfahren oft ein schriftliches war. »Magistratsgericht« 
ist auch nicht zutreffend, weil nur ein Teil der Mitglieder des 
Magistrats dem Richterkollegium angehörte. Über die Zeit der 
Entstehung des Gerichtes fehlen uns genauere Nachrichten. 
Bei oder kurz nach Schaffung des Bürgermeisteramtes, also 
um die Mitte des 13. Jahrhunderts 2 ), können wir freilich seine 
ersten Änfänge nicht ansetzen, da wohl die Machtbefugnisse 
der Bürgermeister damals noch zu gering waren. Hber im 
Anfänge des 14. Jahrhunderts werden sie sicher eine gewisse, 
wenn auch noch sehr beschränkte Gerichtsbarkeit besessen 
haben. Bereits vor 1447 befanden sie sich im anerkannten 
Besitz einer Jurisdiktion, denn Kaiser Friedrich III. bestätigte 
ihnen durch Schreiben vom 21. Oktober 1447 das Recht, »in 
den Sachen, darüber sy zu richten hand, ir mitborger und 
undersassen« ins Grashaus zu schicken 3 ). Huch in manchen 
anderen Städten finden wir die Bürgermeister schon sehr früh 
im Besitze richterlicher Befugnisse. So bestand in der lim- 
burgischen Stadt Maastricht bereits vor 1380 ein Bürgermeister¬ 
gericht 4 ). In Düren 6 ), Köln, Nimwegen und Soest finden sich 
solche auch schon sehr früh. Die Tätigkeit und die Befugnisse 
des Aachener Bürgermeistergerichts im 14. und 15. Jahrhundert 
sind uns infolge Mangels an urkundlichem Material unbekannt. 
In der Hauptsache wird sich seine Zuständigkeit nur auf die 
Hufrechterhaltung von Ordnung und Frieden innerhalb der 
Stadt und auf die Überwachung der Ausführung obrigkeitlicher 

') v. Kempen, ZHGV 34, S. 288. 

a ) Quix, Reichsabtei Burtscheid, S. 244. — Birmanns, S. 19. — 
v. Below, Städtewesen und Bürgertum, S. 89. 

3 ) Loersch, ARD, S. 133 f., bei Noppius III, Nr. 28, S. 691. irrtümlich 
1437 statt 1447. 

4 ) Poullet, Essai sur l’histoire du droit criminel dans l’ancienne 
principautd de Lifege (Möm. cour. des savants Prangers, Bd.38, S.364I.). 

5 ) Brüll, Chronik der Stadt Düren, Düren 1895, S. 32. 
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Befehle erstreckt haben. Da es anscheinend keine geschriebenen 
Satzungen über die Zuständigkeit und Strafen des Gerichtes 
gab'), war sein Einfluß und seine Bedeutung von der Persön¬ 
lichkeit der Gerichtspersonen, besonders der Bürgermeister, 
und von den Zeitumständen abhängig. Mit dem stetig wachsen¬ 
den Einfluß der Bürgermeister hat auch das Bürgermeistergericht 
an Ansehen und Bedeutung gewonnen. Äus der großen Anzahl 
der während des 17. und 18. Jahrhunderts täglich vor dem 
Bürgermeistergericht verhandelten Fälle läßt sich die ausge¬ 
dehnte Wirksamkeit dieses Gerichtes ermessen. Den Bereich 
seiner Gerichtsbarkeit vergrößerte es auf Kosten des Schöffen¬ 
stuhls *), der Zunftgerichte 3 ) und des Sends 4 ). Dadurch geriet 
es natürlich in Zuständigkeitsstreitigkeiten mit diesen Gerichten. 
Besonders bildete die Zugehörigkeit der Stadtbewohner zu den 
Gerichten bis zur endgültigen Regelung der Angelegenheit im 
Jahre 1777 dauernd den Anlaß zu häufigen Streitigkeiten zwischen 
Schöffenstuhl und Stadt 5 ). Auch der Vorsitzende des Sends, 
Erzpriester Friedr. v. Mylius, beklagte sich in einer Schrift 
vom 26. Juli 1788 »über soviele Betruckungen und Hindernüßen 
in Ausübung seiner Jurisdiction in zuständigen Sachen« von seiten 
der Stadt 6 ). Ob das Gericht seine Tätigkeit zeitweise eingestellt 
hat, läßt sich für die früheren Jahrhunderte nicht feststellen. Seit 
dem großen Brande 1656 hat es, wie aus den uns seit dieser 
Zeit erhaltenen Gerichtsprotokollen zu ersehen ist, von einigen 
kurzen Unterbrechungen abgesehen, dauernd bis zum Ein¬ 
märsche der Franzosen bestanden. Dann teilte es das Schicksal 
der übrigen städtischen Gerichte, war vom 1. März bis Oktober 
1794 nochmals in Tätigkeit und hielt vom 23. März 1797 bis 
zum 13. März 1798 wiederum seine Sitzungen ab. 

*) In der 91. jül. Beschwerde vom 8. V. 1773 war! der Herzog von 
Jülich der Stadt vor, das Bürgermeistergericht habe nicht einmal 
eine Verordnung. 

’) RP 4. 1. 1684. — Replica in Sachen Schöffenstuhl und Rat 1685[12]. 

’) Vgl. Hermandung, Zunftwesen, S. 67 f. 

*) Frohn, S. 39 ü. 45. — Hinschius, System des katholischen Kirchen¬ 
rechts mit besonderer Rücksicht auf Deutschland, Berlin 1895, Bd. V, 
S. 445 ff. 

5 ) RP 10. VIII. 1661. 

8 ) Ällg. Proz.-Akt. 584. 
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Das Richlerkollegium und die Gerichtspersonen. 

Da eine feststehende »Ordinatie« oder Gerichtsordnung nicht 
überliefert ist und auch wohl nie bestanden hat, hat die Be¬ 
setzung des Gerichtes im Laufe der Zeit und bei der Ver¬ 
schiedenheit der Vorsitzenden und der zu beurteilenden Fälle 
mitunter geschwankt, ln der bisher die städtischen Gerichte 
behandelnden Literatur herrscht auch über diesen Punkt ziem¬ 
liche Unklarheit. Moser erwähnt die beiden regierenden, die 
beiden »abgestandenen« Bürgermeister und die zwei Syndizi 
als Gerichtspersonen ‘}. Dieselbe Änsicht vertritt Haagen, dem 
anscheinend Mosers Ausführungen als Quelle gedient haben, 
in seiner »Geschichte Achens« z ). Meyer spricht einmal 3 ) von 
den beiden regierenden Bürgermeistern mit Zuziehung eines 
Syndikus und besonderen Sekretärs, ein andermal 4 ) von »den 
beiden Regierenden mit Zuziehung eines Syndikus, eines Kon¬ 
sulenten und Sekretärs«. Quix. gibt die beiden regierenden 
Bürgermeister, den zweiten Syndikus, den Konsulenten und 
den Sekretär als Gerichtspersonen an 6 ). Derselben Ansicht ist 
Stadtsyndikus Dr. Fell (f 1795) in seinem Tagebuche. »Der 
jüngere Syndikus sitzet mit im mündlichen Verhör und gibt 
nebst dem Konsulenten sein votum consultativum« 6 ). v. Kempen 
ist der Ansicht, daß »die Bürgermeister im Verein mit den 
Stadtsyndiken und dem zweiten Sekretär« das Gericht aus¬ 
machten 7 ). Nach Graß bestand das Gericht nur aus den zwei 
regierenden Bürgermeistern 8 ). Die Rats- und Staatskalender 
1779—1787 führen als Gerichtspersonen die beiden regierenden 

‘) Moser, Staatsrecht, S. 106, § 12. Er folgt in seiner Bearbeitung 
gänzlich de Ludolff: Variarum Observationum forensium libri, Wetz¬ 
lar 1730 ff., der sich >auf eine Beschreibung a viro rerum perito« stützt 
und in bezug auf seine Ausführungen III, S. 524 bezeichnend sagt: 
»In qua tarnen, si quid erratum foret, meliorem informationem non 
despiciemus«. Ludolffs wie Mosers Angaben sind, da säe mit den 
Aachener Verhältnissen nicht sehr vertraut waren, in Einzelheiten 
mit Vorsicht aufzunehmen. 

‘‘) Haagen, II, S. 285. 

s ) Meyer, II, Stadtregierung, § 47. 

4 ) Meyer, ebenda, fol. 62. 

5 ) Quix, Hist.-top. Beschreibung S. 151. 

6 ) Pauls, ZAGV 35, S. 336. 

7 ) v. Kempen, ZAGV 35, S. 288 f. 

8 ) Graß, ZAGV 42, S. 43. 
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Bürgermeister, die beiden Syndizi, den Konsulenten und Sekretär, 
seit 1787 statt der beiden Syndizi nur den jüngeren au!’). 
Während sich für die Behauptungen Meyers, Quixs, von 
Kempens und Graß für bestimmte Zeiten und Fälle in den 
Protokollen des Gerichts mancherlei Belege finden lassen, ist 
von der Zugehörigkeit der »abgestandenen« Bürgermeister, 
wie sie de Ludolff, Moser und Haagen erwähnen, nirgendwo 
die Rede 2 ). 

In fast allen Städten war die Besetzung des Bürgermeister- 
gerichls eine verschiedenartige. In Köln hielt abwechselnd der 
ältere und der jüngere Bürgermeister das Gericht ab 3 ). In Trier 
bestand das Bürgermeistergericht aus den Bürgermeistern und 
mindestens einem Ratsschöffen und einer Ratsperson 4 ). Das 
Bürgermeistergericht (het indivies laaggerecht) in Maastricht 
war von den beiden Bürgermeistern und acht Geschworenen 6 ), 
das in Roermond vom »Raadsburgemeester en gezworenen« 
besetzt 6 ). Huf Grund der uns seit 1656 fast vollständig er¬ 
haltenen Protokolle steht es fest, daß die Besetzung des Ge¬ 
richtes eine verschiedenartige war. Bei Sachen, die durch 
Vergleich oder mündlichen Urteilsspruch erledigt wurden, 
bestand das Gericht meist nur aus den beiden 7 ) oder aus 
einem 8 ) der regierenden Bürgermeister. Bei schwierigeren 
Fällen und bei schriftlichem Verfahren wurde stets ein Syn- 


') Rats- und Staatskalender 1779—1798. 

2 ) In PC 11. VIII. 1683 findet sich ein Vergleich über Schuldsachen 
unmündiger Kinder vor den regierenden Bürgermeistern, dem ab¬ 
gestandenen und einem Syndikus. Doch ist ohne Zweifel, weil es 
sich um Unmündige handelt und die Sache der Entscheidung des 
Rates unterliegt, von diesem eine besondere Kommission für diesen 
Fall bestimmt worden. 

s ) Ratjen, Übersicht über die Verfassung und den Sitz der Gerichte 
in Köln bis zum Jahre 1798. Köln 1891, S. 139. 

*) Rudolph und Kentenich, Quellen zur Rechts- und Wirtschafts¬ 
geschichte der Rheinischen Städte. Kurtrierische Städte I: Trier. 
Bonn 1915; Einleitung S- 72. 

5 ) Flament, De rechtsbedeeling op het grondgebied van de tegen- 
woordige provincie Limburg (Publ. de la. socidtd hist, et archdol. dans 
le Limbourg, tome 51) zitiert: Flament, S. 19. 

8 ) Flament, S. 45. 

7 ) PC 14. XII. 1758. 

*) Nach den PC der Jahre 1702 u. 1704 v. Maw, 1703 v. Feibus. 
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dikus '), mitunter auch beide 2 ), als Beisitzer zugezogen. Seltener 
nahm man an Stelle des einen oder auch neben beiden den 
Konsulenten hinzu 3 ). Jedenfalls trat das Gericht in der Be¬ 
setzung, wie sie die Staats- und Ratskalender angeben, nur 
bei wichtigen Verhandlungen zusammen, fluch konnte zu den 
üblichen Gerichtspersonen noch ein unparteiischer Rechts¬ 
gelehrter hinzugezogen werden 4 ). Ständig war wohl die Ein¬ 
richtung des Sekretariats. Die Stelle eines Gerichtsschreibers 
bekleidete meist der zweite oder auch dritte Sekretär der Stadt 6 ). 
Doch waren im 17. und 18. Jahrhundert neben ihm noch zwei 
Schreiber beim Gerichte tätig 6 ). flls Gerichtsdiener fungierten 
die vier »Bürgermeisterknechten« 7 ). Den Dienst des Voll¬ 
streckungsbeamten versah der Scharfrichter, der mit seinem 
Gehilfen, dem Profos, die Strafen an Leib und Leben zu voll¬ 
ziehen hatte. Wenn auch nicht eigentliche Gerichtspersonen, 
so doch dem Gerichte durch die Satzungen ihres Eides ver¬ 
bunden waren die »procuratores«, die Sachwalter oder Für¬ 
sprecher. Bei Bürgermeistergerichten anderer Städte, wie z. B. 
Düren, wurden keine Prokuratoren zugelassen, da sie »mit 
vielfältigen Wechselschriften die Sachen aufschieben und zu 
verwirren sich gelüsten lassen« 8 ). 

Die Bürgermeister. Das Amt der Bürgermeister, magistri ci- 
vium 9 ) oder burghere meystere 10 ) [burchgenmeystere] n ) ge¬ 
nannt, ist um die Mitte des 13. Jahrhunderts in flachen nachweisbar, 
flls erste werden urkundlich erwähnt Goswin und Johann am 
17. Februar 1252 13 ). fluch in den übrigen Städten Deutschlands 

’) PC 17. IX. 1748, 18. VII. 1659, 7. VII. 1757, 29. IV. 1733. 

2 ) PC 30. VII. 1662, 29. II. 1663. 

s ) PC 31. V. 1756, 12. III. 1798. 

4 ) PC 29. XI. 1684 »ehe und bevor in der sache erkend, solle der 
notar Musch oder sonst ein unparteiischer adiungirt werden«. 

5 ) Rats- u. Staatsk. 1779—1798 ; 91. jül. Beschwerde vom 8. V. 1773 
nennt den 2. Sekretär als Gerichtsschreiber. 

8 ) Die PC weisen meist drei verschiedene Handschriften auf. 

7 ) Laurent, fl. St. R. 

8 ) Brüll, Chronik, I. flufl., S. 32. 

9 ) Laurent, fl. St. R. 

10 ) Haagen, S. 281, Urk. vom Jahre 1346. 

") Laurent, fl. St. R., S. 79. 

1J ) Quix, Reichsabtei Burtscheid, S. 242«, Urk. Nr. 41. — Loersch, 
ARD, S. 284. Hoefiler, ZflGV 23, S. 222. — Die Aufzeichnungen 
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finden wir das Bürgermeisteramt bereits vor Ende des 13. Jahr¬ 
hunderts. In Köln 1 ) werden bereits 1179—1183, in Worms 2 ) 
1220, in Wesel 1241 3 ), in Straßburg 1215 4 ), in Augsburg 1266®), 
in Duisburg und Dortmund 1288 8 ), in Leipzig 1292 7 ) und in 
Frankfurt 8 ) sicher vor 1311 Bürgermeister in der Stadtver¬ 
waltung tätig gewesen sein. Huch die kleineren Städte folgten 
dem Beispiele der mächtigen, und nur wenige Zeit später sehen 
wir in den Hachen benachbarten Städten, in Maastricht und 
Verviers, das Bürgermeisteramt entstehen 9 ). In Hachen wurden 
die Bürgermeister in der ersten Zeit wahrscheinlich vom 
Schöffenstuhl oder vom Rate bestimmt. Vielleicht kam jeder 
Schöffe oder Ratsherr nach einer bestimmten Reihenfolge zu 
dieser Würde. Für diese letztere Ansicht spricht eine Bemerkung 
im Jus Statutarium Hquisgranense, fol. 77: »anno 1416 haben die 
hh. Schelfen verordnet, daß das Bürgermeisteramt unter den 
Scheffen nach dem Alter umgehen soll« 10 ). Seit Aufstellung 
des Gaffelbriefs von 1450 ”) wurden sie vom Großen Rate — 

Meyers im II. Teil seiner »Aach. Geschichten«, der nach einem Ver¬ 
zeichnis des Ratssekretärs Joh. Luntzen das Amt bis 938 zurückführt, 
entbehren jeder Grundlage (abgedr. Bonner Jahrbücher, 66. Bd., S.128 ff.). 

‘) Lau, Entwicklung der kommunalen Verfassung und Verwaltung 
der Stadt Köln bis zum Jahre 1396. Bonn 1898, S. 79. — Ennen, Ge¬ 
schichte der Stadt Köln, Köln 1863, Bd. I, S. 539. 

2 ) Koehne, Der Ursprung der Stadt Verfassung in Worms, Speier 
und Mainz, Breslau 1890, S. 275. — Boos, Geschichte der rheinischen 
Städtekultur von den Anfängen bis zur Gegenwart, Berlin 1897, 
Bd. I, S. 461. 

s ) Liesegang, Niederrheinisches Städtewesen vornehmlich im Mittel- 
alter, Breslau 1897 (Gierke, Untersuchungen zur Deutschen Staats¬ 
und Rechtsgeschichte, Bd. 52), S. 106. 

4 ) Die Chroniken der deutschen Städte, Bd. 8: Straßburg, I, S. 24. 

5 ) Ebenda, Bd. 4: Augsburg, I, S. XXVIII. 

6 ) Gengier, Codex juris municipalis, S. 836, 949. 

7 ) Rachel, Verwaltungsorganisation und Ämterwesen der Stadt 
Leipzig bis 1627, 1902, S. 3. 

8 ) Kriegk, S. 479. — In Bayern taucht das Bürgermeisteramt erst 
Ende des 15. und Anfang des 16. Jahrhunderts auf. (Rosenthal, Ge¬ 
schichte des Gerichtswesens und der Verwaltungsorganisation Bayerns, 
Würzburg 1889, 1906, Bd. I, S. 170.) 

”) Flament a. a. O. — Vgl. Henaux, Histoire de la bonne ville de 
Verviers, Liöge 1859. 

10 ) Vgl. Moser, Staatsr., S. 104 f., § 7. — Haagen, II, S. 285. 

11 ) Noppius, III, Nr. 33, S. 133 ff. 
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einfache Stimmenmehrheit entschied 1 ) — gewählt. Gewöhnlich 
fand die Wahl innerhalb der letzten 14 Tage vor St. Urban 
(25. Mai), doch auch wiederholt bereits im Januar 2 ) undFebruar 8 ) 
statt. Während derselben wurden die alten Privilegien der Reichs¬ 
stadt vorgelesen 4 ). Den Namen des Erwählten schrieb man 
auf einen Zettel und warf diesen in einen auf einem Tische 
der Ratskammer aufgestellten Hut 5 ). Meyer erzählt den Hergang 
der Wahl folgendermaßen 6 ): »[es] treten die sämtlichen Raths¬ 
glieder und Geschickte aus ihrer Versammlungsstube theils 
auf den anstoßenden Königlichen Saal theils auch in andere 
Zimmer, genießen allda einen Trunk spanischen Weins samt 
einem Weißbrod, unterreden sich inzwischen zunftweise, treten 
alsdann wieder in die Stube zurück und legen Mann für Mann 
ihre auf Zetteln gezeichnete Stimmen in ein kupfernes Becken«. 
»Die vollbrachte Wahl [wird] der ganzen Stadt und Bürger¬ 
schaft durch Schlagung des Glockenspiels auf dem Thurm der 
Krönungskirche verkündiget, hierauf verfüget sich der Rath 
noch selbigen nachmittags zu den neuerwehlten Regenten, um 
diesen seine Segenswünsche... abzustatten, wobey sich die Stadt¬ 
musikanten mit Pauken und Trompeten fleißig hören lassen.« Die 
Wahl mußte angenommen werden. Die Weigerung des Win.Theod. 
v. Wilre im Jahre 1713, der sich für das Amt aus Gesundheits¬ 
rücksichten »schönstens bedanket«, wurde vom Rate nicht an¬ 
erkannt. Doch wurde ihm gestattet, sich »bißweilen auf einige 
tag zu Schöpfung frischer lufft zur statt hinauszubegeben«’). 

Hm Feste St. Urban legten die Erkorenen vor dem ver¬ 
sammelten Großen Rate ihren Amtseid ab 8 ). Sie schwuren 
»einem ehrbaren raht gesambter bürgerschaft und gemeinden 
trew und holt zu sein, ihr bestes vorwenden und ärgstes 
warnen, sonderlich [sich] der Stadt Privilegien, recht, ober¬ 
und gerechtigkeit verthätigung mugligsten fleißes angelegen 
sein laßen .... was bey wohlgl. raht erkent wird, unauß- 

Ö RP 29. IV. 1667, 22. IV. 1672. 

2 ) RP 1721, 1724, 1731, 1734, 1739, 1743, 1759, 1767, 1772, 1773, 1783. 

3 ) RP 1765, 1768-1769 fand am 16. II. und 19. VI. eine Wahl statt. 

4 ) RP 2. V. 1657 »inter electionem sunt lecta antiqua privilegia 
der statt«. 

5 ) RP 20. IV. 1663, 4. IV. 1664. 

6 ) Meyer, II, Stadtregierung, § 12. 

7 ) RP 25. V. 1713. 

8 ) Siehe die RP. 
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stellig, unveränderlich und förderlich exequiren und zu werck 
stellen.... die landtwehr zum wenigsten einmahl im jahr 
visitiren und bereiten .... *)«. War einer der Erwählten durch 
Krankheit verhindert, persönlich in der Ratsversammlung zu 
erscheinen, so begab sich ein Ausschuß, der aus einem ab¬ 
gehenden Bürgermeister, zwei Beamten und dem Ratssekretär 
bestand, »in zween Wagen unter Paradirung der Hauptwache und 
Rührung der Trommeln« in die Wohnung des Betreffenden und 
nahm ihm den Eid ab 2 ). Grundsätzlich halten immer zwei 
dieses Amt inne 3 ), von denen der eine aus dem Schöffenstuhl 
gewählt werden mußte. Die Zweizahl der Bürgermeister findet 
sich fast in den meisten Städten, so in Köln 4 ), Straßburg 5 ), 
Maastricht 6 ), Verviers 7 ) usw. Freilich hatten Düren in seiner 
reichsstädtischen Zeit und Augsburg 8 ) nur einen Bürgermeister. 
Die Amtsdauer der Bürgermeister betrug in Aachen nur ein Jahr 9 ). 

Wie sich aus den Stadtrechnungen des 14. Jahrhunderts 
schließen läßt, oblag ihnen in ältester Zeit zunächst die Sorge 
für die Finanzen *°). Auch hatten sie die Sitzungen des 

9 GE, fol. 1. 

2 ) Meyer, II, Stadtregierung, S. 7, § 18. Solches geschah am 25. V. 1773 
bei der Wahl des Bürgermeisters Joh. Lamb. Kahr und 1774 bei dem 
Bürgermeister Corn. Chorus. 

s ) Von 1671 — 1673 und von 1700—1705 regierte nur ein Bürgermeister, 
da es infolge von Streitigkeiten zwischen Rat und Schöffenkollegium 
nicht zur Wahl eines Schöffenbürgermeisters kam. Desgleichen fand 
von 1790 bis 1797 infolge des Ediktes des Reichskammergerichts und 
des Einmarsches der Franzosen keine Neuwahl statt. 

4 ) Lau a. a. O.; Liesegang (Zeitschrift für Rechtsgeschichte, Germ. 
Abt., Bd. 11), S. 2 f. 

s ) Die Chroniken d. d. Städte, Bd. 8: Straßburg I, S. 24. 

6 ) Crahay, Essai sur l’histoire du droit coutumier de l’ancienne 
ville de Maestricht, Bruxelles 1876, S. 6. 

7 ) Henaux, Histoire de la bonne ville de Verviers, Liöge 1859, S. 41. 

8 ) Die Chroniken d. d. Städte, Bd. 4: Augsburg I, S. XXVIII. 

9 ) Länger als ein Jahr blieben im Amte: Joh. van Punt 1385—1387 
(Laurent A. St. R., S. 296. - Höffier, ZAGV 23, S. 230). — Bertr. 
von Wilre 1659-1661, 1666—1670. — Gerlach Maw 1665-1667 (RP 
7. V. 1666). — Wern. v. Broich 1706—1709. — Mart. Lamb. v. Lonneux 
1729—1731. — Kasp. Jos. v. Clotz u Joh. Mich. Kreitz 1790—1797. — 
1613 gab es zwei Bürgermeister der katholischen und zwei der evange¬ 
lischen Partei. 1581 regierten in Aachen drei Bürgermeister. 

10 ) Hoeffler, ZAGV 23, S. 270. Das Amt der Rentmeister kam erst 
1370—1380 auf (ebenda S. 281). 
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Rates und der »herren beamten« einzuberufen und zu leiten, 
die Stadt nach außen zu vertreten 1 ) und die diplomatischen 
Verhandlungen mit Kaiser und Fürsten zu führen 2 ). Im 14. Jahr¬ 
hundert vertraten sie die Stadt auch in den gerichtlichen Zwei¬ 
kämpfen, einer Art mittelalterlicher Gottesurteile 3 ), und waren 
bei Kriegen außerhalb der Stadt die Führer der städtischen 
Streitmacht 4 ). Als Vorsitzende des Großen und Kleinen Rates, 
des Beamtenkollegiums und der vier städtischen Gerichte hatten 
sie bedeutende Machtbefugnisse, namentlich dann, wenn ihr Amt 
in den Händen kraftvoller Persönlichkeiten, wie Gerh. Chorus 5 ), 
Mart. Lamb. v. Lonneux 8 ), Joh. Lamb. Kahr 7 ) und Steph. Dom. 
Dauven 8 ), ruhte. Handelten sie auch bei wichtigeren Vorfällen 
als die primi inter pares im Aufträge des Rates, so genossen 
sie doch weitgehendste Selbständigkeit in der Ausübung ihres 
Amtes, zumal es an einer genauen Festsetzung ihrer Amts¬ 
befugnisse völlig fehlte. Die Ladung vor Gericht, die Pfändung 
und Verhaftung eines Bürgers konnte nur mit ihrem Einver¬ 
ständnis und auf ihren Befehl hin geschehen 9 ). Das Fried-, 
Pforten- und Graßgebot wurde nur von ihnen erlassen 10 ). Die 
Ausübung eines Gewerbes 11 ), des Leh rer- 12 ), »Zahnträcker-« I3 ) 

*) Bürgerm. Chorus 18. VIII. 1346 auf dem Reichstage zu Frankfurt 
(Birmanns, S. 50). 

2 ) Laurent, A. St. R,, S. 115. — Noppius, II, S. 252. 

3 ) Bürgerm. Gerh. Chorus im Streite mit der Stadt Limburg 1344 
(Laurent, A. St. R., S. 152 f.), im selben Jahre mit dem Grafen von 
Jülich (ebenda S. 155 f.). 

4 ) Laurent, A. St. R., S. 91, Bürgerm. Joh. v. Punt 1385 im Lager 
vor Reifferscheidt. 

5 ) War in den Jahren 1326, 1338, 1342, 1346, 1351 Bürgermeister. 

6 ) W-ar in der Zeit von 1725 bis 1754 Bürgermeister. 

7 ) Kahr, der in der Zeit von 1763 bis 1775 Bürgermeister war, soll 
einmal von sich selbst gesagt haben: »Wir sind hier so souverains 
wie der Kaiser in seinen Landen« (v. Kempen, ZAGV 34, S. 245). 

8 ) Er bekleidete das Amt in den Jahren 1776—1785. 

9 ) Vgl. PC. 

10 ) Loersch, ARD, S. 134 ff. 

“) PC 27. VI. 1662, 3. X. 1754, 5. III. 1763, 27. VI. 1793. 

ls ) PC 28. VIII. 1699: »Bürgerm, erlauben vermög ratsüberkombst 
dem Fr. Schenen die instruktion der jugend ...., doch nur was allein 
der uhralter Röm. kath. religion gemeeß ist«. 

13 ) PC 24. V. 1668; »Bürgerm, erlauben »Joh. von den Put zahhträckern 
allhie auffm Marek seine pharmaca zu verkaufen u. seine profession zu 
üben«. 
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und Arztberufes, jede Operation [ ) und Ämputation 2 ), der Verkauf 
von Medikamenten s ), das Abhalten öffentlicher Vorstellungen 4 ), 
die Werbung von Truppen 6 ), die Vernehmung Aachener Bürger 
durch auswärtige Gerichte 6 ), jede Arbeit an Sonn- und Feier¬ 
tagen 7 ) und die Ausführung von Leichen 8 ), war an ihre Erlaubnis 
gebunden. Desgleichen gehörte es zu ihren Amtspflichten, einen 
Umritt um das Gebiet der Stadt, den sogenannten Landritt, zu 
unternehmen und den Landgraben zu besichtigen 9 ). Zur Zeit 
der Heiligtumsfahrt hatten sie die Pilger aus Ungarn, Slavonien 
und Böhmen, die sogenannten Wiener, bei ihrem Mahle im 
St. Matthiashof am 11. Juli zu bedienen 10 ). Starb ein Bürger¬ 
meister vor Ablauf seines. Amtsjahres, so wurden an drei 
Tagen vor der Beerdigung morgens, mittags und abends und 
bei dem Begräbnisse selbst sämtliche Glocken der Stadt ge¬ 
läutet. Die Exequien, wozu sich der Rat in schwarzer Kleidung 
einfinden mußte, wurden in der Ratskapelle »in musikalischem 
Trauer« gehalten. Die Offiziere der Stadttruppen hatten sechs 
Wochen lang einen schwarzen Schleier um den linken Arm zu 
tragen. Die Fahnen und Trommeln der Stadt wurden umflort u ). 

Ursprünglich galt das Amt ohne Zweifel als ein Ehrenamt. 
Gehalt erhielten die Inhaber in der ersten Zeit daher nicht. 

*) PC 16. V. 1670, 14. VII. 1688: Bürgerm, erlauben dem ..., »einen 
bruch zu schneiden«. 

2 ) PC 23. III. 1677: B. erlauben »dem wundartzten Henrico Becker, daß 
einem Sergeant namens . . . den rechten arm absetzen möge«. 

s ) PC 26.1.1678: B. erlauben dem Joh. Fruchtber, »einiche pharmaca 
vor die wurmen zu verkaufen«. 

4 ) PC 23. V. 1671: B. erlauben »dem Ch. Fr. Cüppy allhier ein theatrum 
aufzurichten u. komödien zu halten«. 

5 ) PC 23. IV. 1663: B. erlauben »leutn. v. Übach eine compagnie zu 
roß .. wieder dem erbfeind mitt trompett klang zu werben«. 

6 ) PC 18. XI. 1669: Bürgerm, verleihen »in causa ... das territorium 
umb allhier einiche zeugen abzuhören«. 

7 ) RP 20. I. 1663. 

8 ) PC 16. VI. 1668: B. erlauben dem..., »daß das cadaver seines 
ohmens ... außgeführt werde«. 

°) RP 18. V. 1656, 12. V. 1775, 7. V. 1717. 

10 ) Quix, Historische Beschreibung der Münsterkirche und der Heilig¬ 
tumsfahrt in Aachen, Aachen 1825, S. 95. — Ders., Beiträge zur Ge¬ 
schichte der Stadt und des Reichs von Aachen, Aachen 1838, II, S. 36. 

“) Meyer, II, Stadtreg. S. 7,'§ 19; so geschehen beim Tode des 
Bürgermeisters Joh. v. Wespien 1758, vgl. v. Fürth, III, S. 273 f. 
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Doch wurde ihnen eine gewisse Entschädigung für Dienst¬ 
aulwendungen in Naturalien gewährt. So stellte ihnen die Stadt 
im 14. Jahrhundert die Bekleidung 1 ). Huch mit Weinspenden 
wurden sie das ganze Jahr hindurch reichlich bedacht 2 ). Des¬ 
gleichen gab ihnen die Stadt häufig Gastmähler und trug für 
die gemeinsamen Essen, die sie an Feiertagen mit den Beamten 
und Dienern der Stadt einnahmen, die Kosten 3 ). Erst im Jahre 
1349 finden wir ein festes Gehalt für sie in der Höhe von 
100 m. 4 ). Doch sind seitdem die Husgaben für Kleider in den 
Stadtrechnungen nicht mehr erwähnt. Später erhielten sie für 
ihre Teilnahme an den Rats- und Gerichtssitzungen besondere 
Präsenzgelder 5 ). Huch die mit dem Bürgerrecht beschenkten 
Fremden hatten außer dem »ledernen emmer«®), den sie der 
Stadt abzuliefern hatten, auch den Bürgermeistern »ihre ge- 
rechtigkeit« zu zahlen 7 ). Im 17. und 18. Jahrhundert waren 
die Entschädigungen in Naturalien zum Teil, doch nicht ganz 
weggefallen. Ihr Gehalt betrug 3600 m. 8 ). Brandholz und Kohlen 
wurden ihnen auch von der Stadt gestellt 9 ). Hm »Sakraments¬ 
tage« erhielten sie vier Kannen spanischen Wein und im Mai 
das gleiche Quantum Met 10 ). Die Kosten für Dienstreisen trug 
die Stadt 1 '). Für diese standen jedem Bürgermeister drei Reit¬ 
pferde zur Verfügung 12 ). Bekleideten sie noch das Hmt eines 
Kohlmeisters, so wurden sie dafür mit 300 m. entschädigt 13 ). 

Die Syndizi. Dieses Hmt ist ohne Zweifel jüngeren Datums. 
Über sein erstes Erscheinen in der Verwaltung der Reichsstadt 
Hachen sind wir nicht unterrichtet. Da sie in den Stadtrech- 

*) Laurent, Ä. St. R., S. 158. — 1344 »de vestibus magistrorum civium 
et Hlexandri 116 m.; de sufloraturis ad vestas easdem 22 m*. 

s ) Laurent, H. St. R. 1338, S. 130; 1344, S. 158. 

3 ) Gemeinsame Essen fanden statt auf Kirmes, Ällerheiligen und 
Lichtmeß. 

4 ) Laurent, H. St. R. 1349, S. 227; 1376, S. 270. 

5 ) Laurent, Ä. St. R. 1385, S. 286. 

•) Brandeimer. 

7 ) RP 17. X. 1658. 

») KTU. 

8 ) KTU, 1783, 1797. 

10 ) KTU 1783. 

“) Laurent, H. St. R. 

1S ) Laurent, Ä. St. R. 1338, S. 130. 

15 ) KTU 1753. 
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nungen des 14. Jahrhunderts nie erwähnt werden, da bei keinen 
Gesandtschaftsreisen, keinen diplomatischen Verhandlungen 
dieser Zeit von ihnen die Rede ist, muß man annehmen, daß 
das Syndikat erst später entstanden ist. Den Dienst des späteren 
Syndikus hat eben im 14. Jahrhundert und in der früheren 
Zeit der Stadtsekretär versehen'). Einen eigentlichen rechts¬ 
kundigen Syndikus wird der Rat in Hachen wohl erst nach 
Einführung der gelehrten juristischen Studien in Deutschland, 
vielleicht seit der Mitte des 15. Jahrhunderts *), besessen haben. 
Leipzig besaß einen ständigen rechts gelehrten Syndikus be¬ 
stimmt 1464 l * 3 ). ln Worms finden wir bereits 1476 einen Lizen¬ 
tiaten der Rechte im Dienste der Stadt 4 ). Bei den immer mehr 
wachsenden Verwaltungsgeschäften bedurfte der Rat der Dienste 
rechtskundiger Männer zur Unterstützung seiner Bürgermeister 
in Rechtsfragen, seiner richterlichen Tätigkeit, zur Führung 
seiner Prozesse, zu Gesandtschaften und diplomatischen Ver¬ 
handlungen mit dem Reiche und den Fürsten der benachbarten 
Territorien. Die Syndizi der Reichsstadt Hachen besaßen alle 
den Grad eines Lizentiaten oder Doktors beider Rechte. Bei 
allen wichtigen Hmtsgeschäften rechtlicher Natur waren sie 
die rechte Hand der Bürgermeister und des Rates. Sie hatten 
die Prozesse der Stadt beim Reichskammergericht zu bearbeiten 
und ihre Privilegien rechtlich zu verteidigen 5 ). Sie gehörten 
dem Beamtenkollegium, dem sogenannten »geheimen Rats- 
ausschusse«, der die meisten Staatsgeschäfte, vor allem Finanz¬ 
angelegenheiten und den diplomatischen Verkehr mit Kaiser 
und Fürsten, zu erledigen hatte, an. So finden wir sie oft auf 
Gesandtschaftsreisen und am kaiserlichen Hof teils allein 6 ), 

l ) Stadtsekretär Älexander erscheint als der einzige Begleiter der 
Bürgermeister auf Reisen (in den Stadtrechn, d. 14. Jahrh.). — Schröder, 
Rechtsgeschichte, 5. Aufl., S. 808, 885 f. 

а ) Stölzel, S. 79 ff., Stobbe, Gesch. d. deutsch. Rechtsquellen, Braun¬ 
schweig 1864, II, S. 19 ff. 

8 ) Rachel, S. 45. 

4 ) Boos, III, S. 224. 

‘) GE, fol. 3. — Haagen, II, S. 285. 

б ) Syndikus Gerlach Radermacher protestierte im Aufträge des 
Rates gegen den Reichsabschied vom 25. Sept. 1555 (Noppius II, S. 178); 
vgl. Noppius, II, S. 213. 


Zeitschr. d. Hachßner Geschichtsvereins 43 


8 



114 


Hermann Wirtz: 


teils als Begleiter und Berater der Bürgermeister l ). Als Bei¬ 
sitzer der einzelnen städtischen Gerichte hatten sie die Akten 
zu prüfen und über die einzelnen Fälle ihr Gutachten abzu¬ 
geben. Bei der Stadtverwaltung in Aachen gab es im 17. und 
18. Jahrhundert zwei Syndikusstellen 2 ), ausnahmsweise wurden 
1684 Arnold Frz. Lipmann 3 ), 1746 Frz. Mich. Fabry 4 ) und 
1760 Jak. Jos. Denis als dritter Syndikus angenommen. Die 
Wahl des Syndikus geschah im Großen Rate, und zwar »gaffel¬ 
weiß« 5 ). Ihren Eid schwuren sie in die Hand des Bürger¬ 
meisters. Außer Pflichttreue und stete Dienslbereitschaft für 
die Stadt mußten sie noch besonders geloben, »außer consent 
unnd verwilligung« sich »in keines anderen herren dienst und 
aydt« zu begeben 6 ). Gemäß Ratsverordnung vom 25. Mai 1701 
hatten die Syndizi vormittags von 10 bis 12 Uhr auf dem Rat¬ 
hause zu sein, »um den herren bürgermeistern daselbst mit 
ihren consiliis zu assistieren« 7 ). In feierlichen Aufzügen und 
Kirchgängen hatten sie ranggemäß hinter den Baumeistern zu 
gehen 8 ). 

Ihr Gehalt betrug bestimmt seit dem Jahre 1655 durchweg 
11 700 m. 9 ). Dazu kamen meist noch 1920 m. für Wohnung 10 ), 
1200 m. für Wein und 960 m. für Malzakzisbefreiung. Mitunter 
erhielt der erste Syndikus 17 300 m. Nach 1750 erhielt jeder 
21600 m. Als Beisitzer der einzelnen städtischen Gerichte er¬ 
hielten sie für jede Sitzung an Präsenzgeldern 1 Gulden. Für 

') Syndikus Lamb. Nütten begab sich 1619 mit dem Bürgermeister 
Speckhäwer zur Kaiserkrönung Ferdin. II. (Noppius, II, S. 252). 

2 ) KTU des 17. und 18. Jahrhunderts. 

3 ) Meyer, II, Stadtreg., § 41. 

4 ) >1746 den 9. X brls hatt En. Er. ... Rath ... dem Hr. Frans Mich. 
Fabry zum Syndikus adjunctus ernent, bey Lebenszeiten der zwey 
andere Sindicussen, als nemlich Hr. sind. Deltour, welcher ein alter 
verschlissener und gehöhrlosser Man, und dem Hr. sind. Heidendael, 
welcher ausser Vernunft gerahten und vielicht niemahls mehr capabel 
zu solches Amts Bedienung« ... >Wünsche ihm viel Gelückx und 
langes Leben.« Janssen, Aach. Chronik (v. Fürth, III, S. 102). 

s ) RP 13. VIII. 1683. 

6 ) GE, fol. 4. 

7 ) RP 31. III. 1701, 3. IX. 1726, Meyer, II, Stadtreg., § 42'/*. 

8 ) RP 21. I. 1683, in den RE unter demselben Datum. 

9 ) Zu den folgenden Angaben vgl. die KTU. 

10 ) Im 17. Jahrh. bewohnten zwei Syndizi nacheinander ein der Stadt 
gehörendes Haus in der Scherpstraße (jetzt Annastr.), Ratspr. 5.1.1662. 
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Dienstreisen wurden sie besonders entschädigt. Huch besondere 
Hufwendungen bei Vertretung der Stadt, bei Kaiserkrönungen und 
dergleichen, wurden ihnen ersetzt ')• Manche Ehrungen in Geld 
oder Geschenken wurden ihnen zuteil. Hm »hl. Sakramentstage« 
erhielten sie zwei Kannen spanischen Wein, desgleichen im Mai 
vier Kannen Met 2 ). Ebenfalls stellte ihnen die Stadt ihr Brandholz. 
Für die Teilnahme am Landritt wurden sie besonders bedacht 3 ). 

Der Konsulent. Dieses Hmt erscheint zuerst in den Rent- 
kammerbüchern 1672 4 ). Doch hatte Lizentiat Gerkrath, der 
seinen Dienst als Syndikus aus Gesundheitsrücksichten auf¬ 
gegeben hatte, bereits von 1657 bis 1669 das Hmt eines »advo- 
catus consulens« für die Stadt übernommen. Hm 16. Juli 1669 
folgte ihm Gabriel Meeßen 5 ). Das Hmt wurde von einem 
juristisch gebildeten Mann, gewöhnlich einem Hdvokaten, im 
Nebenamte versehen. Seine Hauptdienstobliegenheit war die 
eines »fiskalischen Hnwalts« bei dem Rats- und Bürgermeister¬ 
gericht, desgleichen beim Kurgericht, »auf saumsal des h. Vögten 
und Majoris«, wie in seinem Hmtseid bemerkt wird 6 ). Hls 
solcher hatte er die Untersuchung gegen den Hngeklagten zu 
führen 7 ), fluch hatte er die Schreiben, die »an große Herren« 
gingen, abzufassen und den Beamten mit seinem Rate beizu- 
steheri 8 ). In der Rangfolge hatte er die 7. Ehrenstelle, hinter 
den beiden Syndizis, inne 9 ). Sein Gehalt betrug bis 1713 4800 
oder 4900 m., von da ab 9600 m. Hn den von der Stadt zu¬ 
geteilten Naturalien hatte er denselben Anteil wie die Syndizi 10 ). 

Die Kanzlei und die Gerichtsschreiber. Über die ersten An¬ 
fänge des Stadtsekretariats in Hachen sind wir ebensowenig 
unterrichtet wie über die Entstehungszeit der meisten anderen 

1 ) Nach RP 19. XI. 1711 erhielten sie für Kleidung >ad actum coro- 
nationis« bis 150 Reichstaler zugelegt. 

2 ) Vgl. KTU. 

s ) Ebenda. 

4 ) Ebenda 1672. 

5 ) RP 16. VII. 1669. — Von 1729 an sollte, nach RP vom 23. VI., die 
Stelle nicht mehr besetzt werden (»mortifiziert bleiben«). Von 1785 
bis 1787 war die Stelle desgleichen unbesetzt. 

6 ) GE fol. 55. 

’) PC 9. VII. 1745. 

. «) Meyer, II, Stadtreg., § 52 fol. 37. 

9 ) Meyer, II, Stadtreg., § 52 fol. 37. 

10 ) KTU. 
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Ämter. Ob es bereits im 13. Jahrhundert oder wie in den 
meisten Städten 1 ) erst im 14. Jahrhundert in Aachen aufge- 
kommen ist, entzieht sich unserer Kenntnis. Nachweisbar sind 
die Stadtschreiber im 14. Jahrhundert, wo sie unter der Be¬ 
zeichnung »notarius« erwähnt werden 2 ). Sie waren meist juristisch 
gebildete Leute. Im Jahre 1438 verlangte die Reformation des 
Kaisers Sigismund 3 ), daß die Stadtschreiber, vor allem in den 
Reichsstädten, öffentliche Notare waren. Dagegen schloß sie Geist¬ 
liche, die bis dahin meistens diesen Dienst versehen hatten 4 ), von 
diesem Amte aus 6 ). Ihre Amtspflichten waren im großen und 
ganzen dreifacher Art: als Kanzleibeamte, als Gerichtsschreiber 
und in älterer Zeit auch als Gesandte und Vertreter der Stadt. 
In Aachen finden wir in den Stadtrechnungen von 1334 bis 1364 
einen Magister Arnoldus de Puteo bei der städtischen Kanzlei 
beschäftigt. Er bezog durchweg ein Gehalt von 30 m. 4 s. 
Daneben hatte er noch sonstige Einkünfte, da er für manche 
Arbeiten besonders entschädigt wurde 6 ). Am häufigsten wird 
bei den Ausgaben der Jahre 1333—1353 der Stadtschreiber 
Alexander erwähnt. Ohne Zweifel war er sehr geachtet, wird 
er doch in den Stadtrechnungen stets mit den Bürgermeistern 
zusammen genannt. Den eigentlichen Schreiberarbeiten konnte 
er sich nicht viel gewidmet haben, denn meist befand er sich 
im Aufträge des Rates auf Reisen 7 ), manchmal auf wichtigen 

‘) Stein, Deutsche Stadtschreiber im Mittelalter (Beiträge zur Ge¬ 
schichte vornehmlich Kölns u. der Rheinlande. Mevissen-Festschrift. 
Köln 1895), S. 33. — In Köln gab es Stadtschreiber schon 1228, in 
Straßburg 1233. — Boos, III, S. 221 nimmt an, daß wohl jede größere 
Stadtim 13. Jahrhundert einen Stadtschreiber besessen habe. — Hoeffler, 
ZAGV 23, S. 258 f. 

2 ) Laurent, A. St. R., 1353, S. 237. 

3 ) Boehm, Die Reformation des Kaisers Sigismund, Leipzig 1876, 
S. 232: »Äin Stattschreiber soll publicus notarius sein«. 

4 ) Stein, S. 67. 

5 ) Werner, Die Reformation Kaisers Sigismund, Berlin 1908, S. 86 
»item es soll kain priester weder stattschreiber noch notari sein«. 

6 ) Laurent, A. St. R. 1338 S. 129; 1344 S. 157; 1346 S. 188. 

7 ) 1334 reiste er viermal nach Nideggen, ebensooft nach Köln, zwei¬ 
mal nach Jülich, zweimal nach Neuß, dann nach Kastern, Brukgen, 
Heerlen, Hasselt und Hilkeroyde; 1344 siebenmal nach Brabantia- 
(Brabant), sechsmal nach Köln, dreimal nach Vura (== Furen), zweimal 
nach Frankfurt, nach Lüttich, Dolhain, Maastricht, Baggeraco (Bache- 
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Gesandtschaften und Verhandlungen teils allein ’), teils als Be¬ 
gleiter der Bürgermeister 2 ). Der alltägliche Kanzleidienst wurde 
von den übrigen Schreibern versehen 3 ). Manche Arbeiten gab 
man auch zur Erledigung an Schreiber in der Stadt. Als Gehalt 
erhielt Alexander jährlich 42 - 52 m. 4 ). Dazu lieferte ihm die 
Stadt Kleider und Naturalien 6 ). Tinte, Pergament und Papier 
wurden gestellt, oder es wurden ihm die .Auslagen dafür ersetzt 6 ). 
Für Dienstreisen erhielt er eine besondere Entschädigung 7 ), und 
der Rat stellte ihm zu diesem Zwecke ein Pferd zur Verfügung 8 ). 
Auch Joh. Parvus und Wilh. Fittoil waren an der Kanzlei der Stadt 
beschäftigt 9 ). Um die Zeit von 1333 bis 1376 versah ein notarius 
Godefridus den Dienst eines Stadtschreibers 10 ). Sein Gehalt betrug 
sogar 150 m. 11 ). Jedoch fielen dann die Entschädigungen für 
Kleider weg. Neben ihm war ein Schreiber Laurens tätig, der »van 
veil schrivens durch tjair ind van encke (Tinte) 12 m.« erhielt 12 ). 
Durch die Schaffung des Syndikats hat das Amt des ersten 
Stadtsekretärs ohne Zweifel an Ansehen und Bedeutung Ein¬ 
buße erlitten. Versah er vorher den Dienst des Syndikus mit, 
so wurde er jetzt dessen Untergebener. Über die spätere Zeit 
fließen die Quellen reichlicher. Im 17. und 18. Jahrhundert 

rach), Düren, Jülich, Erkentele = Ärgenteau, Prov. Lüttich (Laurent 
A. St. R. 1334 und 1344). 

‘) 1344 nach Frankfurt und Brabant. 

2 ) Alexander reiste 1346 mit dem Bürgermeister zur Königswahl 
nach Köln, dann zum Kaiser nach Frankfurt (Laurent S. 180). In dem¬ 
selben Jahre zog er mit dem Bürgermeister nach Brabant »propter 
renovationem amicicie facte inter ducem et civitatem Aquensem 
(Laurent, S. 181). 

3 ) Laurent, S. 164 ist von mehreren »scriptores« die Rede. 

4 ) Ebenda, S. 108 42 m.; S. 158 45 m.; S. 226 52 m. 

5 ) Ebenda, S. 130 und 227 »pro vestibus et tunicis Alexandri«. 
e ) Ebenda, S. 389 und 393. 

7 ) Ebenda, S. 407; »her Sanders schryver« erhielt, »du he was ge- 
reden zu Nideggen«, 26 Groschen, für seinen Ritt zum »burggreve van 
Lemburg< 12 Gr. 

8 ) Ebenda, S. 130, 159. 

9 ) Ebenda 1349, S. 226 »de privilegiis novis in libro inserendis et 
pro pergameno 3 m.<. 

10 ) Ebenda 1373, 1376. 

“) Ebenda, S. 237 »Godefrido notario de precio suo 150 m.«. 
ls ) Ebenda 1385, S. 342. — 1376, S. 259 »Laurencio scriptori de exscri- 
bendo privilegia nostra 10 m.<. 
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bestand die Kanzlei meist aus drei »ordentlichen« Schreibern, 
dem Sekretarius primarius, dem Nebensekretär und einem 
Kopisten 1 ). Dazu kamen noch einige Lehrlinge, Ämmanuenses 
genannt. Der Vorsteher der Kanzlei war der Sekretarius pri¬ 
marius, der Rats- oder Stadtschreiber. Es waren teils juristisch 
gebildete Leute, die den Lizentiatengrad besaßen 2 ), teils waren 
sie aus dem Kanzleidienst hervorgegangen. Ihre Anstellung 
geschah durch den Rat. Den Ämtseid schwuren sie in die Hand 
der Bürgermeister. Sie gelobten darin, alle Befehle der Bürger¬ 
meister, des Rates und der Syndizi »fleißig [zu] verrichten . . . 
alle hohlbare Sachen in gebührende enge und verschweigenheit 
[zu] behalten« 3 ). Sie hatten die geheimen Ratsbücher zu führen, 
ferner die vo*m Rate ausgehenden Vorschriften, Erlasse und 
Vollmachten zu unterschreiben 4 ). Huch waren sie Mitglieder 
des Beamtenkollegiums 5 ). Hls Gerichtsschreiber hatten sie über 
die Sitzungen Protokoll zu führen, die Zeugenaussagen auf¬ 
zuzeichnen, das Ergebnis der Besichtigung Toter oder Ver¬ 
wundeter aufzuschreiben und die »Sententia« oder das »Urtheel« 
schriftlich abzufassen. Die Funktionen eines Gerichtsschreibers 
beim Rats- und Kur- beziehungsweise Interimsgericht versah 
der erste Sekretär, beim Bürgermeister- und Baumgericht der 
zweite oder dritte Sekretär. Ihre Dienststunden waren im Sommer 
auf vormittags 8—12 Uhr, im Winter auf 9—12 und nachmittags 
ab 2 Uhr festgesetzt 6 ). Die Kopisten halten eine Stunde früher 
auf der Kanzlei zu sein. Die Dienstwohnung des ersten Stadt¬ 
schreibers befand sich im Erdgeschoß des Rathauses, jedoch 
nur bis zum Stadtbrande 1656 7 ). Nach dieser Zeit bezog er 
eine Entschädigung für Hausmiete 8 ). Hn Gehalt bezog der 
erste Sekretär im 17. und 18. Jahrhundert 9600 m. 9 ), dazu 

‘) Moser, Staatsr., Kap. S. 107, § 14. — Haagen, II, S. 286. — In den 
Jahren 1684—1688 hatte Aachen noch einen zweiten Nebensekretär, um 
1668 noch einen zweiten Kopisten. 

s ) So L tus Moes, L tus Joh. Wilh. Jos. Bohnen. S. Tabelle der Stadt¬ 
schreiber. 

*) GE, iol. 4. 

*) Meyer, II, Stadtregierung, § 43. 

5 ) Moser, Staatsrecht, S. 108, § 22. 

a ) Allg. Proz.-Äkt. Nr. 242. 

7 ) Noppius, I, cap. 25, S. 103. 

8 ) KTU 1660. 

9 ) Folgende Angaben: KTU. 



Die städtische Gerichtsbarkeit. 


119 


seit 1660 960 m. für Hausmiete, der zweite Sekretär teils 8400 m., 
teils 6000 m. und 490 m. für Wohnung. Die Kopisten bekamen 
4800 m. Als Gerichtsschreiber erhielten sie für jede »proto- 
collatio« einen Gulden, für Auszüge aus den Akten und Ab¬ 
schriften eine entsprechende Entschädigung. Von den Naturalien, 
die jährlich an die Beamten zur Verteilung kamen, bekam der 
Stadtschreiber am Sakramentstage zwei Kannen spanischen 
Wein und im Mai vier Kannen Met ’). Auch waren sämtliche 
Beamten der Kanzlei von der Ableistung der bürgerlichen 
Wachen befreit. 

Die Gerichlsdiener. Den Dienst der Gerichtsdiener bei den 
städtischen Gerichten versahen die Bürgermeisterdiener, die 
»burgermeistersknechten«, die »famuli magistrorum« oder das 
»burgermeyster gesinde«, wie sie in den Stadlrechnungen des 
14. Jahrhunderts heißen. In der Wachordnung vom 20. November 
1537 2 ) werden deren sechs erwähnt, während bestimmt seit 
1655 ihre Zahl nur vier betrug. Sie hatten alle Ladungen zu 
dem Bürgermeister- und Baumgericht zu besorgen 3 ). Zu diesem 
Zwecke war jedem von ihnen in späterer Zeit ein bestimmter 
Teil des städtischen Gebietes zugewiesen 4 ). Vor der Voll¬ 
streckung von Leibes- und Lebensstrafen hatten sie die Richt¬ 
stätte zu »befreyen« 5 ). Auch das Auf- und Zuschließen der 
Gefängnisse gehörte zu ihren Amtspflichten 6 ). Die Pfändungen, 
die Fried-, Pforten- und Grasgebote hatten durch sie zu ge¬ 
schehen 7 ). Einer von ihnen versah den Dienst des »Sämblers« 
beim Kurgericht 8 ). In ihrem Amtseide versprachen sie, den 
Bürgermeistern »trew, gehorsamb« zu sein, »ihr ärgstes [zu] 
warnen und bestes vor[zu]wenden . . .«, ihnen, »wan sie zum 
oder vom Rathaus gehen und sonsten überall gebührendt auif- 
[zu]warten«. Desgleichen sollten sie mit »zugelegter belohnung 

') KTU. 

5 ) Pick, AAV I, S. 85. 

3 ) Die Ladungen zum Kur- und Interimsgericht geschahen durch 
die Meiereidiener. Hauptvertrag 1660, artic. XXVI, § 1. 

4 ) Meyer, II, § 52, fol. 42. 

5 ) Hauptvertrag 1660, artic. XXVIII, § 39. 

“) Hauptvertrag 1660, artic. III, § 12. — 49. jül. Beschwerde vom 
7. I. 1773. 

7 ) Siehe PC. 

8 ) Ref. Kurg.-Ordn., Kap. 7. 
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und gerechtigkeit« sich begnügen 1 ). Im 14. Jahrhundert be¬ 
standen ihre hauptsächlichen Bezüge in Naturalien. Wieviel 
sie damals an Gehalt bezogen, läßt sich nicht mit Bestimmtheit 
aus den Stadtrechnungen ieststellen. Äus der Äusgaberechnung 
vom Jahre 1376 würde sich ein solches von ungefähr 30 m. 
fürs Jahr ergeben 2 ). Dazu erhielten sie zu Ostern, Pfingsten und 
Allerheiligen noch ein besonderes Geldgeschenk von 5 m. 5 s. 3 ). 
Ihre Kleidung wurde ihnen von der Stadt gestellt 4 ). Weinspenden 
erhielten sie an 45 Tagen im Jahre 5 ), also fast jede Woche. 
Auf Kirchweih, Purificatio und Allerheiligen wurden sie von 
den Bürgermeistern zum Essen geladen. Von dem Mahle, das 
der Meier der Stadt nach Beendigung des Vogtgedings geben 
mußte, erhielten die vier Bürgermeisterdiener »einen guten Kalbs¬ 
braten und ein Brodtmicken und jeder ein halbe Maß Wein« 6 ). 
Bestimmt seit 1655 erhielten sie an festem Gehalt jährlich 
2600 m. 7 ) und dazu jährlich einen Dienstmantel, den soge¬ 
nannten »libereymantel«, den sie dann »zu ehren ihrer herren« 
tragen mußten 8 ). Seit 1695 zahlte man ihnen noch besondere 
Präsenzgelder für ihre Gegenwart bei den Rats- und Beamten¬ 
versammlungen, die ihnen jedoch bei schlechter Führung zu¬ 
gunsten der »Armenbüchse« entzogen wurden 9 ). Für Ladungen 
zum Gericht wurden ihnen innerhalb der Stadt 2 m., außer¬ 
halb derselben 4 m. 10 ), später 3 beziehungsweise 12 m. bezahlt 11 ). 
Zur »anschaffung von huedt, perüque, Strumpf, schuhe und 
sonsten« bei den Kaiserkrönungen gab ihnen die Stadt eine 
Unterstützung 12 ). Am Sakramentstage erhielten auch sie ihre 
zwei Kannen spanischen Wein ls ). Die ihnen von den Bürger¬ 
meistern an gewissen Tagen der Woche gespendeten Essen 

‘) GE, fol. 20. " 

2 ) Laurent 1373. 

3 ) Ebenda 1346, S. 187. 

') Ebenda 1344, S. 159 >de tunicis famulorum magistrorum civium«. 

5 ) Ebenda 1344, S. 160; 1385, S. 297 ff. 

6 ) Janssens Chronik bei v. Fürth III, S. 9. 

7 ) Vgl. KTU. 

») RP 11. V. 1663; BP 22. I. 1684. 

9 ) RE 10. VI. 1695. — Meyer, II, Stadtreg., § 52, fol. 42. 

10 ) Verordnung des Rats vom 2. I. 1697. — ÄÄV 10, S. 28. 

”) Janssens Chronik bei v. Fürth, III. 

12 ) RP 27. XI. 1711. 

1S ) Vgl. KTU. 
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landen nach 1732 nicht mehr statt 1 ). Die Dienstwohnung eines 
Bürgermeisterdieners befand sich im 17. und 18. Jahrhundert 
in »der Uhrglocke«, neben dem Granusturm 2 ). Er hatte die 
Schlüssel zu dem Gefängnis in seinem Hause in Besitz und 
»in guete bewahr zu nehmen«. Studenten durfte er bei sich 
nicht beherbergen 3 ). 

Die Gefängnisaufseher. Die Stellung eines solchen bekleidete 
der sogenannte »Graßbewahrer«, der Hufseher der Gefangenen 
im Grashause und Verwalter dieses Gebäudes. Dienstverträge 
der Hufseher mit der Stadt sind uns bereits aus dem 15. Jahr¬ 
hundert erhalten 4 ). Die Bewachung der Gefangenen in den 
übrigen Stadtgefängnissen hatten die Stadtdiener und Sladt- 
soldaten zu besorgen. In ihrem Hmtseide 5 ) verpflichteten 
sich die »Graßbewahrer«, die Verbrecher und Schuldner, die im 
Grashause saßen, zu bewachen, sie nach »gebühr und wie sich 
solches geziemen mögte« zu verpflegen und »nach noturft mit 
unterhalt und feuerung« zu versehen. Husdrücklich war es ihnen 
verboten, den Gefangenen Bier oder Branntwein zu verab¬ 
reichen. Huch hatten sie die Befreiung der Gefangenen durch 
die vorübergehende Prozession zu verhindern und mußten bei 
den Bürgermeistern anfragen, wohin die Gefangenen während 
der Prozession zu bringen seien 6 ). Mitunter wurde das Hmt 
vorübergehend auch von weiblichen Personen bekleidet. 

Der Scharfrichter. Da bei den Germanen die Strafen an Leib 
und Leben durch Priester vollzogen wurden 7 ), kann der Stand 
des Scharfrichters in ältester Zeit keineswegs verachtet ge¬ 
wesen sein. Für diese Hnnahme spricht auch die Tatsache, 
daß bei manchen Schöffenstühlen die Verurteilten durch den 
jüngsten Schöffen hingerichtet wurden. Eine Stelle in einem 
Hachener Stadtrechtbuche (1420—1440) 8 ), nach der der »ampt- 

') Haagen, II, S. 324. 

! ) RP 20. VI. 1709. — Vgl. Bisegger, Krämviertel, S. 78. 

3 ) RP 19. I. 1713. 

*) Hm 8. VI. 1467 schloß Joh. v. Burtscheit, »den man noempt Burger- 
huyß<, am 21. XI. 1497 Joh. Ortman einen Vertrag mit der Stadt 
(Pick, ZflGV 8, S. 231 u. 245). 

5 ) GE, fol. 63. 

e ) Pick, Äus Hachens Vergangenheit, S. 176. — Haas, S. 95. 

7 ) Brunner, Deutsche Rechtsgeschichte, 2 Bde., II, S. 607. 

a ) Loersch, HRD, S. 113. 
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mann«, wenn er einen »scharprichter« in sechs Wochen und drei 
Tagen nicht herbeischaffen konnte, den Verurteilten selbst richten 
mußte, bezeugt desgleichen die ursprünglich geachtete Stellung 
des Nachrichters. Später wurde es freilich anders. Im 16. bis 
18. Jahrhundert genoß er, entsprechend dem Geiste dieser Zeit 1 ), 
die den Henker des Bürgerrechts für unfähig und sein Gewerbe 
für unehrlich hielt, auch in Hachen ein nicht allzu großes Hn- 
sehen. Die Rentkammerbücher führen ihn stets an letzter Stelle 
der städtischen Hngestellten. Meyer (um 1780) wendet sich 
denn auch im II. Teile seiner »Hachenschen Geschichten« 
gegen das ungerechtfertigte Vorurteil seiner Zeitgenossen gegen¬ 
über dem Scharfrichter 2 ). Bezeichnend für dessen Stellung und 
Ansehen in jener Zeit ist ein Vermerk im Statutenbuch der 
Stadt Trier (1593/94). In Kleidung soll sich auch der Scharf¬ 
richter »wie an vielen ansehendlichen oerthern unterschiedlichen 
verhalten, damit er vor andern erkannt werde und keinem 
ehrliebenden burger oder fremden schimpf und unglimpf wieder¬ 
fahre, wie bißweilen geschehen« 3 ). Seine Hmtsernennung er¬ 
folgte in Hachen durch den Vogtmajor und Rat 4 ). Er schwur 
nicht, wie die anderen Beamten der Stadt, »vor Gott und seinen 
lieben Heiligen« oder auf das Evangelienbuch, sondern er 
versprach nur, den »dienst trewlich [zu] verwalten, alle ge¬ 
heime Sachen, so in der achtt 5 ) oder sonst erfahren, ... in 
geheimb [zu] halten« 6 ). Huch durfte er die Stadt ohne Erlaubnis 
des Vogts und des Rates nicht verlassen. Er hatte sämtliche 
Strafen an Leib und Leben, sowohl die vom Rate der Stadt 
als die vom Schöffenstuhl verhängten, zu vollstrecken. Ob er 
auch die Frauenhäuser in der Stadt zu beaufsichtigen hatte, 
wie dies in vielen Städten der Fall war, ist nicht bestimmt, 
aber wahrscheinlich 7 ). Doch hatte er für die Reinigung des 

*) Heinemann, Der Richter und die Rechtspflege in der deutschen 
Vergangenheit, Leipzig 1900. 

! ) Meyer, II, Stadtregierung. 

■’) Rudolph, Trier (Quellen zur Rechts- und Wirtschaftsgeschichte der 
Rheinischen Städte), Bonn 1915, S. 154. - Kriegk, S. 230. In Frankfurt 
besaß er kein Bürgerrecht und erhielt nicht einmal ein ehrliches 
Begräbnis. 

4 ) Hauptvertrag 1660, art. praelim., § 14. 

5 ) Bei der Folterung. 

6 ) GE, fol. 48. 

7 ) Rachel, S. 35. — Kriegk, S. 233. 
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Marktes, der öffentlichen Plätze und Straßen in Aachen, im 
Gegensatz zu anderen Städten ‘), nicht zu sorgen, da in den 
Stadtrechnungen des 14. Jahrhunderts die Sladtdiener für diese 
Verrichtung besonders entschädigt wurden. Jedoch lag es ihm 
ob, die vom Rate verdammten ketzerischen oder revolutionären 
Schriften öffentlich zu verbrennen 2 ). Zu seiner Unterstützung 
war ihm der sogenannte Profos beigegeben, der die Missetäter 
anzugreifen, zu binden und zu schließen hatte 3 ). Die Ent¬ 
schädigung für seinen verachteten Dienst war nicht sehr hoch 4 ). 
Um 1655 erhielt er 1820 m. Gehalt und für 168 m. Kohlen 
von seiten der Stadt. Niki. Koenhoff (1713 —1716) mußte sich 
sogar mit 1061 m. begnügen. Seit Mitte des 18. Jahrhunderts 
betrugen die Einkünfte 3240 m. und 360 m. für Brand 5 ). Dazu 
hatte der Vogtmajor ihm noch eine Entschädigung zu zahlen 6 ). 
Für einzelne Diensthandlungen erhielt er ein besonderes Entgelt. 
Über diese Einkünfte sind wir für die Zeit um 1700 genau 
unterrichtet. Für Visitation einer Person standen ihm 2 Reichs¬ 
taler, für »ausstreichen« und Abhauen einer Hand je 5 Reichs¬ 
taler zu. »Vor einen zu brandmirken« bekam er 5, für Hin¬ 
richtungen mit dem Schwert 15, mit dem Strang 10, für 
Rädern 15 und für Verbrennen 25 Reichstaler. Wenn er den 
Leichnam auf ein Rad flocht oder den Kopf auf eine Stange 
setzte, entschädigte man ihn noch besonders mit 5 Reichs¬ 
talern 7 ). Für Hinrichtungen in Burtscheid erhielt er die doppelte 
Taxe, weil er dort nicht besoldet war 8 ). Auch durfte er im 
Einverständnis mit dem Bürgermeister im Gebiete anderer 
Herren Hinrichtungen vornehmen 9 ). Ob er wie an anderen 

*) Rudolph, S. 217 f. 

2 ) v. Fürth, I, S. 293. — Vgl. RP. 

3 ) Meyer, II, Stadtreg., § 52, fol. 45. 

4 ) Für die folgenden Angaben siehe KTU. 

5 ) Vgl. KTU. — Gemäß RP v. 17. VIII. 1724 wurde sein Gehalt von 
40 auf 60 Rtlr. erhöht, doch nur »für so lang dem Rat gefällig«. 

«) RP 2. III. 1722. 

7 ) Pick, ZAGV 8, S. 286. 

8 ) Käntzeler, ZAGV 4, S. 146. 

8 ) Nach PC 5. II. 1669 erlaubten die Bürgermeister dem Scharfrichter 
Johann Knoix, »daß er zu Merkstein einen auffhenken möge«. Vgl. 
PC 14. II. 1674. 
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Orten') auch in Äachen von der Stadt mit seiner Dienst¬ 
kleidung, einem roten Mantel, versehen wurde, ist nicht sicher. 
Ein Äusgabevermerk darüber findet sich in den Stadtrechnungen 
nirgends 2 ). 

Die Prokuratoren oder Sachwalter bei den städtischen Gerichten. 
Die Prokuratoren waren in älterer Zeit, auch wohl in Äachen, aus 
dem germanischen Vorsprechertum hervorgegangene, ehrsame 
Bürger, die nur geringe oder gar keine juristische Bildung besaßen. 
Noch im Jahre 1616 verlangte das Bayerische Landrecht von 
seinen geschworenen Prokuratoren nur Kenntnis im Lesen und 
Schreiben 3 ). Die Kaiserliche Landgerichts-Ordnung des Herzog¬ 
tums Franken begnügte sich damit, wenn die Prokuratoren 
»eines guten Leumuths und ehrlichen Wandels und Wesens 
und dazu zu solchem Ämt nach Nothturfft gelehrt geschickt 
und tauglich« waren 4 ). Doch erfahren wir von Samuel Stryck 
(1668), daß die Ädvokaten meist fünf, die Prokuratoren höchstens 
ein Jahr den juristischen Studien an einer Universität oblagen 5 ). 
Die Prokuratoren des 17. und 18. Jahrhunderts waren meist 
einige Jahre auf einer Kanzlei tätig gewesen oder hatten vielleicht 
auch einige Zeit die Universität besucht 6 ). Nur die vom Rate 
durch Ämtseid verpflichteten Prokuratoren konnten als Ver¬ 
treter der Parteien in Äachen vor Gericht auftreten und handeln 7 ), 
wenn sie auch in ihren schriftlichen Ärbeiten von den Ädvo¬ 
katen völlig abhängig waren. Man muß zwischen ihnen, den 
»Parteivertretern vor Gericht«, und den »nicht bevollmächtigten 
Ädvokaten, die die Parteien beraten und die Schriftsätze ver¬ 
fassen« 8 ), unterscheiden. Sie waren eigentlich »nur Handlanger, 

*) Rudolph, S. 217 f. Die Stadt Trier stellte ihrem Scharfrichter 
jährlich einen roten Mantel von 6 Ellen Trierer Tuch. Dazu erhielt 
er von allen Waren, die auf den Markt gebracht wurden, eine Abgabe. 

2 ) S. Laurent, Ä. St. R. und KTU. 

3 ) Weißler, Geschichte der Rechtsanwaltschaft, Leipzig 1905, S. 168. 

4 ) deLudolff,VariarumObservationumforensium libri,Wetzlar 1730ff., 
III, S. 25. 

*) Weißler, S. 185. 

6 ) Graß vergleicht sie treffend in bezug auf Bildung mit den heutigen 
Rechtskonsulenten, ZftGV 42, S. 31. 

7 ) PC 18. XI. 1684 »und sollen keine als Rathsveraädte procuratores 
bey der Cantzleyen, Chur- und Baumgericht und sonsten zu agiren 
admittirt werden«. 

8 ) Smend, Das Reichskammergericht, I, Weimar 1911, S. 342. 
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welche die von rechtskundigen Advokaten verfaßten, von ihnen 
selbst etwa nur abgeschriebenen Akten dem Gerichte über¬ 
gaben« 1 ). Geiler von Kaisersberg (f 1510) schreibt sehr bezeich¬ 
nend: »procurator heißt ein Fürsprech und ist der, der da redt uß 
Angeben des Advokaten« 2 ). Und für die Aachener Verhältnisse 
trifft diese Erklärung völlig zu. Des öfteren bat ein Prokurator 
um Verschiebung eines Termins, weil er infolge Abwesenheit 
seines Advokaten die »notturft« nicht fertig bekommen hätte 3 ). 
Später freilich, im 18. Jahrhundert, versahen auch geschulte 
Juristen, Advokaten, die Stelle von Prokuratoren 4 ). An den 
städtischen Gerichten Aachens waren in älterer Zeit fünf bis 
sechs, später immer sechs Prokuratoren zugelassen B ), die durch 
Amtseid verpflichtet wurden. Sie schwuren » das... procuratorium 
nach ... besten fleiß getrewlich zu beobachten undl zu verrichten, 
denen partheyen trew undt ehrbahrlich in undt außerhalb 
rechtens zu bedienen undt zu versorgen, deren Sachen befließent- 
lich nit verziehen, sonderen soviel thunlich beschleunigen, 
selbige baußen gebühr nicht übernehmen« 6 ). Außer diesem 
hatten sie bei manchen Prozessen als Vertreter ihrer Parteien 
das »iuramentum malitiae« zu schwören, daß es ihnen nur 
um die »Notturft ihrer Sache«, nicht um Verlängerung des 
Prozesses zu tun sei. Desgleichen wurde auch des öfteren das 
»iuramentum calumniae« verlangt, nämlich daß sie und ihre 
Partei eine gute Sache zu führen glaubten. Sie durften sich 
nicht in Prozessen gegen die Privilegien der Stadt verwenden 
lassen unter Strafe von 500 Goldgulden 7 ). Ein jüngerer Pro¬ 
kurator hatte alle »fiscalia, und zwarn soviel als hiesige magistrat 
betrifft« unentgeltlich zu erledigen 8 ). 

') Groß, AAV 20, S. 122. 

2 ) Weißler, S. 170. 

3 ) PC 10. IX. 1731, 17. I. 1733. 

4 ) So Advokat Urlichs, Dr. Noppeney, Dr. Quirini, Notar de Grass, 
Notar F. Fedder, Notar J. H. Pflüger. 

5 ) Rats- und Staatskalender 1779—1797. — Beim Schöffenstuhl waren 
sechs (Moser, Staatsr., S. 117, § 50), beim Send vier bis fünf ver¬ 
eidigte Prokuratoren tätig (ebenda, S. 148, § 99). 

6 ) GE, fol. 104. 

7 ) RE 8. V. 1699; RP 1. V. 1699; GE, fol. 98. 

8 ) GE, fol. 104. 
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Zeit und Ort der Gerichtssitzungen. 

In der älteren Zeit waren bestimmte Tage der Woche für 
die Abhaltung des Gerichts nicht festgesetzt. Wie sich aus den 
Protocolla consulum ergibt, fanden die Verhandlungen täglich, 
und zwar meist vormittags statt. Die Termine wurden oft auf 
Wunsch der Parteien angesetzt und verschoben *). Erst im 
18. Jahrhundert galten Donnerstag und Samstag als die eigent¬ 
lichen Verhandlungstage des Bürgermeistergerichts 2 ), doch 
fanden an den übrigen Tagen der Woche auch Sitzungen statt 3 ), 
und zwar meist täglich von 10 bis 12 Uhr vormittags und von 4 bis 
6 Uhr nachmittags 4 ). In der ältesten Zeit war das Grashaus auf 
dem Fischmarkte der Tagungsort für das Bürgermeistergericht. 
Spätestens seit 1333 hielten die Bürgermeister in ihrem Amts¬ 
zimmer, dem Hause Kleve auf dem Markte, Gericht ab 5 ). Nach 
Erbauung des Rathauses versammelte sich dort das Richter¬ 
kollegium. Seit dem Brande 1656 fanden die Sitzungen im 
Rathause, fast immer auf der Kanzlei 6 ), oft auch »auf der 
Bürgermeisterlaube« statt 7 ). 

Die Zuständigkeit des Bürgermeistergerichts. 

Eine Verordnung über die Zuständigkeit des Bürgermeister¬ 
gerichts ist uns nicht überliefert und hat auch wohl nie be¬ 
standen 8 ). Dieser Mangel an genauer Begrenzung der Befugnisse 
hat oft zu Unzuträglichkeiten und Streitigkeiten mit anderen 
Gerichten geführt. Ohne Zweifel war der Bereich der Zuständig¬ 
keit des Bürgermeistergerichts in der älteren Zeit ein enger 
und sehr begrenzter. Es war wohl im großen und ganzen, 
wie auch in anderen Städten, auf die Polizei- und niedere 
Gerichtsbarkeit beschränkt. Erst mit dem steigenden An¬ 
sehen und der wachsenden Macht des Rates und vor allem 
der Bürgermeister wurde auch sein Einfluß größer und be¬ 
deutender. Besonders kam ihm die immer mehr schwindende 

•) PC, Bd. 1744-1748, S. 52. 

s ) Rats- und Staatskalender 1779—1798. — Meyer, II, Stadtreg., § 47. 

») Vgl. PC. 

4 ) de Ludolf!, III, S. 524. — Moser, Staatsr., Kap. S. 106, § 12. 

5 ) Loersch, ZAGV 10, S. 115 ff. — Pick, Aus Aachens Vergangenheit, 
S. 247. — Haas, S. 98. 

6 ) Vgl. PC. 

7 ) PC 9. VIII. 1661. 

8 ) 91. jül. Beschwerde vom 8. V. 1773. 




Die städtische Gerichtsbarkeit. 


127 


Beliebtheit der geistlichen Gerichte und das Zurückgehen der 
Macht der Zünfte zustatten. Allmählich zog es die delicta mixti 
fori zum größten Teil in den Bereich seiner Gerichtsbarkeit 1 ) 
und maßte sich zuweilen sogar die Jurisdiktion über Vergehen 
an, für die stets nur der Send, die Zünfte oder auch der 
Schöffenstuhl allein zuständig waren 2 ). Erweitert wurden seine 
Befugnisse vor allem auch dadurch, daß der Rat eine Reihe 
von Fällen, über die er allein zu befinden halte, dem Bürger¬ 
meistergericht zur Aburteilung überwies 3 ). 

Die Zuständigkeit in Strafsachen. Für »Kriminal- und peinliche 
Sachen« waren gemäß Hauptvertrag vom Jahre 1660 in Aachen 
»von alters her« drei Gerichte, der Schöffenstuhl, das Kur¬ 
gericht und Bürgermeister und Rat zuständig 4 ). Doch hatte 
auch das Sendgericht über manche derartige Fälle zu be¬ 
finden 8 ). Sie alle übten bei diesen Vergehen eine konkurrierende 
Gerichtsbarkeit aus. Es galt für sie und für die Parteien das 
Recht der Prävention. War eine Klage bei einem der zustehenden 
Gerichte einmal anhängig, so durfte ein anderes darüber nicht 
mehr befinden 6 ). Für die Zuständigkeit des Gerichts in bezug 
auf Personen und den Tatort galt dasselbe wie beim Rats¬ 
gericht. In bezug auf strafbare Handlungen war die Zuständig¬ 
keit der Bürgermeistergerichte in den einzelnen Städten eine 
völlig verschiedene. Bald urteilten sie wie in Maastricht 7 ) über 
Schuldforderungen aller Art, Teilungen von Erbschaften, Zehnt-, 
Zins- und Rentenstreitigkeiten, oder wie in Köln 8 ) über Polizei- 

*) Frohn, S. 39, 45. 

2 ) So urteilte es über Schmähreden von Frauen untereinander, die 
gemäß Sendordnung 1331 (Loersch, ARD S. 47, § 11, 13) nur dorthin 
gehörten. PC 29. VI. 1657, 10. IX. 1670, 4. XI. 1706. 

3 ) RP 24. IV. 1692 »zur Cantzley verwiesen«, 12. V. 1684 »zu hh. 
Bürgerm. remittirt«. — 2. III. 1662; 1. IV. 1697. — Die 91. jül. Beschwerde 
vom 8. V. 1773 war! der Stadt vor, das Bürgermeistergericht maße 
sich die Gerichtsbarkeit über Vergehen an, über die nur der Rat zu 
belinden habe. 

4 ) Hauptvertr. 1660, artic. XXII. 

6 ) Loersch, ARD, S. 44 ff. 

6 ) PC 13, VIII. 1763 »weilen die Sache bei scheffenstuhl befangen, 
wird sie ad jud. praevent. verwiesen«. — Vgl. PC 16. II. 1702. 

7 ) Flament, a. a. O., S. 19. 

8 ) Ratjen, a. a. O., S. 139. 




128 


Hermann Wirtz: 


und Schuldklagen, oder wie in Straßburg 1 ) über Friedens¬ 
störungen und Schuldklagen, oder wie in Düren 2 ) nur über 
Übertretungen von Verordnungen und Fälschungen der Maße 
und Gewichte. Bald ist der Bereich der Gerichtsbarkeit größer, 
bald kleiner. 

In Rachen unterlagen der Jurisdiktion des Bürgermeister¬ 
gerichts zunächst sämtliche Übertretungen obrigkeitlicher Erlasse 
und Befehle. Derartige Fälle beschäftigten sehr oft das Gericht 
und waren mannigfaltigster Rrt. So wurde am 23. November 
1754 ein Mann zur Verantwortung gezogen, weil er ohne Er¬ 
laubnis Vieh geschlachtet und das Fleisch verkauft hatte 3 ). Mit 
sechs Goldgulden Strafe wurde ein Bürger belegt, der ohne Vor¬ 
wissen der Bürgermeister einem Fremden ein Zimmer »ver- 
hauret« 4 ) hatte 6 ). Wegen verbotenen »Lombardhaltens« wurde 
jemand mit 10 Goldgulden bestraft 6 ). Theod. Krebs mußte 5 Gold¬ 
gulden zahlen, weil er Brot »2 m. über die festgesetzten preis« 
verkauft hatte 7 ). Eine Strafe von 2 Goldgulden traf Franz Meeßen, 
»weil er sich unterfangen hatte«, am St. Salmannstage ein 
öffentliches Tanzspiel in Würselen abzuhalten 8 ). Bestrafung 
trat auch ein gegen Leute, die »sich nächtlicher weyle gegen 
verholt so spath im wirtshauß« aufhielten 9 ). Klagen wegen 
Hazardspiels 10 ), verbotenen Scheiben- 11 ) und Taubenschießens 12 ) 
oder wegen Jagdfrevels 13 ) und Jagens zu verbotener Zeit 14 ) be¬ 
schäftigten des öfteren das Gericht. 

Ruch kleinere Vergehen gegen die Ruhe und Sicherheit in der 
Stadt gelangten beim Bürgermeistergericht zur Rburteilung. So 
wurden am 30. Dezember 1705 einige Leute wegen »verübter 

') Die Chron. d. d. Städte, Bd. 8, S. 25. 

2 ) Brüll, Chronik, S. 32. 

3 ) PC 23. XI. 1754. 

4 ) = vermietet. 

5 ) PC 20. X. 1770. 

°) PC 27. XI. 1788. 

7 ) PC 2. VIII. 1793. 

8 ) PC 8. V. 1794. 

•) PC 21. XI. 1748. 

10 ) PC 1. VIII. 1793. 

“) PC 14. X. 1748. 

la ) PC 11. IV. 1681. 

13 ) PC 16. IX. 1793, 26. VI. 1794. 

“) PC 19. IX. 1772. 
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nächtlicher muthwillen« mit 3 Goldgulden bestraft 1 ). Peter 
Meniens mußte für seinen Sohn wegen »verübter batzerey« 2 ) 
1 Reichstaler zahlen 3 ), ln eine Strafe von 100 Goldgulden wurde 
Joh. Klocker genommen wegen »auf freyen Straße nach der 
pforten-glocke gethanenem schießen und begangenen groben 
exceßen« 4 ). Vor allem gehörten zur Gerichtsbarkeit des Bürger¬ 
meistergerichts Beleidigungen und Verleumdungen der Bürger 
untereinander 5 ). In vielen dieser Fälle kam es durch Ver¬ 
mittlung der Bürgermeister oder auch auf Anregung der Parteien 
zu einem Vergleich 6 ). Oft endete die Verhandlung mit der 
Verurteilung einer oder auch beider Parteien bei gegenseitiger 
Beleidigung meist zu einer Geldstrafe. Am 24. September 1697 
zahlten beide Parteien wegen gegenseitiger Schimpf- und Schelt¬ 
worte einen Goldgulden »an die armenbüchse« 7 ). Mich. Nier- 
mann hatte einen anderen als Heuchler geschimpft und mußte 
diese Verleumdung öffentlich widerrufen 8 ). Sehr zahlreich waren 
auch die zur Verhandlung kommenden Fälle wegen tätlicher 
Beleidigung 9 ), beabsichtigter oder ungewollter Verwundung und 
wegen fahrlässiger Tötung. Es handelte sich meist um Delikte, 
wenn auch nicht tötlichen Ausgangs, so doch schwererer Art, 
bei denen der Kläger »erbärmlich zugerichtet« 10 ) oder ihm »die 
rieb im lieb« zerschlagen worden waren 11 ), und die Folgen 
hohe »barbierkösten« 12 ) und lange Arbeitsunfähigkeit waren. 
Peter Schönen hatte die Johanna Haussen »übel mit schläg 
ahm köpf tracktiert« und wurde zur Ersetzung der ärztlichen 

9 PC 30. XII. 1705. 

s ) = Unfug. 

3 ) PC 29. I. 1660. 

4 ) PC 22. X. 1706. 

5 ) Hermandung, a. a. O., S. 67. Beleidigungen von Zunftmitgliedern 
untereinander wurden in erster Instanz durch die Zunftgerichte ent¬ 
schieden, doch zog das Bürgermeistergericht im 17. und 18. Jahr¬ 
hundert die meisten derartigen Sachen in den Bereich seiner Gerichts¬ 
barkeit. 

8 ) PC 18. VII. 1744, 24. X. 1744, 21. XI. 1748. 

’) PC 24. IX. 1697. 

8 ) PC 30. X. 1745. 

9 ) PC 7. X. 1659, 15. XII. 1663, 16. IV. 1681, 26. IX. 1744, 18. VI. 1746. 

10 ) PC 29. VII. 1745. 

n ) PC 19. IV. 1674. 

ls ) = Arzlkosten. 


Zeilschr. d. Aachener Geschichtsvereins 43. 
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Kosten und zu einem Reichstaler an die Klägerin für »ange- 
thane Schmach« verurteilt 1 ). Wegen »verübter grausahmer 
schlägerey« zwischen Merten Pütz und Peter Bingeis zahlten 
beide 20 Goldgulden 2 ). Witwe Stokitt mußte für ihren Sohn, 
der einem P. G. Spengler durch einen »zugefügten unglück¬ 
lichen Schuß« das Augenlicht geraubt hatte, eine Rente von 
wöchentlich 3 Gulden aussetzen 3 ). Ein »alter frommer mann«, 
Nelliß von Hönningen, der einen gewissen Johannßen Bayer 
erschossen hatte, wurde, da die Tat »nicht muthwillig, sondern 
unversehen geschehen, ex singularia gratia pardonirt und frey¬ 
gesprochen« 4 ). 

Auch Streitigkeiten von Frauen untereinander und zwischen 
Mann und Weib, bei denen letzteres die Schuld trug, zog das 
Bürgermeistergericht in den Bereich seiner Zuständigkeit, trotz¬ 
dem für sie »von alters her« der Send allein zuständig war 6 ). 
Viele derartige Klagen wurden durch Vergleich 6 ) erledigt, 
doch manche gelangten auch zur gerichtlichen Aburteilung 7 ). 
So wurden der Maria Schwanen, weil sie der Cath. Hox »hinder- 
rücklich fälschlich nachgeredt« hatte, zwei Bittwege nach 
Cornelimünster auferlegt 8 ), da sie »in aere 9 ) nitt zu zahlen 
hatte«. Auch Schlägereien und Verwundungen von Frauen 
untereinander beschäftigten des öfteren das Bürgermeister¬ 
gericht 10 ). So wurde »Schewrmans haußfrau«, weil sie die 
Klägerin »tödtlich verwondet« hatte, zur Bezahlung der »medici- 
und chyrurghi-kosten« und daneben zu 10 Goldgulden »ad usus 
pauperum« 11 ) verurteilt 12 ). Frau Schwarz mußte wegen »Streitig¬ 
keit und schlägerey« an den Tambour Laur zwei Reichstaler 
zahlen ’ 3 ). Engel Schürmann hatte der durch »zugefügte schlägerey 

l ) PC 16. VII. 1705. 

*) PC 2. XII. 1705. 

3 ) PC 1. IV. 1745; ähnlicher Fall 17. XII. 1744. 

4 ) PC 21. VIII. 1686. 

5 ) Loersch, ARD, S. 47, § 11, 13. 

6 ) PC 16. IX. 1664, 4. VII. 1702, 19. X. 1748. 

7 ) PC 22. I. 1671, 7. V. 1763. 

8 ) PC 10. IX. 1670. 

8 ) = in Geld. 

10 ) PC 13. VII. 1793. 

“) = für die Armen. 

1J ) PC 30. VI. 1657. 

i3 ) PC 29. XII. 1721. 
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bettlägerig gewordenen wittib Fliegen« den »barbierlohn« zu 
ersetzen und täglich einen Schilling zu geben'). 

Auch Beleidigungen und respektwidriges Verhalten von Bürgern 
und Fremden gegenüber der städtischen Obrigkeit und den Beamten 
unterlagen der Jurisdiktion der Bürgermeister 2 ). So wurde des 
»Paulus Borck ehefrau«, weil sie auf der Kanzlei dem Bürger¬ 
meister gegenüber »den respeckt verlohren« hatte, in eine Strafe 
von einem Goldgulden genommen 3 ). Ein »reformirter« Haupt¬ 
mann Joh. Jörg Stope, der wider Bürgermeister und Magistrat 
»mit schelten und schmähen zuviel getan« hatte, wurde zwei 
Tage eingesperrt und, nachdem er um Verzeihung gebeten und 
versprochen hatte, »sich nicht [zu] revengiren«, aus der Stadt 
entlassen 4 ). Eine ähnliche Strafe hat Agnes Roßeier wegen des 
gleichen Vergehens gefunden 6 ). Ein Bauer aus Büttgenbach 6 ), 
der öffentlich erklärt hatte, der Aachener Magistrat »wäre gut 
französisch« gesinnt, wurde verhaftet, später aber entlassen, 
»wiewol er eine große straff meritirt« hatte, da einige Zeugen 
ihn für schwachsinnig erklärten 7 ). Der Schörer 8 ) Joh. Zimmer¬ 
mann mußte einen Goldgulden zahlen, weil er sich auf der 
Laube 9 ) gegen die Greven der Zunft respektlos verhalten 10 ). 
Mattheiß Krieger, der »wider greven und meistere hiesiger lein- 
weberambachts sich mitt nachtheilig und iniuriosen wörttern ver¬ 
gangen« hatte, wurde, nachdem er alles zurückgenommen hatte, 
zu 4 Reichstaler Strafe verurteilt 11 ). Wegen Widersetzlichkeit 
gegen den Ratsdiener Drießen wurde die Tanzspielgesellschaft 
zu Weiden mit 2 Goldgulden bestraft 12 ). 

Auch kamen mitunter Fälle wegen Unterschlagung , Schmuggelei 
und Diebstahls, die als delicta mixti fori früher meist in den 

‘) PC 4. XI. 1706. “ 

s ) Doch wurden Beleidigungen gegen Schöffen nur vom Schöffen¬ 
stuhl abgeurteilt (Noppius, III, S. 59 f.), PC 22. VIII. 1685. 

8 ) PC 18. X. 1702. 

4 ) PC 14. IV. 1685. 

5 ) PC 3. I. 1699. 

6 ) Kreis Malmedy. 

7 ) PC 23. IV. 1677. 

8 ) = Tuchscherer, vgl. Kley, S. 122. 

9 ) Amtszimmer der Greven. 

10 ) PC 30. IX. 1762. 

“) PC 22. I. 1661. 

ia ) PC 26. VI. 1790. 
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Bereich der Sendgerichtsbarkeit gehört hatten, zur Hburteilung. 
Doch waren sie nicht häufig und fast alle leichterer Art. So 
mußte ein Glockengießer, der einen Teil der gelieferten Metall¬ 
speise unterschlagen hatte, diese ersetzen ')• Math. Radermacher, 
aus Holset 2 ) gebürtig, wurde auf »buschdieberey« ertappt und 
eingesperrt 3 ). Wegen »ganz verdeckt zur defraudation hiesiger 
wag« geschehener Schmuggelei mußte der Angeklagte 50 Gold¬ 
gulden zahlen 4 ). Cath. Zanders wurde wegen Diebstahls »auf 
gethanenem fußfall und versprochener besserung« hin, »par- 
donirt«, ihr aber aufgegeben, sich aus der Stadt zu entfernen 6 ). 

Sogar über Ehesachen und Eheslreitigkeilen, über die sonst 
nur das Sendgericht zu befinden hatte 6 ), maßte sich das Bürger¬ 
meistergericht richterliche Befugnisse an. Vielleicht hatte die 
Schwäche des Sendgerichts, dem ja an sich stärkere Straf¬ 
mittel nicht zur Verfügung standen, ein Einschreiten des Rates 
und der Bürgermeister gegen die getrennt lebenden Eheleute 
veranlaßt 7 ). So wurde einem Ehepaar »ernstlich anbefohlen, 
daß sie als mann und weib, so eine zeit lang von einander 
gewesen, sich reconcilijren sollen«, worüber zwei Bürger »mit 
Zuziehung eines geistlichen herrn« zu berichten haben 8 ). Äuch 
über die Pressevergehen scheint das Bürgermeistergericht richter¬ 
liche Befugnisse ausgeübt zu haben. So ging es gegen den 
Buchdrucker Saint Hubin 9 ) vor, weil bei ihm ein Zeitungsblatt 
gedruckt worden war, das »abscheuliche Verleumdungen gegen 
den kaiser Leopold II. und das haus Österreich« enthielt 10 ). 

Die Zuständigkeit in Zivilsachen. In Personal- und Schuldforde- 
rungen und in Streitigkeiten wegen Renten und Zinsen waren 

*) PC 23. II. 1683. 

2 ) Bei Vaals. 

3 ) PC 3. III. 1762. 

4 ) PC 21. VI. 1770. 

s ) PC 13. X. 1704. 

6 ) Bulle des Papstes Innozenz VIII. v. 11. III. 1488. — Vgl. Pet. ä Beeck, 
Äquisgranum sive historica narratio ... Hquensis civitatis, Hquis- 
grani 1620, S. 13. 

7 ) Frohn, S. 46. 

8 ) PC 26. VI. 1682. 

9 ) Saint Hubin war Franzose, er hatte 1784 das erste »Lesekabinet« 
in Hachen errichtet. — Vgl. über ihn Haagen, II, S. 464. 

10 ) PC 30. XII. 1790. — Sonst hielt sich das Sendgericht für Presse¬ 
vergehen zuständig. Frohn, S. 48. 
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Schöffenstuhl und Bürgermeister beziehungsweise Baumgericht 
»iudicia concurrentia«. Es stand der klagenden Partei frei, beim 
Schöffengericht oder beim Bürgermeistergericht ihr Recht zu 
suchen ohne Rücksicht darauf, ob der Beklagte Bürger der 
Stadt oder Fremder, ob er Christ oder Jude') war. War eine 
solche Klage bei einem der Gerichte einmal angestrengt, so 
mußte die Sache auch dort bis zum Endurteil verhandelt werden 2 ). 
Schuldforderungen beschäftigten sehr oft das Bürgermeister¬ 
gericht 3 ). Doch war darin vor allem das Baumgericht mit 
ihm konkurrierendes Gericht, bei dem jedoch nur Forderungen 
über 36 Gulden 1 ) zum Bustrag kamen. 

Für Streitigkeiten über Lohn und Gehalt zwischen Dienstboten 
und Dienstherren waren Bürgermeister und Rat allein zuständig 5 ). 
Buch die zur Verhandlung gekommenen Fälle dieser Brt waren 
sehr zahlreich 0 ). Meist mußte der Dienstbote, wenn er im 
Unrecht war, auf die Bedingungen seines Herrn eingehen oder 
er durfte innerhalb Stadt und Reich keinen Dienst mehr an¬ 
nehmen. Wurde der Dienstherr für schuldig befunden, so mußte 
er den vorenthaltenen Lohn auszahlen. Buch Lohnstreitigkeiten 
zwischen Meister und Gesellen der Zünfte fanden des öfteren 
vor dem Bürgermeistergericht ihre Erledigung, und zwar in 
erster Instanz 7 ). Desgleichen kamen Streitigkeiten der ver¬ 
schiedenen Zünfte untereinander über Bmbachtsgerechtsame, 
über Wahlen der Greven 8 ), die oft zu großen Tumulten führten, 
vor dem Bürgermeistergericht zur Aburteilung 9 ). Besonders zahl¬ 
reich beschäftigten die Streitigkeiten der Bkzispächter mit Kauf¬ 
leuten wegen Hinterziehung der Abgaben, Konfiskation der Güter 
usw. das Bürgermeistergericht 10 ). Die Entscheidung über Mühlen- 

*) PC 16. XI. 1792. 

3 ) Hauptvertr. 1660, artic. XVII, § 1.— Vgl. Jus Statutarium Bquense, 
fol. 65. 

’) PC 9. VIII. 1669, 16. I. 1686, 24. IX. 1698, 22. VII. 1744, 1. VI. 1793, 
21. VI. 1794. 

‘) Regl. pro Secretario iudicii arborei v. 15. V. 1747 (Arch. Bach., 
Druckschriften-Sammlung, Nr. 31), 91. jül. Beschwerde v. 8. V. 1773. 

6 ) Hauptvertr. 1660, artic. XVII, § 2. — Jus Statutarium Bquense, fol. 70. 

6 ) PC 17. XI. 1699, 27. III. 1745, 9. XI. 1748. 

7 ) PC 5. I. 1746, 21. XI. 1748, Hermandung, S. 63 u. 67. 

8 ) PC 20. XI. 1681, 27. IX. 1721, 6. X. 1763; Greven = Vorsteher. 

») PC 20. VI. 1763. 

10 ) PC 7. IX. 1744, 7. V. u. 5. VI. 1722. 
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und Wassergerechtsame im Reiche flachen stand jedoch nicht 
den Bürgermeistern, sondern den Lehnrichtern zu'). fluch 
besaß das Bürgermeistergericht noch eine Reihe Befugnisse, 
die zwar nicht rein richterlicher Natur waren, aber doch in 
das Rechtsleben eingriffen. So kam die Genehmigung von Vor¬ 
mündern und die Aufsicht über deren Tätigkeit — ehemals ein 
Reservat des Rates — immer mehr in den Bereich der bürger¬ 
meisterlichen Gerichtsbarkeit 2 ). Des öfteren verwies das Bürger¬ 
meistergericht denselben ihre Nachlässigkeit und Pflichtver¬ 
gessenheit. flm 18. Juni 1789 erhielten zwei Vormunde einen 
Verweis, weil sie ein Inventar über die Möbel der ihnen 
anvertrauten Kinder noch nicht angefertigt hatten 3 ). fluch be¬ 
durfte es zum Verkauf von Eigentum unmündiger oder minder¬ 
jähriger 4 ) Kinder stets der Erlaubnis des Gerichtes 6 ). Die Bürg¬ 
schaften für flkzispächter, Wegegeldeinnehmer und für den 
Kauf des Holzes aus dem Reichswalde mußten beim Bürger¬ 
meistergericht geleistet werden 6 ). Desgleichen wurden die Ver¬ 
träge der Werbeofiiziere mit den geworbenen Aachener Bürgern 
und manche Testamente in die Protokollbücher des Bürger¬ 
meistergerichts eingetragen, um ihre Rechtskraft zu sichern 7 ). 

Das Bürgermeistergericht als Berufungs- und Reoisionsinstanz. 
Als Berufungsinstanz kam das Bürgermeistergericht zunächst 
in Betracht für Entscheidungen der Kur- und Marktmeister 8 ). 
So appellierte Theis Quarten gegen ein Urteil der Marktmeister 
vom 22. November 1684 an die Herren Bürgermeister 9 ), fluch 
Hendrich Klinker wandte sich von den Marktmeistern zunächst 
an die Bürgermeister und dann an den Rat 10 ). Desgleichen 
gingen Beschwerden gegen die Urteile der Zunftgerichte grund- 

') Moser, S. 150, § 109. 

s ) RP 14. II. 1697; PC 18. VII. u. 1. VIII. 1744. 

*) PC 18. VI. 1789. 

*) Unmündig waren nach dem flach. Recht Knaben bis zum 14., 
Mädchen bis zum 12. Jahre, minderjährig bis zum 25. Jahre. Ordn.von 
Vormündern u. Versorgern v. 10. IX. 1573 (flllg. Akt. 966). 

5 ) PC 23. IV. 1714, 3. XI. 1722, 29. XII. 1727. 

8 ) PC 11. III. u. 25. X. 1756. 

7 ) Vgl. PC. 

8 ) PC 10. V. 1794 »ist erkannt, daß beklagter dem spruch der h. h. 
brotmarktmeister zu vollthun schuldig sey«. 

9 ) PC 20. XI. 1684 u. im Marktmeisterbuch (Stadtarchiv flachen). 

10 ) Marktmeisterbuch 29. XI. 1768. 



Die städtische Gerichtsbarkeit. 135 

sätzlich an das Bürgermeistergericht 1 )- Huch für Urteile des 
Militärgerichts, für die Entscheidungen der Vorgesetzten der 
Stadttruppen war das Bürgermeistergericht Hppellationsinstanz 2 ). 
Berufungen vom Baumgericht an das Bürgermeistergericht 
kamen auch des öfteren vor 3 ). Doch wandte man sich von 
dort meist sofort an den Rat. Revisionsinstanz war das Bürger¬ 
meistergericht mit anderen Gerichten zusammen für Urteils¬ 
sprüche des Sendgerichts. Innerhalb sechs Wochen mußte der un¬ 
befriedigte Teil je eine Revisionsschrift beim Bürgermeister- und 
Sendgericht und beim Schöffenstuhl mit Hngabe der Gründe 
einreichen. Daraufhin beauftragten die genannten drei Gerichte 
bei gemeinsamer Zusammenkunft zwei bis vier Rechtsgelehrte 
mit der Untersuchung und Entscheidung des Falles 4 ). 

Strafen des Bürgermeistergerichts. 

Bei dem Mangel an jeder Verordnung auch über das Maß 
der Strafen war der Willkür der Richter in der Zumessung 
derselben weitgehendste Freiheit gelassen. Sie erteilten ihre 
Urteilssprüche, wie allgemein im Mittelalter, nach überliefertem 
Brauche. Und auch in späterer Zeit gaben die deutschen Rechts¬ 
bücher, vor allem die Karolina, ihnen nur allgemeine Richt¬ 
linien, die sie befolgen konnten, aber nicht mußten. So geschahen 
die Verurteilungen beim Bürgermeistergericht nicht streng nach 
den Paragraphen des Gesetzbuches, sondern menschliches Ver¬ 
stehen und menschliches Fühlen beeinflußten des öfteren die 
richterlichen Entscheidungen in strafmilderndem Sinne. Des 
öfteren verziehen die Bürgermeister einem Hngeklagten »nach 
gethanenem fußfall ex speciali gratia vor diesmal« mit der 
Warnung, daß im Wiederholungsfälle »wider ihn nach ge¬ 
ziemender rigor« verfahren werden sollte 5 ). Ein wegen »gewal- 
tätigen, subordinationswidrigen betragens« gegenüber seinem 
Leutnant verhafteter Soldat wurde auf seine Reue und sein Ver¬ 
sprechen hin mit einer bloßen Verwarnung entlassen 6 ). Eine 
Person, die wegen Diebstahls angeklagt war, richtete man, 

‘) PC 31. VII. 1762; Hermandung, S. 69. 

J ) v. Kempen, ZftGV 34, S. 294. — Haagen, II, S. 278. 

*) PC 22. VI. 1663,21. VIII. 1684,6. IV. 1699,1. III. 1669 bei »einem hand- 
griefflichen error des baumgerichts« entscheidet der Bürgermeister. 

4 ) Frohn, S. 49. 

”) PC 25. VI. 1704. 

*) PC 7. VIII. 1794. 
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gerührt durch ihr Bitten und Flehen, nicht nach der Strenge des 
Gesetzes, sondern verwies sie nur aus der Stadt ')• Schuldner, 
die »sich ileißig bemüht, damitt [sie] den creditoren Zahlung 
leisten möchten, aber bißhieher damitt noch nicht [hatten] 
zurecht kommen können«, wurden nicht verhaltet, sondern 
man verlängerte ihnen die Frist, ihren Verpflichtungen nach¬ 
zukommen 2 ). fluch einige Spuren des in der mittelalterlichen 
Rechtsprechung so sehr verbreiteten Gnadebittens 3 ) finden sich 
in den Protokollen des Bürgermeistergerichts. Eine Frau saß 
wegen Beleidigung des Bürgermeisters Chorus, seiner Frau 
und der Magd im Grashause. Auf ihre und des Pfarrers von 
St. Jakob Bitten wurde sie aus der Haft entlassen und weiter 
nicht bestraft 4 ). Auf Bitten seines Offiziers ließ das Bürger¬ 
meistergericht einen Soldaten, der sich in der Stadt »einige 
exzesse« erlaubt hatte, straflos ausgehen 5 ). 

Entsprechend dem Geiste der Zeit, die ein Verbrechen für 
gesühnt hielt, wenn der dadurch Benachteiligte befriedigt war 6 ), 
finden wir meist eine Verurteilung zur Zahlung einer Vergütung 
für »schmertzen und pein«, für »angethanene schmach« und 
für Versäumnis und Unkosten. Nachdem ein Angeklagter die 
Verleumdungen gegen die Greven des Schusterambachts wider¬ 
rufen hatte, mußte er den Beleidigten und den unterschriebenen 
Notaren »einen versöhndrunck fried- und freundlich tun« 7 ). 
Johann Tracktier wurde, weil er der Susanne Langmann »mit 
einem fueß einen stoß, ab welchem sie einen brucht bekommen« 
beigebracht hatte, zur Zahlung von jährlich 20 Reichstaler an 
die Verletzte, solange sie lebte, der Gerichtskosten, der Medi¬ 
kamente und »barbierkosten« verurteilt 8 ). »Vor die schmertzen« 
mußte Joh. Derichs der Frau Jak. Millers, der er »ein blaues 
äuge« geschlagen hatte, einen Goldgulden zahlen 9 ). Häufig 
waren auch Strafen »zu behueff der a rm enbüxe « ,0 ). Wegen 

1 ) PC 13. X. 1704. 

2 ) PC 9. XI. 1744. 

s ) Vgl. Schu<5, ZÄGV 40, S. 143 ff. 

*) PC 6. V. 1678. 

6 ) PC 18. VIII. 1704. 

6 ) Schutt, a. a. 0., S. 147. 

’) PC 13. III. 1684. 

8 ) PC 5. XI. 1669. 

9 ) PC 8. I. 1722. 

10 ) PC 7. X. 1659, 20. IX. 1686, 6. V. 1678, 3. IX. 1706. 
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Beleidigung eines Werkmeisters wurde dem Ängeklagten auf¬ 
erlegt, »an die armen weißen« zehn Müdt Korn zu geben '). 
Frau Joh. Beckers mußte wegen »außgegossener und verflogener 
wortt« den »armen weißenkindern« einen Malter Korn über¬ 
lassen 2 )- Dr. Geyer hatte »ad pios-usus« 200 Goldgulden zu 
entrichten, weil er »aus böser Information« behauptet hatte, 
ein Mann sei infolge der von Dr. Blondell verschriebenen 
giftigen Pillen gestorben 3 ). 

Doch kamen Ende des 17. und im 18. Jahrhundert auch 
Geldstrafen, die in die Gerichtskasse flössen, nicht selten vor 4 ). 
Sie wurden meist bis zu einer Höhe von 30 Goldgulden 5 ) 
oder 100 Reichstalern 6 ), ausnahmsweise auch 100 Goldgulden 7 ) 
verhängt. Ruch konnte diese Geldstrafe in Lieferung von 
Naturalien umgewandelt werden. So mußte der Schrörermeister 
Joh. Zimmermann, der statt eines fünf Gesellen gehalten hatte, 
an Stelle von 12 Goldgulden der Zunft vier halbe Tonnen Bier 
liefern 8 ). Bei leichteren Übertretungen begnügten sich die Richter 
mit einer Verwarnung 9 ), einem Verweis 10 ), oder sie verurteilten 
den Ängeklagten zur Äbbitte, zur Zurücknahme der Beleidigung 
oder zu öffentlichem Widerruf 11 ). Vor allem trat letztere Strafe 
ein bei Leuten, die sich vor Gericht weigerten, eine Beleidigung 
zurückzunehmen 12 ). Einem Verurteilten, der seine Sache beim 
Schöffenstuhl anhängig machen wollte, da er glaubte, dort 
eher sein Recht zu finden, wurde das »perpetuum Silentium« 
auferlegt 13 ). Er durfte in dieser Sache nirgendwo mehr klagen. 
Die gleiche Strafe traf manche Kläger, die bei der Verhandlung 
der von ihnen angestrengten Prozesse trotz mehrmaliger Ladung 
nicht erschienen. 

*) PC 19. I. 1657, 6. X. 1671. 

2 ) PC 9. V. 1675. 

s ) PC 24. X. 1658. 

4 ) PC 20. VI. 1757, 16. VIII. 1768, 1. X. 1748. 

5 ) PC 25. X. 1771. 

6 ) PC 14. V. 1773. 

7 ) PC 5. V. 1735, 23. II. 1760. 

8 ) PC 5. VI. 1762. 

9 ) PC 26. V. 1702, 25. VI. 1704. 

,0 ) PC 25. XI. 1769, 15. VI. 1793, 10. IV. 1794. 

“) PC 18. II. 1698, 30. IV. 1722, 30. X. 1745, 26. II. 1789. 

“) PC 30. X. 1745. 

1S ) PC 4. X. 1759. 
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Mit Freiheitsentziehung, die im Mittelalter als Strafmittel im 
allgemeinen nicht üblich war 1 ), bestrafte auch das Bürger¬ 
meistergericht in früheren Jahrhunderten fast gar nicht, während 
sie im 18. Jahrhundert, vor allem in der zweiten Hälfte des¬ 
selben, recht häufig war 2 ). Meistens waren es Soldaten der 
Stadtmiliz, die in dieser Weise bestraft wurden, doch fand diese 
Strafe auch auf Bürger Änwendung. Hm 11. Februar 1779 wurde 
ein gewisser Vooß »wegen tumultuarischen betragens« zu acht¬ 
tägigem Kerker bei Wasser und Brot »auf der Halle« verurteilt 3 ). 
Der »inhaftierte« Urlichs wurde wegen Ruhestörung »auf 3 
tägen im kerker nr. 1« eingesperrt*). Wegen Holzdiebstahls 
im Walde wurde Quirin Pütz »zum abschröckenden beispiel« 
mit 14 Tagen Hrrest bestraft 5 ). Häufig fand sich die Gefängnis¬ 
strafe bei Leuten, die ihren Zahlungsverpflichtungen nicht nach¬ 
kamen. Die wegen Schuldforderungen »inhaftierten« Personen 
mußten so lange im Gefängnis verbleiben, bis sie ihren Gläubiger 
befriedigt hatten. Jedoch konnte zur Zeit »der Freiheit«, die 
für hohe Feste von der Vesper des vorhergehenden Tages bis 
zur Vesper am Feiertage selbst 6 ) und für die 14 Tage der 
Heiligtumsfahrt 7 ) galt, niemand einer Schuld wegen verhaltet 
werden. Für diejenigen, die »der erlegung der kosten an die 
obsiegende partei« nicht nach kamen, bestand noch eine Strafe, 
die man »zwischen die Türen setzen« nannte und die bis zum 
Umbau des Rathauses (1727) beim Bürgermeistergericht ge¬ 
bräuchlich war. Die Verurteilten mußten bis zur Zahlung der 
Kosten im Rathause zwischen zwei eisernen Türen verbleiben 8 ). 

Oft finden wir als Strafe auch das Verbot, weiter in der 
Stadt Dienst anzunehmen 9 ), innerhalb des Stadtgebietes weiter¬ 
hin zu arbeiten oder ein Handwerk zu betreiben, und zwar 
für die verschiedenartigsten Vergehen, so für Ruhestörung, 
Streik, Ungehorsam und Widersetzlichkeit gegen Dienstherm 

■) Boos, II, S. 360. 

2 ) PC 13. VI. 1793. 

3 ) PC 11. II. 1779. 

4 ) PC 22. I. 1789. 

5 ) PC 20. VI. 1793. 

6 ) Noppius, I, S. 131 f. 

7 ) Ebenda, S. 136. 

8 ) Pick-Laurent, a. a. 0., S. 71. 

°) PC 11. IV. 1793. 
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oder Obrigkeit. Wilh. Pelzer wurde wegen »desertion seines 
dienstes alle bedienungen in hiesiger botmäßigkeit auf jahr 
und tag« verboten ')• Weil eine Magd sich »ohnanständig auf¬ 
geführt« hatte, wurde ihr befohlen, den Dienst auf Jahr und 
Tag zu verlassen 2 ). Einige Schörersgesellen, die nicht arbeiten 
wollten und andere von der Arbeit abhielten, wurden auf Klage 
ihres Meisters hin ermahnt, sofort zu ihrer Arbeit zurückzu¬ 
kehren, widrigenfalls »sie als stöhrer der ruhe beym köpf 
ergriffen« und ihnen die Arbeit auf Jahr und Tag untersagt 
würde 3 ). Mehrere Gesellen wurden »allhier in der Stadt hand- 
werkeren und bürgerschaft« verlustig erkannt, weil sie sich 
weigerten, mit einem anderen Gesellen zusammenzuarbeiten 4 ). 
Eine Aberkennung der Bürgerrechte findet sich sonst in den 
Protokollen nicht. Eine beim Bürgermeistergericht nur selten 
angewandte Strafe war die Verweisung aus Stadt und Reich. 
Sie wurde meist nur gegen Fremde, und zwar vor allem wegen 
Ungehorsams gegen die Stadtobrigkeit ausgesprochen. So wurde 
einigen Gesellen »angeraten, die Stadt zu räumen« 6 ). Cath. 
Zanders wurde auf flehentliches Bitten hin wegen ihres Dieb¬ 
stahls »pardoniert«, ihr aber befohlen, sich aus der Stadt zu 
entfernen »und sich dahier nicht mehr finden zu lassen« 6 ). 

Auch Körperstrafen fanden sich selten beim Bürgermeister¬ 
gericht, wenigstens für die Zeit nach 1656, über die wir genau 
unterrichtet sind. Nach Urteilsspruch des Bürgermeistergerichts 
vom 30. März 1793 7 ) wurden die Grenadiere Horstmann und 
Pesch, weil sie abends zwischen 10 und 1 1 Uhr einen Mann 
überfallen hatten, mit »zwölf ruthschlägen allsofort« bestraft 8 ). 
Sonstige Leibesstrafen, wie Verstümmelungen, finden sich in den 
erhaltenen Protokollen nicht. Nur Guilleaume Simonis, der des 
»Bodenmachers frau« auf offener Straße »molestiert« hatte, 

‘) PC 16. VII. 1748. 

а ) PC 11. XII. 1762. 

8 ) PC 7. I. 1747. 

4 ) PC 9. XII. 1747. Dieser Geselle hatte bei einem Meister, der »faul¬ 
gemacht«, d. h. von den Gesellen boykottiert war, gearbeitet und war 
dadurch in Verruf geraten. 

5 ) PC 9. XII. 1747. 

б ) PC 13. X. 1704. 

7 ) PC 30. III. 1793. 

8 ) PC .30. III. 1793. 
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wurde angedroht, daß er im Wiederholungsfälle »ahn leib« 
gestraft würde'). Die bei geistlichen Gerichten als Strafen so oft 
vorkommenden Baßwallfahrten waren beim Bürgermeistergericht 
recht selten. Seit 1656 findet sich eine solche nur einmal in 
den Gerichtsprotokollen und auch nur deshalb, weil die Ver¬ 
urteilte mittellos war. Sie mußte zwei Bittwege nach Corneli- 
münster machen und »einen schein bringen, daß sie allda 
gebeicht und kommuniziert habe« 2 ). 

Manche Strafen entbehren nicht einer gewissen Komik. So 
mußte Heinr. Storm trotz Zurücknahme der Beleidigung und 
Verleumdung »von zwelff biß ein uhr mit zweyen uff den 
schultern ligenden haecken 3 ) unten vor der courdeguarde auf- 
und abspatiren und solches gegen negstkünftigen Mittwoch und 
Sambstag erwiedern« 4 ). Bei Soldaten und Angestellten der Stadt 
kamen Dienstentlassung, Zurückbehaltung des Gehaltes und 
Schildwachstehen als Strafe häufig vor. Ein Soldat wurde »den 
anderen zum exempel« mit Dienstentlassung bestraft, weil er 
sich an seinem Wachhabenden vergriffen hatte 6 ). Leutnant 
Bald. Ernolet wurde seiner Stellung enthoben, weil er sich 
»mit fremden Werbungen melliret«. Sein Gehalt verfiel der 
Ratskammer 6 ). Der Bürgermeisterdiener Heinr. Corten wurde 
drei Monate seines Amtes enthoben und ging seines Gehaltes 
für diese Zeit verlustig, weil er dem Bürgermeister v. Oliva 
»mit impertinenten und respektlosen Worten und manieren« 
begegnet 7 ). Einem im Dienste der Stadt stehenden Offizier, der 
einen Bürger »im wirtshauß attaquiert und molestiert« hatte, entzog 
man für einen Monat die Gebührnisse 8 ). Der Soldat Franz Delhay 
wurde, weil er »unrecht und zuviel getan« hatte, verurteilt, 
»zwölf tagstunden hintereinander auf schildwache zu stehen« 9 ). 

Eine Strafe, auf die im Zivilverfahren häufig erkannt wurde, 
war die Pfändung, die »executio«. Sie trat ein bei Nichtbefriedigung 

») PC 7. VIII. 1702. 

2 ) PC 19. IX. 1670. 

3 ) = Gewehre. 

4 ) PC 9. II. 1686. 

5 ) Zettel im Bd. Prot. cons. 1721—24. 

6 ) PC 9. VII. 1745. 

’) PC 8. I. 1732. 

8 ) PC 29. XI. 1770. 

9 ) PC 26. IV. 1793. 
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eines Gläubigers '). Dem davon Betroffenen wurde sie schriftlich 
mitgeteilt. Vollzogen wurde sie durch die Gerichtsdiener, im 
Notfälle mit Unterstützung der Stadtsoldaten 2 ). In einem Hause, 
in dem eine Frau im Kindbett lag, durfte die »executio« inner¬ 
halb der ersten sechs Wochen und drei Tage nicht vollstreckt 
werden 3 ). Desgleichen war sie unstatthaft in den Tagen der 
»Freiheit«, also an hohen Festtagen und innerhalb der 14 Tage 
der Heiligtumsfahrt 4 ). Mitunter ließ sich das Bürgermeister¬ 
gericht auch bestimmen, eine einmal verhängte Pfändung auf¬ 
zuheben. So in einem Falle, wo der Verurteilte »in solcher 
schwäre krankheit« lag, »daß er bereiths seine christliche ge- 
rechtigkeit bekommen« 5 ). Gegen eine Pfändung während des 
noch schwebenden Prozesses konnte sich der Angeklagte durch 
das »Geleit zum Rechten« schützen. Es wurde dies vom Magistrate 
nur an Bürger und Reichsuntertanen erteilt 6 ). Auf Grund des¬ 
selben war er für die Zeit der Verhandlung vor Verhaftung 
und Pfändung sicher. Üblich war dieser Rechtsbrauch in Aachen 
bereits um 1400, aus welchem Jahre wir eine Geleitstafel be¬ 
sitzen mit der Aufzählung der Verbrechen, bei denen von dem 
Geleit zum Rechten kein Gebrauch gemacht werden durfte 7 ). 
Verweigerte der Verurteilte das »pfendt«, oder kam es nicht 
zu einer Einigung, so bat der Kläger, daß »der herr ein herr 
sein und der ungehorsamer gehorsamb gemacht werden solle« 8 ). 
Daraufhin erfolgte vom Gericht der entsprechende Bescheid, 
nach dem der Verurteilte noch am selben Tage (»mit der sonne«) 
ins Grashaus zu gehen hatte 9 ). 

Das Verfahren beim Bürgermeistergericht. Das Verfahren beim 
Bürgermeistergericht war je nach der Art des vorliegenden 
Falles mündlich oder schriftlich. Jedenfalls war die mündliche 
Verhandlung die ursprüngliche. Erst als die Überreichung von 
Klageschriften um 1500 in Deutschland in der Praxis üblich 

*) PC 9. IIL 1669, 21. VIII. 1744. 

2 ) PC 16. XI. 1685; v. Kempen, ZAGV 35, S. 23. 

а ) PC 13. VIII. 1687. - Noppius, III, S. 56. 

4 ) Noppius, I, S. 131, 136. 

5 ) PC 7. III. 1732. 

б ) v. Kempen, ZAGV 35, S. 93. 

7 ) Schollen, AAV 10, S. 31. 

8 ) PC 23. VIII. 1683, 12. IV. 1684, 28. XI. 1685. 

8 ) PC 30. III. 1700, 14. VI. 1793. 
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wurde ‘), hat man auch wohl in /lachen der schriftlichen Prozeß¬ 
führung neben der mündlichen Raum gegeben. Doch erinnern 
die Redewendungen in den Gerichtsprotokollen »N. N.'übergibt 
unthertänig recess loco oralis propositionis« 2 ), »N. N. übergibt 
unthertänig schriftlich statt mündlicher äußerung mit anlagen« 3 ) 
daran, daß das mündliche Verfahren das älteste und ursprünglich 
übliche war. Manche Sachen wurden auch ihrer »geringschätzig- 
keit halber« zum mündlichen Verhör verwiesen 4 ). Vor allem 
zog man diese Art der Handlung bei eiligen Sachen und bei 
Prozessen von Fremden vor. So beklagte sich Wilh. Jansen 
über die lange Dauer seines Prozesses, da ihm »ohndem als 
einem frembden summarisches recht gebühret« 5 ). Huch mit 
Rücksicht auf schlechte Vermögensverhältnisse wandte man 
das mündliche Verfahren an. So bat eine Partei »zu Ver¬ 
schonung fernerer Unkosten und weiterer importunitäten, diese 
sach mit hintansetzung der schrifftenwechselung allhie vocatis 
vocandis summarie auf mündlich bericht und gegenbericht 
abzuhandeln« 6 ). Des öfteren wurde jedoch »eine Sache ihrer 
besonderen Verwicklung halber zum schriftlichen prozeß« hin¬ 
verwiesen 7 ). Immerhin mußte eine Klage auf die Art, wie sie 
angebracht war, auch erledigt werden 8 ), wenn sich nicht später 
besondere Schwierigkeiten einstellten, die den schriftlichen 
Weg nötig machten. War die Angelegenheit zur schriftlichen 
Verhandlung nicht geeignet, so wurde die Prozeßschrift ver¬ 
worfen 9 ). Auch versuchten die Bürgermeister oft, durch münd¬ 
liche Verhandlung einen Vergleich herbeizuführen. Wenn »die 
güte dann nicht verfangen wollte«, wurden die Parteien »auf 
den weg rechtens« zur schriftlichen Erledigung verwiesen 10 ). 
Nach geschehener Anzeige erfolgte bei Zivilsachen die Vor¬ 
ladung, im Kriminalverfahren das Gras- oder Pfortengebot 
oder die Verhaftung des Angeklagte n. 

7 ) Stölzel, a. a. O., S. 175 If. 

а ) PC 1. IV. 1678. 

s ) PC 1. IV. 1793. 

4 ) PC 30. VI. 1722. 

5 ) PC 30. V. 1702. 

б ) PC 23. II. 1662. 

7 ) PC 11. IV. 1793. 

8 ) PC 12. I. 1685. 

9 ) PC 14. VI. 1793. 

10 ) PC 10. II. 1770. 
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Das mündliche Verfahren. Die Vorladung geschah mündlich 
oder schriftlich durch die Bürgermeisterdiener auf Anhalten 
(»ad instantiam«) des Klägers oder auf Befehl des Gerichts (»auf 
ordre der hh. bürgermeister«). Gewöhnlich erfolgte sie dreimal. 
Erschien der Angeklagte nicht, so wurde meist gegen ihn »in 
contumaciam« verhandelt 1 ). Oft wurde auch das Gras- oder 
Pfortengebot gegen die Säumigen erlassen 2 ). Manchmal wurden 
sie unter Androhung einer Geld- 3 ) oder Freiheitsstrafe 4 ) noch¬ 
mals befohlen. Kamen sie der Aufforderung noch nicht nach, 
so wurde gegen sie meist die »captura« oder die »apprehensio« 
erkannt 8 ). Stets erfolgte bei Anzeige Verhaftung, wenn es sich 
um tätliche Beleidigung handelte und der Verwundete sich nach 
dem Gutachten der Ärzte in Lebensgefahr befand 6 ), oder auch, 
wenn der Angeklagte der Flucht verdächtig war 7 ). Waren die 
Parteien vor Gericht erschienen, so versuchten die Bürger¬ 
meister zunächst, einen Vergleich zustande zu bringen. Gelang 
dieser, so war die Sache damit »aufgehoben und getötet« 8 ). 
Sehr häufig, besonders bei Beleidigungsklagen, verglichen sich 
die Parteien 9 ), nachdem die eine »handtästlich umb Verzeihung 
gebetten« 10 ) und erklärt hatte, »solches were unbedachtsam und 
unbesonnen auß unzeitigem eiffer geschehen« u ). Schlugen die 
Versuche der Bürgermeister fehl, so kam die Klage zur Ver¬ 
handlung. Die klagende Partei hatte das »iuramentum malitiae 
sive dandorum« zu leisten. Sie schwur, daß sie »die in dieser Sache 
übergebene positiones nicht aus boßheit oder zur gefährlicher der 
Sachen Verzögerung vorbracht habe, sonderen, daß dieselbe ... 
wahr seyen« I2 ). Der Beklagte mußte das »iuramentum calumniae 
sive respondendorum« schwören, daß »er auf diejenige posi- 

7 ) PC 22. I. 1724, 5. III. 1763. 

2 ) PC 22. XI. 1704. 

s ) PC 3. II. 1746, 15. V. 1722 »mit straff von 10 goldgl. sive sub poena 
gramina.< 

4 ) PC 14. IX. 1746. 

5 ) PC 14. XI. 1747. 

6 ) PC 14. VI. 1698, 22. X. 1699. 

7 ) PC 1. XII. 1663. 

8 ) PC 24. XII. 1669. 

8 ) PC 16. IX. 1664, 4. VII. 1702, 18. VII. 1744, 21. XI. 1748. 

10 ) PC 28. IX. 1658. 

“) PC 31. VIII. 1683. 

>*) GE, fol. 110. 
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tionen«, die der Gegner eingebracht habe, »die Wahrheit sagen 
und bekennen, mithin selbige durch das worth: wahr oder 
nicht wahr deutlich undt klahr beantworthen wolle« '). Eine 
flussageverweigerung des Angeklagten war danach nicht mög¬ 
lich. Zur Beweisführung war es den Parteien gestattet, ihre 
Zeugen vorzuführen. Diese wurden im Beisein beider Parteien 
oder derer Prokuratoren vernommen 2 ), fluch sie schwuren, 
daß »sie keiner parthey weder zu lieb noch zu leidt« aus- 
sagen, noch »um gaab, gunst, haß, freundschafft oder feind¬ 
schafft, wie das menschenhertz erdenken mag« von der Wahrheit 
lassen würden. Mitunter gaben die Zeugen ihre Erklärungen 
nur an Eides Statt ab 3 ), meist aber schwuren sie »parva ad- 
monitione, digitis extensis« in die Hand des Bürgermeisters 
den Zeugeneid 4 ). Die Parteien konnten dem Gerichte Vorschläge 
machen, über welche Punkte die Zeugen zu vernehmen seien 6 ). 
Mit Rücksicht auf Unpäßlichkeit des Zeugen 6 ) oder dessen 
»geistliche würde halber« 7 ) konnten Vereidigung und Ver¬ 
nehmung zu Hause durch den Sekretär oder Konsulenten, die 
dazu besonders »autorisiert« wurden, stattfinden 8 ). Dem An¬ 
geklagten war es nicht möglich, in eigener Sache zu schwören. 
Daher kam es einem Kläger »befrembtlich« vor, als sein Gegner 
»in propria causa ad iuramentum« zugelassen werden sollte, 
und bat, von diesem Vorhaben abzustehen, »ob vielleicht er 
sich vergessen möchte« 9 ). Dann erfolgte nach Klärung der 
Sache »auf mündliches anhören beiderseits parteyen« I0 ), wobei 
dem Angeklagten das letzte Wort zustand 11 ), durch die Herren 
Bürgermeister der Bescheid, auch wohl »sententia«, »Urtheel« 
oder »Dekret« genannt l2 ). Oft wurde erst nach »eingenohmenen 
rath des Syndikats«, mitunter auch eines unparteiischen Rechts- 

*) GE, foL 110. 

2 ) PC 17. I. 1670. 

3 ) PC 1662—65 sehr häufig. 

4 ) PC 19. XI. 1744. 

6 ) flllg. Proz.-flkt. 693. 

ß ) PC 6. X. 1684. 

7 ) PC 29 I. 1785. 

8 ) PC 4. III. 1697, 11. VII. 1724, 5. III. 1742. 

9 ) PC 17. I. 1668. 

10 ) PC 13. III. 1662. 

“) PC 3. III. 1723. 

,a ) PC 30. I. 1706. 
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gelehrten zu Recht erkannt ’). Der Ort der Urteilsverkündigung 
war beim Bürgermeistergericht fast immer die Kanzlei, mit¬ 
unter auch die »Bürgermeisterlaube« 2 ). 

Das schriftliche Verfahren. Die zweite Art der Prozeßführung, 
die schriftliche, erforderte naturgemäß viel mehr Zeit und ver¬ 
größerte die Unkosten bedeutend. Der Kläger reichte eine 
schriftliche Anklage ein 3 ). Dieselbe wurde dem Angeklagten zur 
Äußerung vorgelesen (»communicetur ad contradicendum« 4 ), 
derselbe erhielt auf Wunsch auch eine Abschrift. Zur Beant¬ 
wortung wurde ihm meist eine Frist von acht 5 ), bei eiligen 
Sachen von drei Tagen 6 ) gesetzt. Innerhalb dieser Zeit mußte 
er seine Entgegnung (»refutatio«) übergeben. Wurde dieser 
»lerminus Ordinarius« nicht eingehalten, so setzte das Gericht 
einen »terminus poenalis«, meist von acht Tagen, fest »ad contra¬ 
dicendum si velit idque sub poena perpetui silentii« 7 ). Oft 
wurde auch bei Nichtbeachtung der zur Entgegnung gelassenen 
Frist durch die eine Partei die Sache für »conclusa« aufge- 
nommen und zu Recht erkannt 8 ). Nach Klärung der Sachlage, 
die oft erst nach monatelangem Für und Wider eintrat, wurde der 
»terminus inrotulandi« bestimmt. An diesem wurden die Akten 
geschlossen und es erfolgte das Urteil. Die Versendung der 
Akten an unparteiische Rechtsgelehrte inner- oder außerhalb 
der Stadt 9 ) oder an die juristische Fakultät einer Universität I0 ) 
war auch beim Bürgermeistergericht recht häufig. Anfangs nur 
vom Wert eines Gutachtens, einer Beratung, waren diese Ent¬ 
scheidungen später rechtskräftig und für Gericht und Parteien 
in gleicherweise bindend 11 ). Im 17. und 18. Jahrhundert war 
die Aktenversendung beim Bürgermeistergericht gang und gäbe. 

■) PC 5. II. 1724. 

*) = Amtszimmer der Bürgermeister. 

3 ) PC 23. VIII. 1706. 

4 ) PC 21. VIII. 1663. 

5 ) PC 15. XII. 1667. 

8 ) PC 15. XII. 1670, 27. VIII. 1722. 

7 ) PC 15. XII. 1667, zur eventuellen Entgegnung unter Strale (des 
»ewigen Stillschweigens«) der Abweisung. 

8 ) PC 28. XI. 1658. 

9 ) PC 29. V. 1732, 2. IV. 1762, 10. V. 1770. 

10 ) PC 5. IV. 1723, 29. I. 1791. 

") Stintzing, Geschichte der deutschen Rechtswissenschaft, München, 
Leipzig 1880. 


Zeitschr. d. Aachener Geschichtsvereins 43. 
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fim 29. Mai 1732 bat ein Kläger, die Sache abzuschließen und 
»ad extraneos jurisconsultos ad reierendum außzustellen« 1 ). 
In ähnlicher Weise ersuchte eine Partei den »terminum inro- 
tulandi« zwecks Schließung der Akten zu beschleunigen und 
dieselben »extra civitatem ad impartialem juridicam facultatem 2 ) 
gestalten darin zu erkennen« zu senden 3 ). Des öfteren wurden 
die juristischen Fakultäten in Mainz und Köln um eine Ent¬ 
scheidung angegangen 4 ). Kam der zu einer Geldstrafe Ver¬ 
urteile der Zahlung derselben nicht nach, oder fand eine Ver¬ 
söhnung der Parteien nicht statt, so wurde gegen den Schuldigen 
das Gras- oder Pfortengebot erlassen 6 ). Diesem gemäß mußte 
er sich noch am selben Tage in das Grashaus beziehungsweise 
auf die Stadttore begeben und dort, bis er die Summe hinterlegt 
hatte, verbleiben 6 ). Leistete er diesem Befehle der Bürgermeister 
nicht Folge, so hatte ihn der Vogtmajor auf Ersuchen des 
Rates verhaften zu lassen. Meist verbannte ihn dann der Kleine 
Rat auf drei Monate 7 ), bei hartnäckigem Ungehorsam auch 
auf mehrere bis zu vier Jahren aus Stadt und Reich Hachen 8 ). 

Revision und Berufung. War der unterliegende Teil (»succum- 
bens«) mit dem Urteil nicht zufrieden (»graviert«), so hatte er 
noch das Recht der Revision und der Berufung an den Kleinen 
Rat 9 ). Erstere fand selten statt, und meist wurde es »beym obigen 
bescheid platterdings belassen« 10 ). Dagegen war die Berufung, 
vor allem im 17. und 18. Jahrhundert, sehr häufig 11 ). Sie mußte 
innerhalb 30 Tagen geschehen 12 ); innerhalb zehn Tagen waren 
die gesetzlichen Gebühren (sportulae) in der Höhe von 60 

*) PC 29. V. 1732. 

2 ) — außerhalb der Stadt an eine unparteiische juristische Fakultät. 

3 ) PC 11. VIII. 1722, 5. IV. 1723. 

4 ) PC 5. IV. 1723; Jus Statut. Aquisgr. 

5 ) PC 7. X. 1697. 

6 ) Noppius, III, S. 70, Verordnung Kaiser Friedrichs III. v. 21. X. 1447. 

7 ) RP 15. II. 1657. 

8 ) RP 7. IX. 1656, 6. IX. 1657. 

9 ) RP 17. III. 1699, 26. VIII. 1762, 2. I. 1771. - de Ludolff, III, S. 525. - 
Haagen, II, S. 287. 

>°) PC 25. XI. 1746, 12. X. 1747. 

11 ) PC 17. XI. 1682, 11. VIII. 1700, 15. I. 1706. 

12 ) Nach PC 20. XI. 1722 wird eine Appellation für »deserta« erklärt, 
da innerhalb des »trigesimunu nichts geschehen war. 
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Aachener oder 10 Rhein. Gulden zu erlegen 1 ). Wurden diese 
Termine nicht eingehalten, so wurde die Berufung für »desert«, 
für »null und nichtig« erklärt 2 ). Meist jedoch appellierte der 
unbefriedigte .Teil sogleich nach ergangenem Urteil »stante 
pede et viva voce« 3 ) oder, wie es in den Gerichtsprolokollen 
auch des öfteren heißt, »in personis praesentes protestiren 
[sie] am zierlichsten« gegen das Urteil 4 ). War man über die 
Entscheidung des Rates »graviert«, so war noch die Berufung 
an das Reichskammergericht möglich. Auch diese war im 
17. und 18. Jahrhundert häufig 6 ). Ein Begnadigungsrecht nach 
ergangenem Urteil für die vom Bürgermeistergericht Verur¬ 
teilten stand nach den Bestimmungen des Hauptvertrages nur 
dem Rate zu 6 ). 

Dauer eines Prozesses. Die Dauer der Prozesse war sehr 
verschieden. Sie war naturgemäß abhängig von der zur Ver¬ 
handlung stehenden Sache, von den Zeitumständen und vor 
allem davon, ob die Prozeßführung mündlich oder schriftlich 
war. Bei letzterer zogen sich manche Klagen mehrere Jahre 
hin. Häufig waren die Klagen über Verschleppung und mut¬ 
willige Hinausschiebung der Entscheidung. Eine Partei beklagte 
sich, daß die andere sie »nur auffs narrenseil und schwerere 
kosten herumbführe« 7 ). Der Prozeß zwischen dem »’Wagenaccieß- 
pächter« Oellers und dem Kaufmann Schnely zog sich trotz der 
vielen Proteste über Verschleppung (»frivolis expensis retardatae 
litis«) vom 20. Januar 1746 bis über den 9. Mai 1748 hin 8 ). Ein 
Prozeß zwischen Canouzy und Hub. Reumont wurde erst nach 
weit über drei Jahren 9 ), der zwischen Joh. Reuff und Gold¬ 
schmiedemeister Espendonk nach über zwei Jahren erledigt 10 ). 
Ein Kläger bat, die Sache endlich in »contumaciam« zu ver- 

‘) PC 10. II. 1677, 17. XII. 1682; Noppius, I, S. 117; Moser, Staatsr., 
S. 107, § 14; de Ludolf!, III, S. 525. 

’) PC 15. I. 1687, 9. I. 1751. 

J ) PC 15. V. 1679, 25. XI. 1746. 

4 ) PC 16. X. 1699. 

6 ) Aach. Prozesse am Reichskammergericht, ZAGV 10, 18 und 20. 

6 ) Hauptvertr. 1660, artic. V, § 3. — v. Kempen, ZAGV 35, S. 96 ff. 

7 ) PC 20. V. 1664. 

8 ) PC 20. I. 1746. 

9 ) PC 13. II. 1745. 

lu ) PC 3.1V. 1745; Proz.-Akt. d. Bürgerm. Ger. 1765. — Prozeß Creutzer- 
Steckenbiegler dauerte 1762—65.1 
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handeln, »da er mit diesem geringschätzigen prozeß all bereits 
ad 4 runde Jahren mit großen Unkosten gefließentlich herum¬ 
getrieben« würde 1 ). Um eine böswillige Verschleppung der 
Angelegenheiten zu verhüten, hatten die Prokuratoren das 
»iuramentum malitiae«, die Parteien den »Eid vor Gefehrd« 
zu schwören, daß sie eine gerechte Sache führten und es ihnen 
nicht um Verschleppung, sondern nur um Erlangung eines 
gerechten Urteils zu tun sei. 

Die Kosten eines Prozesses. An sich war die Rechtsprechung 
dem Grundsätze nach unentgeltlich 2 ). Jedoch kamen später 
die Präsenzgelder für die Gerichtspersonen und beim schrift¬ 
lichen Verfahren eine Entschädigung für die Abschriften der 
Akten auf. Die Kosten für Ladung zum Gericht, für Zeugen¬ 
vereidigung und -Vernehmung verteuerten die Prozeßführung 
beträchtlich. Gewöhnlich betrugen die Kosten im 17. und 18. 
Jahrhundert für geringe Sachen bei einer Gerichtssitzung 4 3 ) 
bis 7 4 ) Gulden. Sie setzten sich in diesen Fällen zusammen aus 
Präsenzgeldern für Bürgermeister, Sekretär und Prokuratoren 
mit je 1 Gulden, für Ladungen und Mitteilungen der Sitzungen 
1 Gulden. Dazu kam meist noch 1 Gulden für Abfassung 
des Protokolls 5 ), die gleiche Summe für Verlesen des Urteils. 
Bei schriftlicher Prozeßführung vermehrten sich die Ausgaben 
noch bedeutend. Manche Prozesse, die sich länger hinzogen, 
verursachten große Kosten. Sie betrugen mitunter mehrere 
hundert Gulden 0 ), eine für damalige Zeiten beträchtliche Summe. 

5. Das Baumgericht. 

Äußere Geschichte und Bedeutung des Gerichts. — Die Ver¬ 
fassung. — Die Zuständigkeit. — Verfahren des Gerichts. 

Äußere Geschichte und Bedeutung des Baumgerichts. Für den 
Namen dieses Gerichtes (iudicium arboreum) ist eine bestimmte 
Erklärung noch nicht gefunden. Meyer glaubt, der Name rühre 
daher, daß man in älterer Zeit »auf einem grünen Platz« zu Gericht 

') PC 1. III. 1723. ~ 

2 ) Planck, Das deutsche Gerichtsverfahren im Mittelalter, 2 Bde,, 
Braunschweig 1879, I, S. 137. 

3 ) Allg. Proz.-Akt. 693. 

4 ) PC 14. IX. 1671, 23. VIII. 1680. 

5 ) PC 30. VI. 1666. 

6 ) PC 17. VI. 1747. 
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gesessen und diesen Ort durch ein »sicheres Mai oder Zeichen, 
nämlich einen Stein, Baum, eine hohe Stange, ein hölzernes 
Kreuz oder dergleichen«, als Gerichtsplatz gekennzeichnet habe 1 ). 
Quix a ) und nach ihm Graß 9 ) leiten den Namen davon ab, 
daß früher »der Zulauf des Volkes durch eine Barriere in Gestalt 
eines Baumes mußte abgehalten werden«. Beide Annahmen 
sind in dieser Fassung unrichtig, denn Gerichtssitzungen im 
Freien abzuhalten, war zur Zeit der Entstehung des Baum¬ 
gerichts schon längst in flachen nicht mehr üblich. Aber 
wahrscheinlich hat man in Erinnerung an die Gebräuche der 
älteren Zeit einen kleinen, gefärbten Baum auf den Tisch des 
Verhandlungszimmers hingestellt, auch um den zivilrechtlichen 
Charakter des Gerichtes anzudeuten. Denn noch im 18. Jahr¬ 
hundert wurde bei Verkäufen und Verpachtungen von seiten der 
Stadt ein derartiges Bäumchen auf das Geländer der Rathaus¬ 
treppe hingestellt 4 ), fluch über die Entstehung dieses Gerichtes 
liegen uns keine sicheren Nachrichten vor. Allem Anscheine 
nach hat es sich um die Mitte des 17. Jahrhunderts als selb¬ 
ständiges Gericht aus dem Bürgermeistergericht entwickelt. 
Gestärkt wird diese Annahme noch durch eine Bemerkung in 
der 91. jülichschen Beschwerde: »das Bürgermeistergericht,auch 
Baumgericht genannt«. Erst seit 1665 eigene Protokollbücher 
des Gerichts erhalten, die in den ersten Jahrzehnten noch recht 
lückenhaft geführt worden sind. Ohne Zweifel wurden die 
Gerichtsbücher des Bürgermeistergerichts noch längere Zeit 
auch für die Verhandlungen des Baumgerichts mitbenutzt. Die 
Bedeutung des Gerichtes hat, wie das Anschwellen der Akten 
beweist, im Laufe der Zeit immer mehr zugenommen. Waren 
die am Ende des 17. Jahrhunderts zur Verhandlung kommenden 
Fälle noch nicht so zahlreich, so füllen die Protokolle der 
einzelnen Jahre im 18. Jahrhundert mitunter bereits starke 
Bände. Um 1747 erhielt das Gericht dann auch eine feste 
Gerichtsordnung. Seit 1669 hat das Gericht ununterbrochen 
bestanden und seine Sitzungen mitunter wöchentlich, oft auch 
nur monatlich abgehalten. Kurze Unterbrechungen fanden nur 

') Meyer, II, Stadtreg. § 45, 46. 

2 ) Quix, Hist.-top. Beschr., S. 152. 

») Graß, ZAGV 42, S. 44. 

4 ) Meyer, II, Stadtreg. § 45. 
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zur Zeit der Mäkelei (vom Juni 1786 bis März 1787) und der 
ersten Franzosenherrschaft (Januar bis 1. März 1793) statt. Im 
Herbste des Jahres 1794 wurde es dann von den Franzosen 
beseitigt. Vom 21. März 1797 bis zum 8. März 1798 trat es 
dann wie die anderen städtischen Gerichte wieder für kurze 
Zeit in Tätigkeit. 

Verfassung des Gerichtes. Die Zusammensetzung des Gerichtes 
war der des Bürgermeistergerichtes ähnlich. Äußer den beiden 
regierenden Bürgermeistern gehörte jedoch nur der eine Syn¬ 
dikus zum Richterkollegium *). Die Obliegenheiten des Gerichts¬ 
schreibers versah der zweite Sekretär der Stadt*). Den Dienst 
der Gerichtsdiener besorgten wie beim Bürgermeistergericht 
die vier Bürgermeisterdiener. Die Prokuratoren waren dieselben 
wie bei den übrigen städtischen Gerichten. 

Die Sitzungen des Gerichts fanden meist Donnerstags oder, 
wenn dieser Tag ein Festtag war, Freitags statt. Doch war die 
Festsetzung der Termine den Bürgermeistern überlassen 3 ). Mit¬ 
unter tagte es wöchentlich 4 ), mitunter auch nur monatlich. Im 
18. Jahrhundert, vor allem in der zweiten Hälfte, waren die 
Sitzungen mindestens wöchentlich, des öfteren auch, wenn das 
Gericht mit Prozessen überlastet war, alle drei bis vier Tage. 
Die Gerichtsferien waren die gleichen wie bei den übrigen 
städtischen Gerichten 5 ). Die Sitzungen des Gerichtes fanden 
wie beim Bürgermeistergericht auf der Kanzlei (»in cancellaria«) 
statt 6 ). 

Die Zuständigkeit des Gerichts. Äls reines Zivilgericht war 
der Bereich seiner Zuständigkeit naturgemäß beschränkt. Es 
urteilte zunächst nur über Schuldforderungen 7 ), doch zog es 
später auch Forderungen wegen Schädigung an Gut und Ver- 

') Meyer, II, Stadtreg., § 46. — Rats- u. Staatskalender 1779-98. - 
Quix, Hist.-top. Beschreibung, S. 152. — Graß, a. a. O., führt nur die 
beiden Bürgermeister als Gerichtspersonen auf. 

2 ) Bis zum 28. XI. 1760 war Becker, vom 1. XII. 1760 ab Bohnen 
Baumgerichtssekretär (Pauls, ZÄGV 35, S. 336 ff.). 

3 ) Meyer, II, Stadtreg., § 46; Reglement pro secretario judicii arborei 
v. 15. V. 1747. 

4 ) PB 1670-72, 1685-86. 

5 ) Siehe S. 61. 

e ) Meyer, a. a. O. 

7 ) Hauptvertrag 1660, artic. 17. 
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mögen in den Bereich seiner Gerichtsbarkeit 1 ). Zunächst war 
das Bürgermeistergericht mit ihm konkurrierendes Gericht. 
Doch seit 1747 war die Zuständigkeit beider genau abgegrenzt, 
da das Baumgericht von da ab nur mehr Forderungen über 
36 Gulden vor sein Gericht zog 2 ). 

Das Verfahren beim Baumgericht. Beim Baumgericht war die 
schriftliche Prozeßführung fast ausschließlich üblich. Die Parteien 
handelten selbst vor Gericht oder ließen sich — was im 18. Jahr¬ 
hundert meist der Fall war — durch ihre Sachwalter vertreten s ). 
Die Klage wurde auf der Kanzlei, und zwar beim Sekretär an¬ 
gebracht 4 ). Mitunter wurden die Parteien, ehe man zur recht¬ 
lichen Entscheidung schritt, zum Vergleich (»ad amabilem 
concordiam«) »wohlmeinentlich« hinverwiesen 6 ). Die Ladung 
der Parteien und Zeugen erfolgte durch die Gerichtsdiener. Bei 
Nichterscheinen eines Zeugen wurde dieser »unter poen des 
graß« oder unter Strafandrohung von 3 Goldgulden nochmals 
geboten 6 ). Der Gläubiger konnte das Besitztum des Schuldners 
mit Beschlag belegen lassen 7 ). Doch bestritt der Schöffenstuhl 
dem Baumgericht 8 ), »eine gerichtliche inventarisir- und se- 
questrirung der effekten, mobilien und anderen beweglichen 
Sachen« aus sich vornehmen zu können und daß eine solche 
»jederzeit nur bey besagtem scheffengericht allein und einzig 
nachgesucht werden könne« 9 ). Wie bei den übrigen Gerichten 
hatten die Parteien oder an ihrer Stelle die Prokuratoren die 
iuramenta calumniae und malitiae zu schwören 10 ). Eine Ver¬ 
weigerung des Eides war selten, kam aber doch vor. So 
leistete eine Person den verlangten Eid nicht mit der Begrün¬ 
dung, »weilen [sie] die tag lebens annoch keinen aydt gethan 

‘) PB 11. I. 1747. 

5 ) Reglement pro secretario judicii arborei (Stadtarchiv). 

s ) Vgl. PB 1665—1794. 

4 ) Regl. pro secretario jud. arb., § 1. 

s ) PB 12. I. 1708, 4. III. 1721. 

6 ) PB 17. III. 1724, 17. X. 1742. 

7 ) Proz.-Akt. Gauthier contra Schöffenstuhl 1752. 

8 ) Proz.-Akt. Schöffenstuhl contra Stadt Aachen und Baumgericht 
(1786—91). Hauptvertr. 1660, artic. XXVII, § 2; artic. II, § 6. 

9 ) Proz.-Akt. Schöffenstuhl contra Stadt Aachen und Baumgericht 
(1786-91). 

>°) PB 10. V. 1720, 20. VI. 1729. 
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hätte«'). Nach mitunter sehr langwieriger Entgegennahme der 
Berichte und Gegenberichte wurden dann die Akten geschlossen 
und meist einem unparteiischen Rechtsgelehrten zur Begut¬ 
achtung vorgelegt 2 ). Dann wurde das Urteil gefällt und im 
Beisein der Parteien oder ihrer Vertreter verlesen 3 ). Lautete 
das Urteil auf Bezahlung der streitigen Summe, so wurde der 
Zahlungstermin sofort festgesetzt. Es sollte nach dem Reglement 
von 1747 höchstens ein Äusstand von sechs Wochen gewährt 
werden 4 ). Bei unverschuldeter Vermögenslosigkeit wurde dieser 
Termin mitunter hinausgeschoben. So vergünstigte man einer 
armen Witwe, »zumahlen [sie] nit zahlen kann, [einen] gratiosum 
solutionis terminum von drei monaten« 6 ). Konnte aber eine 
Partei der im Urteil ausgesprochenen Zahlung infolge von 
Vermögenslosigkeit nicht nachkommen, so mußte sie folgenden 
Offenbarungseid, das »juramentum paupertatis«, leisten: »Ihr 
sollet schweren einen aydt zu Gott und auf daß h. Evangelium, 
daß ihr also arm seyet, auch nit ahn ligender oder fahrender 
haab noch schulden vermöget, daß ihr die cantzley noch 
euere advokaten und prokuratoren bezahlen noch belohnen 
möget, daß ihr auch darumb euere haab und güter ge- 
fehrlicher weiße nicht vereußert oder übergeben hat, und so 
ihr euer Sachen mit recht behalten oder sonsten zu beßerem 
vermögen kommen werdet, daß ihr alsdan jedem nach seiner 
gebühr bezahlung und außrichtung thun wollet, alles getreu¬ 
lich und ohne gefehrd« 6 ). Der durch das Urteil nicht be¬ 
friedigten Partei standen noch zwei Rechtsmittel zur Verfügung, 
das der Revision und das der Berufung. Im ersteren Falle 
wurde das Urteil bei Gericht nochmals einer Prüfung unter¬ 
zogen und entweder bestätigt oder umgestoßen (»purifiziert«) 7 ). 
Im letzteren Falle erfolgte die Berufung zuweilen an das 
Bürgermeistergericht 8 ), sonst stets an den Rat 9 ). Für die Be- 

*) PB 18. VIII. 1736. 

2 ) PB 5. VI. 1698, 29. XI. 1706, 19. VIII. 1751. 

а ) PB 19. VIII. 1751. 

4 ) Reglement pro secretario jud. arbor., § 14. 

б ) PB 16. I. 1676. 

6 ) GE fol. 42. 

7 ) PB 12. VI. 1692, 9. I. 1698, 12. IX. 1729, 11. X. 1770. 

8 ) PC 28. II. 1669, 21. VIII. 1684, 16. IV. 1699. 

9 ) PB 25. VI. 1700, 4. VII. 1771, 19. VIII. 1791; Meyer, II, § 46. 
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rufung an den Rat galten dieselben Vorschriften wie beim 
Bürgermeistergericht l ). Gegen die Entscheidung des Rates war 
noch eine Berufung an das Reichskammergericht möglich, wenn 
die streitige Summe 400 Reichstaler überstieg 2 ). 

III. Beilagen. 

Die Zusammenstellungen erfolgten nach den Rentkammer-Büchern 
1657—1798 und sind ergänzt nach Prot. cons. 1656 -1798, Ratsproto¬ 
kollen, Ratssuppliken, Großes Eidbuch, Kleines Eidbuch, Allg. Akt. 242 
(Eidesformeln), Aquisgranensia, Rats- und Staatskalender, Laurent, 
(Aachener Stadtrechnungen). Die Jahreszahlen geben die Jahre an, in 
denen die Betreffenden im Dienste der Stadt standen, die kursiv 
gedruckten sind das Anfangs- bezw. Schlußjahr ihrer Amtszeit. 

Beilage 1: 

Verzeichnis der Syndizi 3 ). 

1555-1576 (?) Dr. jur. Gerl. Radermacher (Noppius, II, S. 178, 186; 
Savelsberg, Aach. Gelehrte, S. 9, f 1579; Macco, Ref. Bew., S. 14, 
Anm.; Macco, Wappen, II, S. 81). 

1581- 1591 (f) Liz. Theod. Hillensberg (Noppius, II, S. 197; Macco, 
Wappen, I, S. 192). 

Bis 1598 Dr. Lud. v. Lintzenich (Macco, Wappen, I, S. 265). 

1598—1613 (f) Liz.Melch. Klocker (Noppius, II, S. 216; v.Fürth, Beitr., II, 
S. 137; AAV 3 u. 4; f 13. VIII. 1613). 

1607 —1612 Liz. Bado v. Kuikhoven (Noppius, II, S. 218, 234. Am 
19. III. 1607 als Synd. angen. Klockers Tageb., AAV VII, S. 83). 
Bis 1614 Dr. Ant. Wolf (Brüning, AAV XI, S. 115, geadelt unter Titel 
Wolf v. Todenwarth). 

1618—1627 Dr. Lamb. Nütten (Noppius, II, S. 252, 256; Sakr.-Brud. 1618; 
Macco, Wappen, II, S. 36). 

1643 -1657 Joh. Schell (Wohlhage, ZAGV 33, S. 49; Sakr.-Brud. 1643; 
t 5. IX. 1689 als Bürgerm. v. Lüttich). 

1656- 1657 Liz. Gerkradt (RP 22. VIII. 1656 ernannt, 17. V. 1657 »seiner 
Schwachheit halber« entlassen). 

1657- 1661 Dr. Wilh. Becker (KE 23. VIII. 1657; RP 9. und 17. VIII. 1657, 
29. XII. 1661). 

1662-1674 Liz. Math. Schlicher (KE 3. I. 1662; RP 29. XII. 1661, 
18. I. 1674 bereits tot). 

1674-1683 Dr. Joh. Alb. Braumann (KE 22. I. 1674; RP 13. VIII. 1683; 
Macco, Beiträge, II, S. 7). 

‘) Siehe S. 146 f. 

2 ) Meyer, II, § 46. 

3 ) Oft war die eine oder andere Syndikatsstelle unbesetzt. 
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Hermann Wirtz: 


/655—1694 Dr. Sigm. Meessen (KE 13. VIII. 1683; v. Fürth, II, Anh. 

S. 196; RP 13. VIII. 1683; Macco, Wappen, I, S. 291). 

Bis 1684 Karl v. Bergh (RP 19. VII. 1684 entlassen). 

1684— 1704 Arn. Frz. W. Lipmann (KE 31. VIII. 1684; Meyer, II, § 41; 

RP 29. VIII. u. 17. XII. 1684; Macco, Wappen). 

1698-1709 Liz. Joh. Moes (KE 25. V. 1698; RP 25. V. 1698). 

1706—1715 (f) Liz. Gerh. Gabr. Meessen (RP 20. IV. 1706, 10. V. 1706; 
Sakr.-Brud. f 14. IV. 1715). 

1709 -1729 Dr. Georg Moll (RP 6. VIII. 1709, 8. VIII. 1709). 

1715-1750 Frz. Gabr. Deltour (KP 25. VI. 1715; RP 23. VI. 1729; Macco, 
Wappen, I, S. 102, f 1750). 

1729- 1774 Liz. H. W. Heyendahl (RP 23. VI. 1729; Macco, Wappen, 
I, S. 190; v. Fürth, I, Anh. S. 36). 

1746-1765 Dr. Frz. Wilh. Fabry (GE 10. XII. 1746; RP 9. XII. 1746; 
Sakr.-Brud. 1763). 

1753—1779 Liz. Pet. Clem. Brandt (GE 26. II. 1753; v. Fürth, I, Anh. 
S. 17; geb. 1712, f 1779; Macco, Wappen, I, S. 56; RP 23. II. 1753; 
RS 1753, I. Bd.). 

1760-1787 Dr. Jak. Leop. Jos. Denis (GE 24. VI. 1760; RP 23. VI. 1760, 
Macco, Wappen, I, S. 103). 

1785-1797 Liz. M. G. Peltzer (GE 12. IV. 1785; v. Fürth, I, Anh. S. 17; 

Anm. 9, II; RP 14. IV. 1785, 25. IX. 1794; Sakr.-Brud., f 5. XI. 1814). 
1788-1794 Dr. Pet. Fell (GE 31. VII. 1788; f 13. XI. 1795; Pauls, AAV I, 
S. 153). 

1794— 1797 Dr. Joh. Jos. Vossen (GE 11. X. 1797; RP 25. IX. 1794, 
3. X. 1794, 10. X. 1797). 

Beilage 2: 

Verzeichnis der Konsulenten ’). 

1657—1669 Liz. Gerkrath (von 1657 bis 1669 advocatus consulens; 
siehe Liste d. Syndizi). 

1669—1684 Dr. Gabr. Meeßen (RP 16. VII. 1669). 

1655-1698 Liz. Joh. Moes (RP 30. XII. 1688, 7. XII. 1696 tot; siehe 
Liste d. Syndizi). 

1709-1715 Frz. Gabr. Deltour (RP 6. VIII. 1709, 25. VI. 1715; siehe Liste 
d. Syndizi). 

1715-1729 Liz. H. W. Heyendahl (v. Fürth, I, Anh. S. 36; RP 25. VI. 1715, 
23. VI. 1729; siehe Liste d. Syndizi). 

1730— 1784 Math. v. Thenen (Fürth, I, Anh. S. 36; RP 30. VI. 1730). 
1788 -1798 Dr. Quirini (RP 26. IV. 1788, 30. VIII. 1793, 3. II. 1798). 

Beilage 3: 

Schreiber und Sekretäre der Reichsstadt Aachen in der älteren Zeit: 

1334—1346 Arn. de Puteo (Laurent, A. St. R.). 

1333—1353 Alexander (Sanders) (Laurent, A. St. R.). 

‘) Die Stelle war olt, auch für längere Zeit, unbesetzt. 
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1373—1376 Godefridus (Laurent, A. St. R.). 

1385 Laurens (Laurent, R. St. R.). 

1473 Ärnoldus (AAV 15, S. 116). 

1542 Joh. v. Lontzen (Macco, Ref. Bew., S. 17, wurde 1574 Bürgermeister). 
1558—1576 Huprecht v. Münster (Noppius, II, S. 181, 186; Macco, 
Wappen, II, S. 17; Sakr.-Brud., f 1579). 

1566—1583 Joh. v. Thenen (Noppius, II, S. 197; Macco, Beitr., III, S. 277; 

Ref. Bew., S. 40; Ref. Gesch. S. 66, 72, f 1622). 

1583—1596 Matth. Düppengießer (Noppius, II, S. 200; Klockers Tageb., 
ÄV 3, S. 41; ZAGV 13, S. 257; Macco, Wappen, I, S. 109). 

1598 Niki. v. Münster (Noppius, II, S. 232; v. Fürth, II, S. 154; Macco, 
Wappen, II, S. 18; Quix, Spital z. hl. Jakob, S. 42, 45, 46). 

1607— 1643 Balth. v. Münster (Klockers Tageb., RRV 7, S. 89; Sakr.- 
Brud. 1626; Akten 46 u im Stadtarchiv Aachen). 


Sekretäre von 1650 bis 1798: 

Hauptsekretäre: 

1630— 1661 Gabr. Meeßen (Macco, Wappen, I, S. 290). 

1664-1683 Matth. Peill (KE 28. II. 1664; RP 28. II. 1664; Macco, 
Wappen, II, S. 63). 

1683-1712 Joh. Jakob Moes (KE 21. X. 1683; v. Fürth, II, Anh. S. 196; 
RP 21. I. 1712). 

1712-1729 K. A. de Couet (Savelsberg, Gelehrte, S. 16; RP 15. XI. 1691, 
14. I. 1704, 21. I. 1712; Macco, Wappen, I, S. 92). 

1730 1760 H. A. Ostlender (GE 1. VII. 1730; RP 30. VI. 1730, 28. XI. 1760). 
1760-1797 Dan. Pet. Mich. Becker (GE 22. IX. 1736 Kopist, 14. IV. 1747 
Nebensekr., 5. XII. 1760 I. Sekr.; RP 30. VIII. 1736, 13. IV. 1742, 
28. XI. 1760). 

1797 Jak. Couven (Allg. Akt. 242; GE 29. XI. 1782; RP 11. IV. 1760, 
6. IX. 1771, 5. IX. 1797; Buchkremer, ZAGV 17, S. 177). 

Nebensekretäre: 

1655 —1660 Joh. v. Münster (Macco, Wappen, II, S. 18; geb. 1603, f 1660). 

1660— 1664 Matth. Peill (KE 28. II. 1664; RP 28. II. 1664; Macco, 
Wappen, II, S. 63). 

1661- 1683 Niki. Münster (RP 13. XI. 1659, 14. VII. 1661, 20. VIII. 1661). 
1683-1704 Serv. Peltzer (KE 21. III. 1664; RS 20. III. 1664; RP 20. III. 1664, 

26. III. 1665, 13. VIII. 1683, 14. 1. 1704). 

1704—1712 K. A. de Couet (Savelsberg, Gelehrte, S. 16; RP 15. XI. 1691, 
14. I. 1704, 21. I. 1712; Macco, Wappen, I, S. 92; vgl. oben). 
1712—1742 Joh. Wilh. Strauch (RP 14. I. 1704, 21.1. 1712, 13. IV. 1742). 
1742—1760 Dan. P. M. Becker (GE 22. IX. 1736 Kopist, 14. IV. 1747 
Nebensekretär, 5. XII. 1760 Hauptsekretär, siehe oben). 
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Hermann Wirtz: 


1760—1782 Joh, Wilh. Jos. Bohnen (GE 5. XII. 1760; RP 1. XII. 1760, 
29. XI. 1782). 

1782—1797 Jak. Couven (Belege siehe oben: Hauptsekretär Jak. Couven). 
1794 Friedr. Hub. Strauch (RP 3. X. 1794). 


Kopisten: 

1655 —1660 Matth. Peill (vgl. die Nebensekretäre). 

1659— 1661 Niki. Münster (vgl. die Nebensekretäre). 

1660— 1664 Gabr. Meeßen jun. (RP 1. VI. 1660; Macco, Wappen, I, S. 290). 
1664—1685 Serv. Peltzer (vgl. die Nebensekretäre). 

1683 Joh. Geulen (RP 23. VIII. 1683). 

1691—1704 K. Ä. de Couet (vgl. die Hauptsekretäre). 

1704-1712 Joh. Wilh. Strauch (vgl. die Nebensekretäre). 

1713-1736 Win. Becker (RP 30. VIII. 1736). 

1736—1742 Dan. P. M. Becker (vgl. die Hauptsekretäre). 

1742-1763 Joh. Jos. Couven (GE 15. IV. 1742; RP 13. IV. 1742; Macco, 
Beiträge, II, S. 162). 

1760— 1782 Jak. Couven (vgl. die Hauptsekretäre). 

1782—1794 Karl Frz. Meyer (GE 3. XII. 1782; ZftGV 11, S. 288). 

1794 Xav. Schwartz (KTU). 


Beilage 4: 

Verzeichnis der Bürgermeisterdiener 1655—1798. 

I. 1655— 1665 Joh. v. Maestricht (RP 26. III. 1665). 

1666—1690 Tilm. v. Maestricht (RP 26. III. 1665, 3. XI. 1690). 
1690—1696 Peter Scaffoir (RP 3. XI. 1690, 7. VI. 1696). 

1696-1732 Tilm. Nutten (RP 7. VI. 1696, 15. II. 1732, 17. IX. 1698). 
1732—1739 Leon. Wächter (RP 15. II. 1732, 21. VIII. 1739). 

1739— 1785 Niki. Erasmus (RP 31. VIII. 1739). 

II. 1655 -1666 Pet. Möhren (RP 20. V. 1666). 

1666—1679 Leon. Nutten (RP 20. V. 1666, 14. XII. 1679). 
1679—1683 Joh. Corten (RP 14. XII. 1679, 27. IX. 1683). 

1683—1698 Joh. Gosw. Moes (RP 27. IX. 1683, 17. IX. 1698, 7. VI. 1696). 
1698-1724 Sim. Niki. Kettenus (RP 17. IX. 1698, 30. III. 1724). 
1724-1756 Theod. Moes (RP 30. III. 1724, 2. III. 1756). 

1756-1772 Ludg. Mart. Moes (RP 2. III. 1756, 2. V. 1772). 

1772- 1797 Joh. Bern. Drießen (RP 2. V. 1772). 

III. 1655 -1665 Joh. Kettenus (RP 22. I. 1665). 

1665—1677 Adam Kettenus (RP 22. I. 1665, 30. III. 1677). 
1677-1709 Jak. Schmets (RP 30. III. 1677, 20. VI. 1709). 

1709-1737 Heinr. Korten (RP 20. VI. 1709, 10. V. 1737). 
1737—1780 Joh. Janssen (RP 10. V. 1737, 22. X. 1756, 10. XI. 1780; 

Savelsberg, Gelehrte, S. 15; v. Fürth, III, 1 ff.). 

1780 —1797 Corn. Joh. Schwartz (RP 10. XI. 1780). 
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IV. 1655 -1666 Jak. Gerhardtz (RP 2. IX. 1666). 

1667—1679 Joh. Bern. Möhren (RP 2. IX. 1666, 8. VI. 1679). 
1679-1684 Pet. Graft (RP 8. VI. 1679, 22. VIII. 1684; v. Fürth, II, 
Änh. S. 198). 

1684-1713 Pet. Geyer (Gier) (RP 22. VIII. 1684, 19. I. 1713). 
1713-1722 Nik. Schar (RP 19. I. 1713, 17. VII. 1722). 

1722-1754 Frz. Pet. Reuffgens (RP 17. VII. 1722, 20. XII. 1754). 
1754-1789 Joach. Ferd. Loup (RP 20. XII. 1754, 17. IV. 1789). 
1789- 1797 Mich. Kettenus (RP 17. IV. 1789). 


Beilage 5: 

Liste der oon 1650 bis 1797 bei den städtischen Gerichten tätigen Prokuratoren. 


1657 Ant. Schonmann. 

1657 Bogartz. 

1676 Casp. Becker. 

1676 Joh. Weisweiler. 

1627 Joh. Rickeis. 

1676 Wern. Cüpper. 

1676 Jak. Steinfunder. 

1679 Pet. Schwerdtfeger. 
1696—1731 Joh. Jak. Couven. 

1698 Joh. Henr. Erkelentz. 

1704 Joh. Stavelo. 

1710— 1744 Notar C. Frz. Urlichs. 
1713 Joh. Wilh. de La Haye. 

1713 Joh. Lortye. 

1728—1765 Laur. Jos. Schwartz. 
1723 Dr. Noppeney. 

1731 Biesmann. 


1735 Henr. Leon. Persia. 

1735 Matth. Steffens. 

1706—1757 Mich. Jungbluth. 

1738 Frz. Jos. Büchels. 

1751 —1765 Notar Frz. Fedder. 
1753— 1769 Carl Frz. Meyer. 
1757— 1769 Corn. Aeg. ä Campo. 
1760 Joh. Jak. Steffens. 

1765 Max Hub. Reul. 

1772 Notar Edm. Jos. Zimmer¬ 
mann. 

1772 Notar Ant. de Grass. 

1773 Joh. Nep. Quirini. 

1775 Joh. Ad. Longerich. 

1779 Fr. Hub. Strauch. 

1782 Notar Casp. Jos. Hochem. 
1787 Frz. Winkens. 


Beilage 6: 

Verzeichnis der städtischen Kerkermeister ( Grashausbewahrer). 

1467 Joh. van Burtscheit (Pick, ZAGV 8, S. 231, 8. VI. 1467). 

1497 Joh. Ortman (Pick, ZAGV 8, S. 245, 21. XI. 1497). 

1699-1702 Jak. Nütten (RP 19. V. 1699, 26. X. 1702). 

1702—1711 Hub. Münster (oder Ant. v. M.; RP 26. X. 1702, 25. V. 1711; 
GE 26. IV. 1703; RS 15. X. 1705). 

1711- 1712 Corn. Cardinal (RP 25. V. 1711, 20. VI. 1712; GE 3. VI. 1711). 

1712- 1722 Hans Henr. Wernhoff (RP 20. VI. 1712, 18. XII. 1722). 
1722-1724 Joh. Wilh. Wernhofi (RP 18. XII. 1722, 17. XI. 1724). 
1724-1730 Mich. Cüpper (RP 17. XI. 1724, 3. II. 1730; GE 18. XI. 1724). 
1730-1742 Steph. Schmitz (RP 13. VII. 1730, 11. V. 1742; GE 13. VII. 1730). 
1742—1790 Steph. Schmitz jun. (RP 11. V. 1742; GE 28. V. 1742). 

1790 Jos. Schmitz jun. (GE 23. I. 1790). 
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Hermann Wirtz: Die städtische Gerichtsbarkeit. 


Beilage 7: 

Verzeichnis der Scharfrichter der Stadt Aachen 1650—1798. 

1655 —1667 Derich Noebell (RP 22. VI. 1667). 

1667 —1692 Joh. Knocks (Knox) (RP 29. XII. 1667, 12. II. 1702; KE 
20. II. 1670). 

1695 Hans Fr. Moßel (KTU). 

1704 Joh. Knouts (KTU). 

1713-1716 Niki. Koenhoff (KTU). 

1719 -1725 Georg v. Änholt (RP 23. II. 1719; GE 18. VII. 1719). 
1731-1734 Frz. Lud. Claßen (GE 10. X. 1731). 

1734 —1778 Niki. Dillenbourg (TilJbourg) (GE 28. V. 1734). 

1779 —1797 Niki. Hammel (RP 4. IX. 1778; GE 5. VI. 1779). 



